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BMBF
Wirkungsbereich des Bundesministeriums für  
Bildung und Frauen

Öffentliche Pädagogische Hochschulen

Durch die Gründung der Pädagogischen Hochschulen kam es zur 
Zusammenführung der 51 öffentlichen und privaten Institutionen 
für die Aus–, Fort– und Weiterbildung der (Pflichtschul–)Lehrer auf 
14 Pädagogische Hochschulen. Dennoch gab es in Oberösterreich, 
in der Steiermark, in Tirol und Wien auch nach der Zusammenfüh-
rung parallel öffentliche und private Pädagogische Hochschulen. 

Die Angelegenheiten der Pädagogischen Hochschulen waren im 
BMBF organisationstechnisch zersplittert. Die Aufgabenwahrneh-
mung fand in 42 Abteilungen bzw. sechs Sektionen und einem 
Bereich statt. 

Die Anzahl der Lehramtsstudierenden an den öffentlichen Pädago-
gischen Hochschulen stieg von 4.029 (Studienjahr 2007/2008) um 
über 100 % auf 8.734 (Studienjahr 2011/2012) an. Trotz Rückgangs 
des Anteils weiblicher Studierender an den öffentlichen Pädago-
gischen Hochschulen gab es im Studienjahr 2011/2012 durchschnitt-
lich rd. 74,5 % Studentinnen in der Ausbildung.

Auch die Ausgaben für die öffentlichen Pädagogischen Hoch-
schulen erhöhten sich von 101,57 Mio. EUR (2008) um über 30 % 
auf 135,62 Mio. EUR (2012). Die durchschnittlichen Ausgaben je 
Studierenden an den öffentlichen PH betrugen im Jahr 2012 rd. 
14.400 EUR. Sie waren an der Pädagogischen Hochschule Tirol um 
rd. 2.100 EUR höher, an der Pädagogischen Hochschule Wien hin-
gegen um rd. 4.000 EUR niedriger als im Österreichschnitt. 

Neben der ungünstigen Kostensituation stellte der RH eine man-
gelnde Budgetdisziplin an der Pädagogischen Hochschule Tirol fest. 
Seit 2009 bekannte Mängel im Rechnungs– und Beschaffungswe-
sen wurden nur teilweise beseitigt. Ein umfassendes Internes Kon-
trollsystem fehlte an der Pädagogischen Hochschule Tirol, wodurch 
ein Risiko hinsichtlich der Gebarungssicherheit bestand.

Die Personalsituation beim Lehrpersonal der öffentlichen PH war 
komplex: Neben dem Stammlehrpersonal (Bundeslehrer) gab es 
dienstzugeteilte und mitverwendete Bundes– und Landeslehrer 



178 Bund 2014/10

sowie Lehrbeauftragte. Erst ab dem Studienjahr 2013/2014 stand 
für das Lehrpersonal ein Dienstrecht zur Verfügung, das dem Auf-
gabenspektrum der Pädagogischen Hochschulen entsprach.

Die Lehrerausbildung in Österreich erfolgte parallel an 14 Päda-
gogischen Hochschulen und 14 Universitäten und damit an bis 
zu 28 Ausbildungsinstitutionen in Österreich. Auch waren für die 
Lehrerausbildung zumindest zwei Bundesministerien — BMBF und 
BMWFW — zuständig. Das „Bundesrahmengesetz zur Einführung 
einer neuen Ausbildung für Pädagoginnen und Pädagogen“ führte 
zwar eine neue Studienarchitektur für die Lehramtsstudien ein, ihre 
vollständige Umsetzung wird jedoch bis zum Jahr 2019 dauern. Auch 
die Doppelstrukturen in der Lehrerausbildung — die weiterhin an 
Pädagogischen Hochschulen und Universitäten erfolgte — bestanden 
fort. Schon allein die beträchtlichen Unterschiede bei den Ausga-
ben je Studierenden machten Konzentrationen und Kooperationen 
im Rahmen der Neuorganisation der Lehrerausbildung erforderlich. 

Prüfungsziel

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung der Organe und 
Organisationsstrukturen, der Aufgabenerfüllung und Zielerreichung 
sowie der finanziellen und personellen Entwicklung einschließlich 
der Chancen– und Geschlechtergerechtigkeit der öffentlichen Päda-
gogischen Hochschulen (PH), insbesondere jener der PH Tirol und 
Wien. Weitere Schwerpunkte waren die zweiteilige Lehrerausbil-
dung in Österreich (PH insbesondere zuständig für die Ausbildung 
der Pflichtschullehrer) und die Reform der Lehrerausbildung (soge-
nannte „Pädagog/innenbildung NEU“). (TZ 1)

Ausgangslage

Das BMBF führte im März 2006 mit dem Hochschulgesetz 2005 
(HG 2005) die 51 bestehenden Institutionen für die Aus–, Fort– 
und Weiterbildung der (Pflichtschul–)Lehrer auf 14 PH zusammen. 
Auch nach der Zusammenführung bestanden in Oberösterreich, in 
der Steiermark, in Tirol und Wien parallel öffentliche und private 
PH. (TZ 2)

Das BMBF erwartete sich beim Verwaltungspersonal und bei den 
Sachausgaben durch Synergien Einsparungen von jeweils rd. 2 % 
je Jahr. Das BMBF hatte diese Ziele nicht überprüft. (TZ 2)

KURZFASSUNG



Öffentliche Pädagogische Hochschulen

Bund 2014/10  179

BMBF
Kurzfassung

Organe

Grundlegende Entscheidungen hinsichtlich der an den öffentlichen 
PH eingerichteten Organe (Hochschulrat, Rektor, Rektorat und Stu-
dienkommission) als auch der Organstruktur sowie die Genehmi-
gung des Organisationsplans oblagen dem zuständigen Mitglied der 
Bundesregierung (BMBF). (TZ 3)

Hochschulrat

Der Hochschulrat war als Kollegialorgan mit Kontroll–, Steuerungs– 
und Aufsichtsfunktionen eingerichtet. Die PH Tirol und Wien zogen 
für die Durchführung der Ausschreibungen und der Auswahlver-
fahren der (Vize–)Rektoren, einer Kernaufgabe des Hochschulrats, 
zum Teil externe (Personal–)Beratungsunternehmen heran. (TZ 4)

Die Mitglieder des Hochschulrats erhielten für ihre Tätigkeit einen 
Aufwandsersatz. Die Zahlungen an die Hochschulräte an den PH Tirol 
und Wien ließen sich nur teilweise nachvollziehen. Auch waren Dop-
pel– bzw. Fehlzahlungen durch die unterschiedlichen Auszahlungs-
stellen und –modalitäten nicht auszuschließen. (TZ 4)

(Vize–)Rektor und Rektorat

Der Rektor und die Vizerektoren standen in ihrer fünfjährigen Funk-
tionsdauer in einem sondervertraglichen Dienstverhältnis zum Bund. 
Der Rektor und die Vizerektoren bildeten gemeinsam das Rektorat. 
An den PH Tirol und Wien standen die Ausschreibungen und die 
Durchführung der Auswahlverfahren für die Positionen der Vize-
rektoren auf Basis von geänderten Funktionsbereichen nicht mehr 
im Einklang mit den genehmigten Organisationsplänen. (TZ 5)

Studienkommission

Die Studienkommission war jeweils für eine Funktionsperiode von 
drei Studienjahren zu wählen. In der Gründungsphase der PH tra-
ten bei der Durchführung der Wahlen zu den Studienkommissionen 
an den PH Tirol und Wien Probleme auf. (TZ 6) 
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An den PH Tirol und Wien war weder eine vollständige Doku-
mentation über die Aufgabenwahrnehmung (z.B. Übersicht aller 
Lehr– und Studiengänge inklusive Veränderungen) der Studienkom-
mission verfügbar noch gab es eine Prozessdokumentation für die 
Studienkommission, die klare Verantwortlichkeiten vorgab. (TZ 6)

Dokumentations– und Archivierungsmängel

Es traten zahlreiche Mängel in Bezug auf Beschlussfassungen bzw. 
Veröffentlichungen von Satzung und Geschäftsordnungen der 
Organe der PH Tirol und Wien auf. Häufig war die Protokollfüh-
rung bei den Sitzungen der Organe unzureichend, die Archivierung 
der Unterlagen mangelhaft. Aufgrund der Mängel war zum Teil die 
(ordnungsgemäße) Aufgabenwahrnehmung der Organe für den RH 
nicht nachvollziehbar. (TZ 7)

An den PH Tirol und Wien war ausschließlich ein elektronisches 
Mitteilungsblatt vorhanden; eine chronologische Ablage der Veröf-
fentlichungen bestand nicht. (TZ 7)

Organisationsstruktur der PH

Der Genehmigungslauf für die Organisationspläne der PH war kom-
plex und nahm — bedingt durch die Einbindung von vier Instituti-
onen und diversen Fachabteilungen im BMBF mit unterschiedlichen, 
durchaus kontroversiellen Interessen — viel Zeit in Anspruch. (TZ 8)

Die bestehenden Regelungen ließen den PH einen weiten Gestal-
tungsspielraum bei den Organisationsplänen. Organisationsände-
rungen wurden von den PH Tirol und Wien häufig einseitig (ohne 
Genehmigung des BMBF) umgesetzt. Dies war u.a. auf die lange 
Dauer der Genehmigungsläufe zurückzuführen. (TZ 9)

An den öffentlichen PH gab es zudem Bundeszentren. Diese fan-
den keinen Niederschlag in den Organisationsplänen der öffentli-
chen PH, was die Transparenz beeinträchtigte. (TZ 8)

Kurzfassung
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Organisation im BMBF

Die Organisation der Angelegenheiten der PH im BMBF war zer-
splittert: Für die Aufgabenwahrnehmung hinsichtlich der PH waren 
42 Abteilungen (fünf hauptverantwortliche und 37 weitere invol-
vierte Abteilungen) bzw. sechs Sektionen und ein Bereich zustän-
dig. Das BMBF hatte als Dienstgeber die Aufsicht und Kontrolle 
über die öffentlichen PH auszuüben, was bei einer Koordinierung 
und Abstimmung einer derart großen Anzahl eingebundener Abtei-
lungen bzw. Sektionen verunmöglicht wurde. (TZ 10)

Um die Kommunikationsprozesse zwischen BMBF und den PH zu 
analysieren und etwaiges Optimierungspotenzial zu identifizieren, 
startete das BMBF im Sommer 2012 das Projekt „Prozessanalyse 
zur Optimierung der Prozesse zwischen BMBF und Pädagogischen 
Hochschulen“. Die Projektbegleitung hatte ein externes Beratungs-
unternehmen inne. Gemeinsam mit dem BMBF erarbeitete es rd. 45 
Optimierungsansätze. Die Beauftragung des externen Beratungsun-
ternehmens mit Aufgaben, die zu den Kernaufgaben des BMBF zähl-
ten, verursachte Kosten in Höhe von rd. 45.000 EUR netto. (TZ 11)

Ziel– und Leistungsplan sowie Ressourcenplan

Gemäß HG 2005 hatten die Rektorate der PH jährlich einen Ziel– 
und Leistungsplan sowie einen Ressourcenplan zu erstellen. Im 
überprüften Zeitraum gab es keine Ressourcenpläne im Sinne des 
HG 2005. (TZ 12)

In den Ziel– und Leistungsplänen bestand keine Verknüpfung mit 
den Ressourcen. Dadurch konnten einerseits die PH die Ergebnis– 
bzw. Outputorientierung nicht sicherstellen und andererseits war für 
das BMBF die Ergebnissteuerung erschwert. Auch die Neugestaltung 
der Ziel– und Leistungspläne ab dem Studienjahr 2014/2015 sah 
lediglich teilweise eine Verknüpfung mit den Ressourcen vor. (TZ 12)

Inhalte der Ziel– und Leistungspläne

Die öffentlichen PH setzten sich in ihren Ziel– und Leistungsplänen 
für jede Leistung (z.B. Ausbildung, Fort– und Weiterbildung, For-
schung) Ziele und definierten Vorhaben. Die Ziele leiteten sich aus 
den Schwerpunkten des BMBF ab und waren mit quantifizierten 
Kenngrößen ausgestattet. Für die Vorhaben waren Umsetzungster-
mine und Meilensteine definiert. Die Anzahl der von den PH Tirol 
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und Wien jährlich gesetzten Ziele und Vorhaben war jedoch zu 
hoch. Dies zeigte auch das geringe Ausmaß der Zielerreichung. Bei 
der PH Tirol fehlte eine Verknüpfung der Vorhaben zu den Schwer-
punkten des BMBF und den Zielen der PH. (TZ 13)

Ablauf und Genehmigung der Ziel– und Leistungspläne

Das BMBF genehmigte die Ziel– und Leistungspläne aufgrund des 
aufwändigen und komplexen Prozesses verspätet, oft lange nach 
Beginn des Geltungszeitraums. Dadurch wurde für die PH eine 
sinnvolle Planung bzw. Vorbereitung auf das kommende Studien-
jahr erschwert. Auch die Steuerungsfunktion des BMBF war ein-
geschränkt. (TZ 14)

Ressourcen

Das BMBF wies die Personalressourcen für die Lehrenden und das 
Verwaltungspersonal erst im Dezember für das laufende Studienjahr 
(Beginn Oktober) zu. Die Sachressourcen und die Honorare für die 
Lehrbeauftragten teilte es zwischen März und Mai für das laufende 
Kalenderjahr zu. Darüber hinaus teilten die Fachabteilungen des 
BMBF Ressourcen für Sonderprojekte während des gesamten Jah-
res zu. Die Personal– und Sachressourcen stellte das BMBF in Wert-
einheiten (WE), Planstellen und in Geld zur Verfügung. Die späte 
und in unterschiedlichen Einheiten gestaltete Zuteilung der Ressour-
cen war für die öffentlichen PH intransparent. Dies erschwerte die 
Budgetplanung und den –vollzug erheblich und verursachte hohe 
Ineffizienzen innerhalb des Ressorts. (TZ 15)

Der Verbrauch an Personalressourcen für die Lehrenden an den 
öffentlichen PH stieg im überprüften Zeitraum um rd. 31,8 % an. 
Das lag v.a. an der Zunahme der Studierenden und der gestiegenen 
Anzahl an Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen. Durch die v.a. 
zu hohe und ungenaue Zuteilung der Ressourcen verbrauchten die 
öffentlichen PH nicht alle vom BMBF zur Verfügung gestellten Res-
sourcen und wurden Ineffizienzen begünstigt. (TZ 16)

Kurzfassung
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Zielerreichung

Die PH hatten laut Vorgabe des BMBF jährlich einen Leistungsbe-
richt zu ihren Ziel– und Leistungsplänen zu erstellen. Zum Teil fehl-
ten die Leistungsberichte der PH Tirol und Wien. Dadurch waren 
die Kontrolle der Zielerreichung und somit die Effektivität der Ziel– 
und Leistungspläne nicht zur Gänze gewährleistet. (TZ 17)

Konnten die PH die Zielwerte nicht erreichen, erläuterten sie in den 
Leistungsberichten die Abweichungen und definierten Maßnahmen 
zur Gegensteuerung. Die häufigsten Ursachen für das Nichterrei-
chen der Ziele waren fehlende Maßnahmen durch die PH und Ver-
zögerungen bei der Umsetzung. Einen Sanktionsmechanismus bei 
Nichterreichen von Zielen gab es nicht. (TZ 17)

Zielvereinbarungen innerhalb der PH

Die Zielvereinbarungen innerhalb der PH brachen die Ziel– und 
Leistungspläne auf die jeweils in Frage kommenden Organisati-
onseinheiten der PH herunter. An den PH Tirol und Wien schlos-
sen die Rektorate keine Zielvereinbarungen mit ihren Organisati-
onseinheiten ab. (TZ 18)

Fort– und Weiterbildung 

Die Schwerpunktsetzungen des BMBF für die Fort– und Weiterbil-
dung für den Zeitraum 2010 bis 2013 ermöglichten den PH länger-
fristige Entwicklungsperspektiven und Planungssicherheit. Die Kon-
tinuität der Fort– und Weiterbildung für zentrale Reformvorhaben 
des BMBF nach 2013 war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch 
nicht sichergestellt. (TZ 20) 

In einem Grundsatzpapier vom Dezember 2011 legte das BMBF 
Qualitätsstandards für die Veranstaltungen und die Lehrenden in 
der Fort– und Weiterbildung fest. Dies waren erste Ansätze, um 
die Qualität in der Fort– und Weiterbildung zu optimieren. (TZ 20)

Der Erstellungs– und Zuteilungsprozess des Fort– und Weiterbil-
dungsbudgets im BMBF mit einer Vielzahl von Ansprechpartnern 
war komplex. Von den Budgets standen 55 % für regionale Erfor-
dernisse (Landesschulrat), 35 % für zentrale Erfordernisse (BMBF) 
und 10 % für die PH autonom zur Verfügung. Die strikte Trennung 
in zentrale und regionale Erfordernisse war inflexibel und nur in 

Kurzfassung



184 Bund 2014/10

Ansätzen bedarfsorientiert. Der PH–autonome Anteil wurde bisher 
von den PH Tirol und Wien nicht explizit zur Schwerpunktsetzung 
genutzt. (TZ 21)

Seit dem Studienjahr 2009/2010 erstellte das BMBF jährlich Berichte 
über die Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen. Konkrete Steue-
rungsmaßnahmen aufgrund dieser Berichte erfolgten nicht. (TZ 22)

In den Studienjahren 2009/2010 bis 2011/2012 stieg die Anzahl an 
Lehrveranstaltungen in der Fortbildung an allen PH um rd. 30,6 % 
auf 18.544. Die PH Tirol bot im Studienjahr 2011/2012  1.774 Lehr-
veranstaltungen (Anstieg rd. 25,9 %) an, die PH Wien 2.289 Lehr-
veranstaltungen (Anstieg rd. 13,5 %). Die Anmeldungen zu den 
Fortbildungsveranstaltungen nahmen um über 40 % zu. (TZ 22)

In der Weiterbildung stieg die Anzahl der Lehrveranstaltungen vom 
Studienjahr 2010/2011 auf das Studienjahr 2011/2012 österreich-
weit um rd. 10,3 % auf 2.948 an. Auch bei den Anmeldungen war 
ein Anstieg um rd. 13,4 % festzustellen. An der PH Tirol blieb 
die Anzahl der Lehrveranstaltungen annähernd gleich, die Anmel-
dungen gingen zurück. Neben einem leichten Anstieg der Lehrver-
anstaltungen hatte die PH Wien einen hohen Zuwachs an Anmel-
dungen zu verzeichnen. (TZ 22)

Im Studienjahr 2011/2012 wurden österreichweit rd. 12,3 % aller 
Lehrveranstaltungen der Schwerpunkte des BMBF aufgrund des 
Nichterreichens der Mindestteilnehmerzahlen abgesagt. Die PH Tirol 
lag mit rd. 12,6 % leicht darüber, die PH Wien mit rd. 7,7 % darun-
ter. Die hohe Absagerate bei Lehrveranstaltungen zum Schulma-
nagement an der PH Tirol deutete auf ungenaue Planungen und 
organisatorische Mängel hin. (TZ 23)

An allen PH wurden im Studienjahr 2011/2012 lediglich rd. 5,1 % 
der Lehrveranstaltungen (rd. 5 % der Anmeldungen) im Fortbil-
dungsbereich in den Sommermonaten (Juli und August) angebo-
ten. Die PH Tirol lag mit rd. 5,8 % über dem Österreichschnitt. 
Die PH Wien hatte kaum Lehrveranstaltungen in den Ferienzeiten 
(rd. 0,8 %). Angesichts der angespannten Personalsituation bei den 
Lehrpersonen waren Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen in 
der unterrichtsfreien Zeit unumgänglich, um genügend Lehrper-
sonen für den Unterricht zur Verfügung zu haben. (TZ 24)
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Kosten der Fort– und Weiterbildung

In den Studienjahren 2009/2010 bis 2011/2012 stiegen die Gesamt-
kosten für die Fortbildungslehrveranstaltungen an allen PH um 
rd. 22,5 % auf 10,79 Mio. EUR. An der PH Tirol erhöhten sie sich um 
rd. 9,8 %, an der PH Wien um rd. 3,4 %. Im Studienjahr 2011/2012 
lagen die Kosten pro Fortbildungslehrveranstaltung an der PH Tirol 
mit 437,20 EUR rd. 25 % unter dem Österreichschnitt (581,87 EUR); 
die PH Wien lag mit 694,57 EUR um rd. 20 % darüber. (TZ 25)

Die Kosten für die Weiterbildungsveranstaltungen stiegen in den Stu-
dienjahren 2010/2011 und 2011/2012 an allen PH um rd. 17,7 % auf 
4,58 Mio. EUR an. An der PH Tirol erhöhten sie sich um rd. 8,5 %, 
an der PH Wien um rd. 43,9 %. Im Studienjahr 2011/2012 lagen 
die Kosten pro Weiterbildungsveranstaltung an der PH Tirol mit 
1.419,60 EUR rd. 10 % unter dem Österreichschnitt (1.560,25 EUR); 
die PH Wien lag mit 3.077,56 EUR um rd. 100 % darüber. (TZ 25)

Forschung

Das HG 2005 schrieb die Forschung an den PH verpflichtend vor 
und hob die Verbindung zur Lehre hervor. Die PH Tirol setzte sechs 
Forschungsschwerpunkte und führte zur Zeit der Gebarungsüber-
prüfung 26 Projekte durch, davon 16 in Kooperation mit anderen 
Forschungseinrichtungen. Die PH Wien setzte sieben Forschungs-
schwerpunkte. Es gab zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 19 lau-
fende Projekte, davon 13 in Kooperation mit anderen Institutionen. 
Seitens des BMBF erfolgte keine Abstimmung und Koordination 
der Forschungsschwerpunkte zwischen den PH, was zu Überschnei-
dungen führte. (TZ 26)

Die Finanzierung der Forschung erfolgte im Wesentlichen mit den 
durch die vom BMBF zugeteilten Personal– und Sachressourcen. Die 
öffentlichen PH verbrauchten im Studienjahr 2011/2012 lediglich 
21,66 VBÄ (PH Tirol: 2,33 VBÄ; PH Wien: 8,91 VBÄ) für Forschung, 
das waren rd. 1,4 % der gesamten Personalressourcen (PH Tirol 
rd. 1,2 %; PH Wien rd. 3,2 %). (TZ 27)

Das BMBF stellte im Informationsmanagementsystem der PH (PH–
Online) zwei Applikationen zur Dokumentation der Forschungspro-
jekte zur Verfügung. Eine einheitliche verpflichtende Dokumentation 
der Forschungsaktivitäten der PH gab es nicht. Neben PH–Online 
gab es eine zusätzliche Datenbank im BMBF zur Dokumentation der 
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österreichweiten Bildungsforschung. Die Eingabe der Forschungspro-
jekte durch die PH in zwei Datenbanken war ineffizient. (TZ 28, 29)

Lehrerausbildung in Österreich

In Österreich wurde parallel an 14 PH und an 14 Universitäten eine 
Lehramtsausbildung angeboten. Die Ausbildung an den PH unter-
schied sich von jener an den Universitäten in der Dauer, dem Erfor-
dernis zur positiven Absolvierung eines Aufnahme– und Eignungs-
verfahrens und den Schwerpunkten. Für die Lehrerausbildung waren 
zumindest zwei Bundesministerien — BMBF und BMWFW — zustän-
dig. Dies führte zu Doppelgleisigkeiten und Parallelstrukturen sowie 
zu Mehrkosten. (TZ 30)

Die Absolventen der PH waren überwiegend im Pflichtschulbereich 
(Landeslehrer) tätig, jene der Universitäten an den mittleren und 
höheren Schulen des Bundes (Bundeslehrer). Für beide Bereiche 
galten unterschiedliche gesetzliche Rahmenbedingungen sowie 
ein unterschiedliches Dienst– und Besoldungsrecht. Das „Bundes-
rahmengesetz zur Einführung einer neuen Ausbildung für Päda-
goginnen und Pädagogen“ vom Juni 2013 setzte erste Reform-
schritte zu einer modularen Lehrerausbildung. Im Dezember 2013 
beschloss der Nationalrat ein einheitliches Dienst– und Besoldungs-
recht für sämtliche neu eintretenden Lehrpersonen ab dem Schul-
jahr 2019/2020. (TZ 30)

Lehrerausbildung an den PH

Die Schwerpunkte der Lehramtsstudien an den PH lagen in der päda-
gogischen Ausbildung mit Praxisbezug. Den größten Anteil am Aus-
bildungsangebot der öffentlichen PH stellten die Lehramtsstudien 
für die allgemein bildenden Pflichtschulen dar. Außerdem gab es 
an vier öffentlichen PH Lehramtsstudien im Bereich der Berufspä-
dagogik. (TZ 31)

Trotz der abschlägigen Erledigung durch das BMBF bot die PH Tirol 
den Lehrgang zur unterstützenden Erteilung des katholischen Reli-
gionsunterrichts an. Im überprüften Zeitraum fielen dafür Kosten 
in Höhe von rd. 400.000 EUR an. (TZ 31)
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Studierende an den öffentlichen PH

Die öffentlichen PH hatten im Studienjahr 2011/2012 insgesamt 
7.161 Studierende für die Lehrämter der allgemein bildenden Pflicht-
schulen, die PH Tirol 696, die PH Wien 1.733. Im überprüften Zeit-
raum stieg die Anzahl der Studierenden in diesem Bereich stark an: 
an den öffentlichen PH gesamt um rd. 120,4 %, an der PH Tirol um 
rd. 107,8 %, an der PH Wien um rd. 184,6 %. Die Anzahl der Stu-
dierenden für die Lehrämter der Berufspädagogik verdoppelte sich 
auf insgesamt 1.573 Studierende, an der PH Tirol erhöhte sie sich 
um rd. 80,0 %, an der PH Wien um rd. 121,2 %. (TZ 32)

Absolventen an den öffentlichen PH

Die Anzahl der Absolventen der Lehramtsstudien allgemein bilden-
der Pflichtschulen aller öffentlichen PH erhöhte sich im überprüf-
ten Zeitraum um rd. 233,3 % auf 1.380 Absolventen. Der Anstieg 
der Anzahl der Absolventen der Berufspädagogik der öffentlichen 
PH betrug rd. 83,1 % (368 Absolventen). (TZ 33)

An der PH Tirol verdreifachte sich die Anzahl der Absolventen der 
Lehramtsstudien der allgemein bildenden Pflichtschulen, die der 
Berufspädagogik verdoppelte sich. Eine besonders hohe Steigerungs-
rate wies die Anzahl der Absolventen der Lehrämter der allgemein 
bildenden Pflichtschulen (rd. 451,3 %) an der PH Wien auf. Die 
Anzahl der Absolventen der Lehrämter Berufspädagogik stieg hier 
um rd. 26,3 %. (TZ 33)

Pädagog/innenbildung NEU 

Das „Bundesrahmengesetz zur Einführung einer neuen Ausbildung 
für Pädagoginnen und Pädagogen“ vom Juni 2013 führte eine neue 
Studienarchitektur für die Lehramtsstudien ein. Es setzte wichtige 
Elemente einer Reform der Lehrerausbildung um, z.B. eine einheit-
liche institutionalisierte Ausbildung für sämtliche Lehrpersonen, 
eine gleichwertige pädagogische Ausbildung für Lehrer aller Schul-
stufen sowie Eignungs– und Aufnahmeverfahren für ein Lehramts-
studium. (TZ 34)

Die Parallelstrukturen in der Lehrerausbildung zwischen PH und 
Universitäten waren allerdings nach wie vor gegeben. Auch die Res-
sortzuständigkeiten des BMBF und des BMWFW blieben — entgegen 
der Empfehlung der Arbeitsgruppe „Verwaltung Neu“ — unverän-
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dert. In den Materialien zur Gesetzesvorlage wurden Mehrausga-
ben für den Vollausbau (im Jahr 2022) mit 14,60 Mio. EUR bezif-
fert. Um im Rahmen der berechneten finanziellen Auswirkungen 
des Bundesrahmengesetzes zu bleiben, waren effizienzsteigernde 
Maßnahmen im Rahmen der Lehrerausbildung unbedingt erfor-
derlich. (TZ 34, 35)

Das Bundesrahmengesetz sah für die Lehramtsstudien an PH und an 
Universitäten verpflichtend ein Eignungs– und Aufnahmeverfah-
ren vor. Die novellierte Hochschul–Zulassungsverordnung 2013 soll 
Kooperationen mit Universitäten ermöglichen. Aufgrund der auto-
nomen Entscheidungsbefugnis jeder einzelnen Universität könnte 
eine Vielzahl unterschiedlicher Eignungs– und Aufnahmeverfah-
ren die Folge sein. (TZ 36)

Für die Lehramtsstudien an den PH war die Hochschul–Curricula-
verordnung die Grundlage für die Erstellung der Curricula (Studien-
pläne) sowie für die Prüfungsordnungen. Die Hochschul–Curricula-
verordnung stand im Spannungsfeld zwischen dem Erfordernis einer 
bundesweit einheitlichen Ausbildung und den im Rahmen der Hoch-
schulautonomie bestehenden Freiräumen der Studienkommissionen. 
Zusätzlich setzte die Novelle der Hochschul–Curriculaverordnung 
aus 2013 auf eine weitergehende Flexibilität, um Kooperationen mit 
Universitäten zu ermöglichen. Diese Freiräume könnten eine bun-
desweit einheitliche Lehrerausbildung gefährden. Auch waren die 
rechtlichen Grundlagen für Kooperationsvereinbarungen zwischen 
PH und Universitäten zur Zeit der Gebarungs überprüfung noch nicht 
umfassend geklärt. (TZ 37, 38)

Das Bundesrahmengesetz normierte ein neues Verfahren zur Qua-
litätssicherung der Curricula durch die Installierung eines Quali-
tätssicherungsrats. Durch Einrichtung dieses Gremiums bestand die 
Gefahr unwirtschaftlicher Doppelstrukturen. (TZ 37) 

Zur effizienten Umsetzung der Pädagog/innenbildung NEU waren 
sogenannte Entwicklungsverbünde zwischen den Ausbildungsin-
stitutionen geplant. Diese standen zur Zeit der Gebarungsüberprü-
fung in den Anfängen. (TZ 39)

Im Bereich der PH Tirol hatte sich der Entwicklungsverbund WEST 
(Kirchliche PH Edith Stein, PH Tirol, PH Vorarlberg und Universität 
Innsbruck) konstituiert. Konkrete Maßnahmen wurden bisher nicht 
vereinbart. Für die PH Wien waren noch keine Aktivitäten in Bezug 
auf einen Entwicklungsverbund dokumentiert. (TZ 39)
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Qualitätsentwicklung

Die PH Tirol und Wien verfügten über Ansätze eines Qualitätsma-
nagementsystems, dessen Aufbau im HG 2005 verpflichtend vorge-
sehen war. Die PH Tirol startete mit den Implementierungsarbeiten 
spät, zeigte jedoch eine engagierte Vorgehensweise. Die PH Wien 
begann bereits bei Gründung mit der Einführung eines Qualitäts-
managements, reduzierte jedoch seitdem kontinuierlich die Akti-
vitäten. (TZ 40)

Evaluierungen

Details zu den Evaluierungen der PH waren in der Hochschul–Eva-
luierungsverordnung festgelegt, die allerdings erst mit Juli 2009 
und damit zwei Studienjahre verspätet in Kraft trat. Eine Weiter-
leitung der Evaluierungsberichte der PH innerhalb des BMBF an die 
mit den PH befassten Abteilungen unterblieb, was allfällige Kor-
rekturmaßnahmen der betroffenen Abteilungen unterband. (TZ 41)

Bei den Evaluierungen des Lehrangebots der öffentlichen PH bestan-
den mehrere Problembereiche. So waren verschiedene Evaluierungs-
methoden im Einsatz. Die Evaluierungsergebnisse hatten aufgrund 
der geringen Rücklaufquoten eine geringe Aussagekraft. (TZ 42)

Nach Anlaufschwierigkeiten bestand an der PH Tirol das Bemü-
hen, zweckmäßige Evaluierungen durchzuführen. Es gab dennoch 
dringenden Handlungsbedarf im Bereich der Lehrveranstaltungs-
evaluierung der Fort– und Weiterbildung (Institut für Schulquali-
tät und Innovation) sowie der Evaluierung der Organisationsein-
heiten. (TZ 43)

Im Studienjahr 2010/2011 lag an der PH Wien die Rücklaufquote 
der zur Evaluierung eingesetzten Fragebögen im Bereich der Aus-
bildung weit unter 10 %. Über die Evaluierung der Lehrveranstal-
tungen im Studienjahr 2011/2012 der PH Wien lag zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung kein Bericht vor. (TZ 44)

PH–Online

PH–Online war das Informationsmanagementsystem aller PH in 
Österreich. Das BMBF schloss 2006 mit der Technischen Univer-
sität Graz einen Kooperationsvertrag über die Entwicklung und 
den Lizenzerwerb für ein IT–Verwaltungssystem. Das Basissystem 
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wurde ursprünglich für den Ausbildungsbereich entwickelt; die spe-
zifischen Anforderungen für die Fortbildung im Schulbereich deckte 
es nicht ab. Anpassungen zur Berücksichtigung der Fortbildung in 
PH–Online mussten daher separat beauftragt und bezahlt werden: 
Anschaffung Basisplattform: rd. 802.000 EUR; zusätzliche Anpas-
sungen von Juli 2008 bis April 2013: rd. 560.000 EUR. (TZ 45, 46)

Laut BMBF kam ein Verhandlungsverfahren mit mehreren Bie-
tern ohne vorherige Bekanntmachung zur Anwendung. Das BMBF 
qualifizierte die durchgeführte Iststands–Erhebung als ein solches 
Verhandlungsverfahren. Da die Iststands–Erhebung aber lediglich 
die Erfüllung der Auswahlkriterien für die verschiedenen Anbie-
ter enthielt, stellte sie kein Verhandlungsverfahren ohne vorherige 
Bekanntmachung dar. Durch diese Vorgehensweise und das Unter-
bleiben eines ordnungsgemäßen Vergabeverfahrens kam kein Wett-
bewerb zustande und konnte die Preisangemessenheit nicht sicher-
gestellt werden. (TZ 47)

Bei Einführung von PH–Online vereinbarten das BMBF (öffentliche 
PH), das Interdiözesane Amt für Unterricht und Erziehung (pri-
vate PH) und das BMLFUW (Hochschule für Agrar– und Umwelt-
pädagogik) eine Kostenaufteilung. Die laufenden Kosten für den 
Betrieb betrugen im Studienjahr 2012/2013 rd. 727.000 EUR, wovon 
94,67 % auf das BMBF, 4,46 % auf das Interdiözesane Amt für 
Unterricht und Erziehung und 0,87 % auf das BMLFUW entfielen. 
Diese Aufteilung entsprach weder der ursprünglich vereinbarten 
Kostenaufteilung noch den aktuellen Studierendenzahlen der ein-
zelnen Institutionen. (TZ 48)

Finanzielle Entwicklung

Die Ausgaben insgesamt für die öffentlichen PH erhöhten sich von 
2008 bis 2012 um rd. 33,5 % auf rd. 135,62 Mio. EUR. An der 
PH Tirol betrug der Anstieg der Ausgaben rd. 40,2 % und war 
somit höher als im Österreichschnitt. An der PH Wien betrug der 
Anstieg der Ausgaben rd. 28,8 % und lag somit unter dem Öster-
reichschnitt. Der Anstieg war v.a. auf die gestiegenen Studieren-
denzahlen zurückzuführen. (TZ 49) 

Die durchschnittlichen Ausgaben je Studierenden an den öffentlichen 
PH betrugen im Jahr 2012 rd. 14.400 EUR. An der PH Tirol waren 
sie um rd. 2.100 EUR höher, an der PH Wien um rd. 4.000 EUR 
niedriger als im Österreichschnitt. (TZ 49)
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Die Tätigkeiten im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit an den öffent-
lichen PH waren nicht sehr ausgeprägt. Das Handbuch „Pädago-
gische Hochschulen – Teilrechtsfähigkeit“ des BMBF hielt fest, dass 
für Verbindlichkeiten im Bereich der Teilrechtsfähigkeit den Bund 
keine Haftung trifft. Es fehlten jedoch Ausführungen zur Konkre-
tisierung der Haftungsfrage. (TZ 49) 

Obwohl die Seminarräume der PH Tirol eine geringe Auslastung 
von etwa einem Drittel bis knapp 50 % aufwiesen, mietete die 
PH Tirol im März 2012 neben weiteren Büro– auch sechs Semi-
narräume sowie einen Gruppenraum zu rd. 91.000 EUR jährlich 
an. Diese angemieteten Seminarräume wiesen eine noch geringere 
Auslastung auf. Auch die PH Wien mietete zusätzliche Räumlich-
keiten mit einer Miete von jährlich rd. 194.000 EUR an, dies ohne 
die Auslastung in den bestehenden Räumlichkeiten überprüft zu 
haben. (TZ 50)

Entgegen den Vorgaben des HG 2005 führten weder die PH Tirol 
noch die PH Wien eine Kosten– und Leistungsrechnung. Dadurch 
konnten weder Benchmarks gesetzt noch eine wirkungsorientierte 
Steuerung der PH unterstützt werden. (TZ 51)

Internes Kontrollsystem 

Die Buchhaltungsagentur des Bundes stellte an der PH Tirol seit 
2009 eine Vielzahl an Mängeln fest. Betroffen waren v.a. die Kas-
sensicherheit, die durchlaufende Gebarung und die Einhaltung des 
Haushaltsrechts. Auch bei der Beschaffung von Waren und Dienst-
leistungen gab es Beanstandungen. Erst Ende 2012 reagierte die 
PH Tirol durch personelle Umbesetzungen und eine Neuregelung 
der Kassengebarung. (TZ 52)

Ein umfassendes Internes Kontrollsystem fehlte an der PH Tirol; das 
vorhandene Prozesshandbuch regelte nur einzelne Bereiche; beste-
hende Sollprozesse bildeten nicht alle gesetzlichen Vorschriften (z.B. 
den verpflichtenden Bezug von Waren und Dienstleistungen über 
die Bundesbeschaffung GmbH) oder das Vier–Augen–Prinzip ab; 
auch die Inventarverwaltung war mangelhaft: So waren Geräte im 
Wert von rd. 20.700 EUR nicht auffindbar. (TZ 52) 

An der PH Wien kam ein Internes Kontrollsystem zur Anwen-
dung. Jede Bestellung von Waren und Dienstleistungen bedurfte 
der Genehmigung durch das Rektorat. (TZ 52)

Kurzfassung



192 Bund 2014/10

An den PH Tirol und Wien waren wichtige Prozessabläufe in der 
Lehrveranstaltungsverwaltung nicht genormt bzw. dokumentiert. 
Dadurch war ein Risiko in Bezug auf die Gebarungssicherheit gege-
ben. (TZ 53)

An der PH Tirol konnten im Jahr 2012 Sachausgaben von mehr 
als 200.000 EUR aufgrund einer Budgetüberschreitung nicht mehr 
bezahlt werden. Diese belasteten das PH–Budget des Finanz-
jahres 2013. Die PH Wien hielt in der Regel die Monatsvoran-
schläge ein. (TZ 54)

Lehrpersonal

Das Lehrpersonal an den öffentlichen PH setzte sich aus dem 
Stammlehrpersonal (Bundeslehrer), dienstzugeteilten Bundes– und 
Landeslehrern, mitverwendeten Bundes– und Landeslehrern und 
Lehrbeauftragten zusammen. Die unterschiedlichen gesetzlichen 
Rahmenbedingungen für Bundes– und Landeslehrer sowie Lehr-
beauftragte verursachten eine aufwändige Personaladministration 
und –verrechnung. (TZ 55) 

Österreichweit stieg das Lehrpersonal (ohne Lehrbeauftragte) 
an den öffentlichen PH im überprüften Zeitraum um rd. 21,4 % 
auf rd. 1.332 VBÄ an. Während der Anstieg an der PH Tirol mit 
rd. 33,1 % über dem Österreichschnitt lag, war er an der PH Wien 
mit rd. 9,6 % darunter. Umgekehrt verhielt sich die Entwicklung 
der Lehrbeauftragten: Der Anstieg an der PH Wien (rd. 73,4 %) lag 
über und jener an der PH Tirol (rd. 32,3 %) unter dem Österreich-
schnitt von rd. 58,8 %. (TZ 56) 

Die Personalausgaben für das Lehrpersonal nahmen im überprüf-
ten Zeitraum österreichweit um rd. 37,7 % (rd. 108,72 Mio. EUR 
im Studienjahr 2011/2012) zu. Der Anstieg an der PH Tirol lag mit 
rd. 45,2 % über und jener an der PH Wien mit rd. 26,5 % unter 
dem Bundesschnitt. (TZ 56)

Bei der Zusammensetzung des Lehrpersonals kam es zu Umschich-
tungen: Das Stammlehrpersonal nahm ab, das dienstzugeteilte und 
mitverwendete Lehrpersonal stieg stark an. Insbesondere das dienst-
zugeteilte Lehrpersonal nahm im überprüften Zeitraum sehr stark 
zu (österreichweit rd. 171,60 %). Dies beeinträchtigte die Planstel-
lenwahrheit und führte zu mangelnder Transparenz in der Perso-
nalbewirtschaftung. (TZ 56)
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Das dienstzugeteilte Lehrpersonal stellte im Studienjahr 2011/2012 
rund ein Viertel des gesamten Lehrpersonals an öffentlichen PH 
dar. Rund 29,8 % der Dienstzuteilungen dauerten länger als drei 
Jahre (PH Tirol rd. 31,6 %, PH Wien rd. 18,7 %). Dies obwohl der 
Gesetzgeber Dienstzuteilungen nicht zur mittel– bzw. langfristigen 
Personalbereitstellung vorgesehen hatte. (TZ 57)

Knapp über 35 % der vom BMBF für das Lehrpersonal (ohne Lehr-
beauftragte) zur Verfügung gestellten Ressourcen an den öffentlichen 
PH flossen in nicht lehrende Tätigkeiten. An der PH Wien lag der 
Anteil sogar über 40 %; ebenso rangierte die PH Tirol (rd. 37,5 %) 
über dem Durchschnitt. (TZ 58)

Obwohl der Einsatz von Verwaltungsbediensteten kostengünstiger 
wäre, setzten beide PH Lehrpersonal für Verwaltungsaufgaben ein. 
Das entzog dem Lehrbereich Lehrpersonal und schuf eine intranspa-
rente Personalsituation: So nahm bspw. die PH Tirol teilweise Per-
sonen mit facheinschlägigem Studium (z.B. Rechtswissenschaften, 
Betriebswirtschaftslehre) auf und stellte sie — mangels administra-
tiver Planstellen — mittels Sondervertrag als „Lehrer“ an. (TZ 59)

Verwaltungspersonal

Im überprüften Zeitraum stieg das Verwaltungspersonal an den 
öffentlichen PH um rd. 10,6 % auf rd. 368 VBÄ im Studien-
jahr 2011/2012 an (PH Tirol rd. 26,4 %, PH Wien rd. 2,3 %). Mit 
der Zunahme des Verwaltungspersonals stiegen auch die diesbezüg-
lichen Ausgaben um rd. 10,0 % auf rd. 12,36 Mio. EUR österreich-
weit an (PH Tirol rd. 24,9 %, PH Wien rd. 6,5 %). (TZ 60)

Bei Gründung der PH wurden das Pädagogische Institut des Landes 
Tirol bzw. das Pädagogische Institut der Stadt Wien in die PH Tirol 
bzw. die PH Wien überführt. Da das BMBF die in der Gründungs-
phase weggefallenen Verwaltungsdienststellen der Pädagogischen 
Institute nur teilweise wieder den PH zuwies, verfügte die PH Tirol 
um rd. 5,1 % und die PH Wien um rund ein Drittel weniger Ver-
waltungspersonal als die jeweiligen Vorgängerinstitutionen. (TZ 60)

Die PH Tirol bemühte sich im Herbst 2012 um die Übernahme von 
Mitarbeitern aus dem Mobilitätsprogramm „Postler zum Bund“ in 
den Verwaltungsdienst der PH Tirol. Bis zum Ende der Gebarungs-
überprüfung waren keine Bediensteten zugeteilt worden. (TZ 61)
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Tiroler Bildungsservice

Im Studienjahr 2012/2013 stellte die PH Tirol dem Tiroler Bildungs-
service zehn mitverwendete Landeslehrer im Ausmaß von rd. 5 VBÄ 
(rd. 329.000 EUR) zur Verfügung. Ein Mehrwert für die PH Tirol 
war nicht feststellbar. Außerdem fehlte eine vertragliche Grund-
lage. (TZ 62)

Verbundzentrale des Verbunds für Bildung und Kultur

Bei der PH Wien war die Verbundzentrale des Verbunds für Bil-
dung und Kultur angesiedelt. Diese erbrachte für insgesamt zwölf 
Bibliotheken von nachgeordneten Dienststellen des BMBF verwal-
tende und organisierende Dienstleistungen. In der Verbundzentrale 
waren vier Bedienstete beschäftigt, die unter dem Verwaltungsper-
sonal der PH Wien aufschienen. Dies widersprach dem Grundsatz 
der Planstellenwahrheit. (TZ 63)

PH–Lehrerdienstrecht Neu

Die Dienstrechts–Novelle 2012 – Pädagogische Hochschulen schuf 
ein neues Lehrerdienstrecht für das Lehrpersonal an den PH. Für 
das Lehrpersonal stand erst ab dem Studienjahr 2013/2014 ein 
Dienstrecht zur Verfügung, das dem Aufgabenspektrum der PH ent-
sprach. (TZ 64) 

In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage errechnete das BMBF 
die Kostenneutralität des neuen PH–Lehrerdienstrechts. Finanzielle 
Auswirkungen der neu eingeführten Freistellung für Forschungs– 
und Lehrzwecke waren allerdings nicht berücksichtigt. (TZ 65)

Für die Leistungsprämien steht den PH ein Prämientopf zur Ver-
fügung, der nach leistungsorientierten Kriterien auf die Lehrper-
sonen aufzuteilen ist. Die gesetzlichen Regelungen ließen den Ver-
teilungsmodus weitgehend offen. (TZ 65)

Nach einer Auswertung des BMBF lehrte das Lehrpersonal (Stamm– 
und dienstzugeteiltes Lehrpersonal) an den öffentlichen PH im 
Studienjahr 2012/2013 durchschnittlich rd. 12,3 Wochenstunden 
(PH Tirol rd. 11,7 Wochenstunden, PH Wien rd. 10,5 Wochenstun-
den). Die Aufteilung der Lehre auf die einzelnen Lehrpersonen war 
jedoch sehr unterschiedlich und wies eine Bandbreite von null bis 
zu rd. 28 Wochenstunden auf. (TZ 66)

Kurzfassung
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Im Lehrpersonal der PH gab es Diplompädagogen (Lehramtsstudium 
gemäß Akademien–Studiengesetz 1999), für die eine Nachgraduie-
rung erforderlich war. (TZ 67)

Die öffentlichen PH sind in den nächsten Jahren mit einem starken 
Personalabgang infolge von Pensionierungen konfrontiert. Laut 
Prognose des BMBF zum Stichtag 1. Jänner 2013 wird bis zum 
Jahr 2025 mit der Pensionierung von rd. 57,2 % des Lehrpersonals 
der öffentlichen PH zu rechnen sein (PH Tirol rd. 50,5 %, PH Wien 
rd. 75,8 %). Hier war eine gezielte Personalrekrutierung unum-
gänglich. (TZ 67)

Personaladministration

Im BMBF — als Dienstbehörde — war eine Abteilung für das Lehr-
personal und eine andere Abteilung für das Verwaltungspersonal 
der PH zuständig. Die Zusammenarbeit der PH Tirol und Wien mit 
der zuständigen Abteilung des BMBF in Personalangelegenheiten 
der Lehrer gestaltete sich schwierig. (TZ 68)

Chancen– und Geschlechtergerechtigkeit

Die Hervorhebung der Themen Gender Mainstreaming und Diver-
sität im HG 2005, in der Hochschul–Curriculaverordnung und 
durch das Wirkungsziel des BMBF — Verbesserung der Chancen– 
und Geschlechtergerechtigkeit im Bildungswesen — unterstrich die 
Bedeutung des Themas. (TZ 69)

Trotz Rückgangs des Anteils weiblicher Studierender im überprüften 
Zeitraum an den öffentlichen PH gab es im Studienjahr 2011/2012 
durchschnittlich rd. 74,5 % Studentinnen. Vor dem Hintergrund des 
Arbeitsmarkts und pädagogischer Aspekte war die Unausgewogen-
heit im Zahlenverhältnis zwischen den männlichen und weiblichen 
Lehrpersonen kritisch. (TZ 70)

An den öffentlichen PH gab es im überprüften Zeitraum eine Erhö-
hung des Frauenanteils am gesamten Personal um rd. 6,2 Prozent-
punkte (Studienjahr 2007/2008: 48,8 %, Studienjahr 2011/2012: 
55,0 %). An der PH Tirol war das Geschlechterverhältnis im Studi-
enjahr 2011/2012 mit 50,3 % Frauenanteil erstmals relativ ausgegli-
chen. An der PH Wien gab es einen Überhang an weiblichem Perso-
nal; der Frauenanteil lag im Studienjahr 2011/2012 bei rd. 64,5 %. 
(TZ 71)

Kurzfassung
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Die PH Tirol und Wien richteten im Jahr 2008 jeweils einen Arbeits-
kreis für Gleichbehandlungsfragen (AKGB) ein, jedoch ohne dafür 
Ressourcen vorzusehen. Weder an der PH Tirol noch an der PH Wien 
gab es eine Anlaufstelle des AKGB, wohin sich Studierende sowie 
Mitarbeiter der PH vor Ort direkt wenden konnten. (TZ 72)

An beiden PH waren die Gender–Mainstreaming–Beauftragten nicht 
auf der Webseite der PH sichtbar, ebenso wenig gab es eine doku-
mentierte Funktions– und Aufgabenbeschreibung. (TZ 73)

Das BMBF forderte im Jänner 2011 die PH schriftlich auf, bei der 
Überarbeitung der Ziel– und Leistungspläne Gender und Diver-
sity zu berücksichtigen. Die Abteilung Gender Mainstreaming des 
BMBF war jedoch nicht in den Prozess der Genehmigung der Ziel– 
und Leistungspläne miteingebunden und konnte so die Umsetzung 
der geforderten Aspekte nicht überprüfen. Ebenso wenig wurde die 
Abteilung Gender Mainstreaming beigezogen, um die Umsetzung 
der Prinzipien des Gender Mainstreaming in den Curricula zu über-
prüfen. (TZ 74)

Die PH Tirol nannte als Arbeitsprinzip in den Ziel– und Leistungs-
plänen im Sinne von Gender Mainstreaming die Förderung der 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern. Bis auf den Bereich 
Forschung wiesen die Ziele und Vorhaben jedoch keinen Gender–
Bezug aus. Die ab dem Studienjahr 2010/2011 gültigen Curricula 
enthielten Gender Mainstreaming erstmals als zu beachtenden Para-
meter und integrierten dies auch in den einzelnen Modulen. (TZ 74)

Die Gender–Thematik fand sich sowohl im Leitbild der PH Wien 
als auch im Qualitätsmanagement wieder. Die Curricula der Lehr-
amtsstudien an der PH Wien sahen keine Pflichtmodule zum Thema 
Gender vor. Allerdings gab es ein Grundmodul zur Thematik Hete-
rogenität/Diversität, das sich u.a. auch mit dem Thema Inklusion 
auseinandersetzte. Als individuellen Studienschwerpunkt bot die 
PH Wien das Modul „Gender– und Diversitymanagement“ an, das 
als Wahlpflichtfach übergreifend von allen Lehramtsstudierenden 
belegt werden konnte. (TZ 74)

An der PH Tirol gab es im Hauptgebäude weder eine Liftanlage noch 
behindertengerechte WC–Anlagen. Es gab auch keinen Behinderten-
beauftragten für die Mitarbeiter sowie für die Studierenden. (TZ 75)

Kurzfassung
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An der PH Wien verfügte nur ein Gebäude (von insgesamt fünf) 
über eine Liftanlage. Zudem traten Probleme aufgrund fehlender 
Rampen und zu schmaler Durchgänge für Rollstuhlfahrer auf. Es 
gab für die Mitarbeiter sowie die Studierenden jeweils einen Behin-
dertenbeauftragten. (TZ 75)

Das BMBF bot den PH Zusatzmittel für Train the Trainer–Maßnah-
men im Bereich Genderkompetenz und für alle Mitarbeiter der PH 
Fortbildungsveranstaltungen. Eine weitere Verbreitung der Infor-
mationen bzw. Materialien an die Mitarbeiter sowie an die Studie-
renden der beiden PH erfolgte lediglich eingeschränkt. (TZ 76)

Kurzfassung
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Kenndaten zu den öffentlichen Pädagogischen Hochschulen (PH)

Rechtsgrundlagen Hochschulgesetz 2005 (HG 2005), BGBl. I Nr. 30/2006 i.d.g.F.
Dienstrechts–Novelle 2012 – Pädagogische Hochschulen, BGBl. I Nr. 55/2012
Bundesrahmengesetz zur Einführung einer neuen Ausbildung für Pädagoginnen und 
Pädagogen, BGBl. I Nr. 124/2013
Hochschul–Planungs– und Steuerungsverordnung, BGBl. II Nr. 4/2004 i.d.g.F.
Hochschul–Curriculaverordnung (HCV), BGBl. II Nr. 495/2006 i.d.g.F.
Hochschul–Evaluierungsverordnung, BGBl. II Nr. 214/2009 i.d.g.F.
Hochschul–Zulassungsverordnung (HZV), BGBl. II Nr. 112/2007 i.d.g.F.

Studierende Ausbildung1

Studienjahr 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2007/2008 bis 

2011/2012

Anzahl in %

öffentliche PH 4.029 4.849 5.564 7.284 8.734 116,78

davon

PH Tirol 460 528 599 773 921 100,22

PH Wien 868 1.117 1.390 2.026 2.306 165,67

Fortbildung

Studienjahr2 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2009/2010 bis 

2011/2012

Anzahl in %

alle PH3

Lehrveranstaltungen 14.197 16.605 18.544 30,62

Anmeldungen 262.644 328.897 370.654 41,12

davon

PH Tirol

Lehrveranstaltungen 1.409 1.621 1.774 25,90

Anmeldungen 25.193 31.839 35.780 42,02

PH Wien

Lehrveranstaltungen 2.017 2.270 2.289 13,49

Anmeldungen 36.114 46.701 51.710 43,19
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Fortsetzung: Kenndaten zu den öffentlichen Pädagogischen Hochschulen (PH)

Personal

Studienjahr 2007/2008 2011/2012 Veränderung 2007/2008  
bis 2011/2012

in VBÄ in 1.000 EUR in VBÄ in 1.000 EUR VBÄ in % Ausgaben in %

Lehrpersonal

öffentliche PH 1.097,90 78.973,78 1.332,48 108.723,68 21,37 37,67

davon

PH Tirol 129,96 9.199,17 172,98 13.357,90 33,10 45,21

PH Wien 228,15 16.887,28 249,97 21.363,24 9,56 26,50

Verwaltungspersonal4

öffentliche PH 332,73 11.232,07 368,14 12.357,33 10,64 10,02

davon

PH Tirol 31,18 990,16 39,40 1.237,06 26,36 24,94

PH Wien 81,38 2.803,48 83,28 2.986,07 2,33 6,51

Gebarung

Kalenderjahr 2008 2009 2010 2011 2012 Veränderung 
2008 bis 2012 

in 1.000 EUR in %

öffentliche PH

Einnahmen 3.608,41 1.166,91 1.145,70 1.286,01 1.365,68 – 62,15

Ausgaben 101.570,76 100.135,83 108.885,13 110.700,36 135.620,04 33,52

davon

PH Tirol

Einnahmen 373,55 78,63 67,45 178,41 92,16 – 75,33

Ausgaben 11.495,65 12.604,85 14.444,14 14.048,92 16.114,60 40,18

PH Wien

Einnahmen 686,78 135,02 180,18 170,97 178,24 – 74,05

Ausgaben 20.307,33 19.251,98 22.427,41 21.595,51 26.157,45 28,81
1  Studierende der Bachelorstudiengänge nach HG 2005 und der auslaufenden Diplomstudien nach Akademien–Studien-

gesetz 1999
2 aussagekräftige Daten ab Studienjahr 2009/2010 verfügbar
3 alle PH inklusive private PH
4 inklusive aus Sachausgaben finanziertes Personal und Rektorat

Quellen: BMBF; PH Tirol und PH Wien
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 1 (1) Der RH überprüfte von April bis September 2013 die Gebarung der 
öffentlichen Pädagogischen Hochschulen (PH) im BMBF und insbe-
sondere die PH Tirol und Wien.1 Der überprüfte Zeitraum umfasste 
die Studienjahre 2007/2008 bis 2011/2012, fallweise wurde auch das 
Studienjahr 2012/2013 (z.B. Dienstrechts–Novelle 2012) betrachtet.

Ziel der Gebarungsüberprüfung war die Beurteilung

– der Organe und Organisationsstrukturen der PH, 

– der Aufgabenerfüllung und Zielerreichung,

– der finanziellen und personellen Entwicklung der PH einschließlich

– der Chancen– und Geschlechtergerechtigkeit sowie

–  der zweiteiligen Lehrerausbildung in Österreich (PH insbesondere 
zuständig für die Ausbildung der Pflichtschullehrer) und der Reform 
der Lehrerausbildung (sogenannte „Pädagog/innenbildung NEU“).

(2) Zu dem im Februar 2014 übermittelten Prüfungsergebnis nahm 
die PH Tirol im Mai 2014 Stellung. Mit 25. März 2014 bestellte das 
BMBF im Rahmen seiner Aufsichtsfunktion gemäß § 24 HG 2005 einen 
Geschäftsführer für die PH Tirol. Der Geschäftsführer koordinierte die 
Stellungnahme der PH Tirol. Das BMBF und die PH Wien übermittelten 
ihre Stellungnahmen im Mai 2014. Der RH erstattete seine Gegenäu-
ßerungen im Juli 2014.

(3) Mit der Bundesministeriengesetz–Novelle 2014, in Kraft seit 
1. März 2014, wurden u.a. die Bezeichnungen der Bildungs– und For-
schungsressorts geändert. Aus Gründen der leichteren Lesbarkeit ver-
wendet der RH im vorliegenden Berichtsbeitrag einheitlich, und somit 
auch für Sachverhalte vor der Novelle, die seit 1. März 2014 geltenden 
Bezeichnungen der Bundesministerien (BMBF statt des vormaligen 
BMUKK; BMWFW statt des vormaligen BMWF).

1 Die Hochschule für Agrar– und Umweltpädagogik und die fünf privaten PH waren 
nicht von der Gebarungsüberprüfung umfasst.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand
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 2.1 (1) Die Aus–, Fort– und Weiterbildung der (Pflichtschul–)Lehrer war 

vor der Schaffung der PH im Akademien–Studiengesetz 19992 gere-
gelt. Es gab folgende 51 öffentliche und private Institutionen:

Das Akademien–Studiengesetz 1999 sah in § 1 die Schaffung von 
hochschulischen Einrichtungen innerhalb von acht Jahren für die Aus-
bildung der Pflichtschullehrer vor.

(2) Der Bundesgesetzgeber entsprach im März 2006 mit dem Hoch-
schulgesetz 20053 (HG 2005) den gesetzlichen Vorgaben des Aka-
demien–Studiengesetzes 1999. Das BMBF setzte sich mit der Schaf-
fung der PH das Ziel, die 51 für die Aus–, Fort– und Weiterbildung 
bestehenden Institutionen zusammenzuführen. Dabei erwartete es im 
Bereich des Verwaltungspersonals durch Synergieeffekte, durch Kon-
zentration der Standorte und eine Reduzierung des Personals Einspa-
rungen von 2 % je Jahr. Bei den Sachausgaben rechnete das BMBF 
im ersten Jahr mit Investitionen (z.B. Aufbau und Vernetzung der IT–
Strukturen), in den folgenden Jahren ging es von Einsparungen durch 
Synergien von rd. 2 % je Jahr aus.

2 BGBl. I Nr. 94/1999 i.d.F. 30. September 2007
3 BGBl. I Nr. 30/2006 i.d.g.F.

Ausgangslage

Tabelle 1:  Institutionen der Aus–, Fort– und Weiterbildung der (Pflichtschul–)Lehrer 
vor Gründung der PH

Anzahl Bezeichnung Zweck

14 öffentliche pädagogische Akademien Ausbildung Lehramt an Volks–, Haupt–, Sonder– 
und Polytechnischen Schulen

9 private religionspädagogische Akademien Ausbildung Lehramt Religion an Volks–, Haupt–, 
Sonder– und Polytechnischen Schulen

4 öffentliche berufspädagogische Akademien Ausbildung Lehramt an Berufsschulen und an 
berufsbildenden mittleren und höheren Schulen 
(BMHS)

1 öffentliche agrarpädagogische Akademie Ausbildung Lehramt an land– und forst-
wirtschaftlichen Berufsschulen

12 öffentliche pädagogische Institute Fort– und Weiterbildung aller Lehrer

11 private religionspädagogische Institute Fort– und Weiterbildung aller Religionslehrer

Quelle: BMBF



202 Bund 2014/10

(3) Das HG 2005 sah neun öffentliche PH vor und regelte die staatli-
che Anerkennung von Bildungseinrichtungen als private PH4:

In Kärnten, Niederösterreich, Salzburg und Vorarlberg war jeweils eine 
öffentliche PH, in Oberösterreich, in der Steiermark und in Tirol waren 
jeweils eine öffentliche und eine private PH eingerichtet. In Wien 
war neben einer öffentlichen PH und der Hochschule für Agrar– und 
Umweltpädagogik (öffentliche PH) auch eine private PH angesiedelt. 
Im Burgenland gab es eine private PH.

(4) Das BMBF hatte die in den Erläuterungen zum HG 2005 angeführten 
Ziele nicht überprüft. Es konnte weder einen Vergleich der Ausgaben 
für das Verwaltungspersonal noch einen Vergleich der Sachausgaben 
auf Basis der Erläuterungen zum HG 2005 liefern.

 2.2 (1) Der RH beurteilte die Zusammenführung der 51 öffentlichen und 
privaten Institutionen für die Aus–, Fort– und Weiterbildung der    
(Pflichtschul–)Lehrer auf 14 PH grundsätzlich positiv. Er wies jedoch 
darauf hin, dass in Oberösterreich, der Steiermark, Tirol und Wien auch 
4 Eine private PH wird von einer vom Bund verschiedenen Rechtsperson (häufig kirch-

liche Einrichtung) betrieben.

Abbildung 1:  PH in Österreich

Quelle: BMBF
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nach der Zusammenführung parallel öffentliche und private PH bestan-
den. Er empfahl dem BMBF, die Effektivität der derzeitigen Standorte 
zu prüfen und eine weitere Konzentration im Rahmen der „Pädagog/
innenbildung NEU“ anzustreben (siehe TZ 49).

(2) Der RH kritisierte die fehlende Messung der Zielerreichung bei 
den Personalausgaben im Verwaltungsbereich sowie den Sachausga-
ben. Er empfahl dem BMBF, im Sinne einer wirkungsorientierten Ver-
waltungsführung künftig bei Gesetzesvorhaben die Zielerreichung zu 
überprüfen.

 2.3 Laut Stellungnahme des BMBF werde im Rahmen der Gespräche zu den 
Ziel– und Leistungsplänen/Ressourcenplänen mit den PH überprüft, ob alle 
in der jeweiligen Verbundregion vorhandenen Synergieeffekte in der Umset-
zung der Pädagog/innenbildung NEU auch tatsächlich genutzt würden.

Die Evaluierung der Zielerreichung von Vorhaben sei fixer Bestand-
teil der wirkungsorientierten Folgenabschätzung und werde im BMBF 
lückenlos umgesetzt. 

 2.4 Der RH räumte gegenüber dem BMBF ein, dass die Entwicklungen im 
Bereich der Pädagog/innenbildung NEU in der Anfangsphase standen. 
Nichtsdestotrotz war es nach Ansicht des RH unbedingt erforderlich, 
eine weitere Konzentration der PH–Standorte zu prüfen. Gerade die 
Pädagog/innenbildung NEU könnte der Ausgangspunkt für Struktur-
bereinigungen sein. 

 3 Die öffentlichen PH verfügten über vier Organe: 

– den Hochschulrat, 

– den Rektor, 

– das Rektorat (Rektor und Vizerektoren) und 

– die Studienkommission.5 

Grundlegende Entscheidungen hinsichtlich der Organe als auch der 
Organstruktur, wie z.B. die Entsendung bestimmter Mitglieder in den 
Hochschulrat, die Bestellung der (Vize–)Rektoren sowie die Genehmi-

5 § 11 HG 2005

Organstruktur

Organe

Ausgangslage
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gung des Organisationsplans (siehe TZ 8), oblagen dem zuständigen 
Mitglied der Bundesregierung (BMBF).

 4.1  (1) An den öffentlichen PH waren Hochschulräte — mit einer Funkti-
onsperiode von jeweils fünf Jahren — eingerichtet.6 Ein Hochschulrat 
bestand aus fünf Mitgliedern, davon waren drei Mitglieder vom BMBF 
bestellt, ein Mitglied wurde von der jeweiligen Landesregierung ent-
sandt und der Amtsführende Präsident des jeweiligen Landesschulrats 
war von Gesetz wegen Mitglied.7 Das BMBF bestellte auch Mitarbei-
ter des BMBF zu Mitgliedern des Hochschulrats.

(2) Der Hochschulrat war als Kollegialorgan mit Kontroll–, Steuerungs– 
und Aufsichtsfunktionen eingerichtet; ihm oblagen u.a. auch die Aus-
schreibung der Funktionen der (Vize–)Rektoren sowie die Durchfüh-
rung der Auswahlverfahren.

Die PH Tirol und Wien zogen für die Durchführung der Ausschreibungen 
und der Auswahlverfahren der (Vize–)Rektoren zum Teil externe (Per-
sonal–)Beratungsunternehmen heran.

(3) Gemäß § 27 HG 2005 konnte der jeweilige Hochschulrat von Amts 
wegen Maßnahmen setzen, wenn z.B. der Rektor bzw. das Rektorat in 
ihrer Aufgabenwahrnehmung säumig waren (Ersatzvornahme). An den 
PH Tirol und Wien erfolgten im überprüften Zeitraum keine Ersatz-
vornahmen durch den Hochschulrat.

(4) Die Mitglieder des Hochschulrats erhielten für ihre Tätigkeit einen 
Aufwandsersatz.8 Die Zahlungen erfolgten durch die PH; für Mitglieder, 
die in einem öffentlich–rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund stan-
den, durch die bezugsanweisende Stelle des Bundes. Durch die unter-
schiedliche Vorgehensweise ließen sich die Zahlungen an die Hoch-
schulräte an den PH Tirol und Wien nur teilweise nachvollziehen. 
Fallweise erhielten Mitglieder des Hochschulrats, die in einem öffent-

6 erste Funktionsperiode: 1. April 2006 bis 31. März 2011; zweite Funktionsperiode: 
1. April 2011 bis 31. März 2016

7 Als Hochschulrat waren Personen vorgesehen, die in verantwortungsvollen Positionen 
in der Gesellschaft, insbesondere der pädagogischen (Berufs–)Bildung und der Wissen-
schaft tätig sind oder waren und aufgrund ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfah-
rungen einen Beitrag zur Erreichung der Ziele und Aufgaben der PH leisten können.

8 Seit Inkrafttreten der Hochschulrat (HR)–Aufwandsersatzverordnung 2008 erhielt der 
Vorsitzende monatlich pauschal 500 EUR; die übrigen Mitglieder pro Sitzung ein Sit-
zungsgeld in Höhe von 200 EUR als Entschädigung. Davor hatte der Vorsitzende eine 
monatliche Pauschale in Höhe von 700 EUR erhalten und die übrigen Mitglieder in 
Höhe von 350 EUR.

Hochschulrat

Organe
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lich–rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund standen, den Aufwands-
ersatz auch von den PH.

 4.2 (1) Der RH stellte fest, dass das Aufgabenspektrum der Hochschulräte 
breit angelegt war. Externe Beratungsunternehmen für die Durchfüh-
rung der Auswahlverfahren hinzuzuziehen, sah der RH kritisch, weil 
es sich dabei um eine Kernaufgabe des Hochschulrats handelte.

Der RH empfahl dem BMBF, eine Schärfung des Aufgabenkatalogs für 
den Hochschulrat anzustreben und darauf zu achten, dass die Aufga-
ben vollumfänglich durch die Mitglieder erfüllt werden können, um 
den Aufwand für Fremdleistungen gering zu halten. Weiters wären in 
Absprache mit den öffentlichen PH Qualifikationsprofile und Stan-
dards für die Ausschreibungen und Auswahlverfahren von (Vize–)
Rektoren zu erarbeiten und eine verbindliche einheitliche Vorgehens-
weise festzulegen.

(2) Der RH stellte weiters kritisch fest, dass Doppel– bzw. Fehlzahlungen 
bei den Aufwandsentschädigungen für die Hochschulräte durch die 
unterschiedlichen Auszahlungsstellen und –modalitäten nicht auszu-
schließen waren.

Er empfahl dem BMBF sicherzustellen, dass sämtliche Aufwandsent-
schädigungen aufgrund einheitlicher Standards (z.B. unterschriebene 
Sitzungslisten) erfolgten. Mitglieder des Hochschulrats, die in einem 
öffentlich–rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund standen, sollten aus-
schließlich über ihre bezugsanweisende Stelle abgerechnet werden.

 4.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF solle eine generell neue Aufgaben-
verteilung zwischen den Organen der PH entwickelt werden. Weiters 
nehme es die Hinweise des RH zum Anlass, um in einem Rundschrei-
ben an die Hochschulräte und Rektorate entsprechende Standards im 
Bereich der Auswahlverfahren und Hinweise zur Abwicklung der Auf-
wandsentschädigungen festzulegen und an diese zu kommunizieren.

(2) Laut Stellungnahme der PH Tirol sei die Auszahlungsmodalität der 
Aufwandsentschädigung für den Vorsitzenden und die Mitglieder des 
Hochschulrats standardisiert worden.
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 5.1 (1) Der Rektor war der Vorgesetzte des an der jeweiligen PH tätigen 
Lehr– und Verwaltungspersonals. Er war für die operationale Leitung 
der Hochschule verantwortlich. Der Rektor und die Vizerektoren stan-
den in ihrer fünfjährigen Funktionsdauer in einem sondervertraglichen 
Dienstverhältnis zum Bund.9 

Nach dem HG 2005 waren an einer öffentlichen PH ein bis zwei 
Vizerektoren (unter Bedachtnahme auf die innere Struktur der Hoch-
schule) zu bestellen. An den öffentlichen PH waren (Vize–)Rektoren 
von 1. Oktober 2006 bis 30. September 2007 (Gründungsphase) bzw. 
in der ersten Funktionsperiode von 1. Oktober 2007 bis 30. Septem-
ber 2012 im Einsatz. Am 1. Oktober 2012 begann die zweite Funkti-
onsperiode.

Der Rektor und die Vizerektoren bildeten gemeinsam das Rektorat. 
Dem jeweiligen Rektorat an den PH Tirol und Wien waren mehrere 
Mitarbeiter zugeordnet: 

–  An der PH Tirol waren diese teilweise direkt zugeordnet, zum Teil 
betreuten Mitarbeiter von Verwaltungseinheiten bzw. Instituten 
Agenden für das Rektorat. 

–  An der PH Wien waren ebenfalls mehrere Verwaltungsmitarbeiter 
als Assistenz für das Rektorat vorgesehen. Darüber hinaus war die 
Gesamtkoordination des Rektorats am Institut für Weiterbildung 
angesiedelt (siehe TZ 59).

(2) Der Rektor und die Vizerektoren einer PH waren als Rektorat ein 
Kollegialorgan, das u.a. für folgende Aufgaben zuständig war: 

– Erstellung von Satzung, Organisationsplan, Ziel– und Leistungsplan,

– Zulassung der Studierenden und Einhebung der Studienbeiträge,

– Ausschreibung von Planstellen für Lehr– bzw. Verwaltungspersonal,

–  interne Budgetzuteilung gemäß dem genehmigten Ressourcenplan 
sowie 

– Veranlassung und Veröffentlichung von Evaluierungen.

9 Sondervertrag gemäß § 36 VBG (Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86/1948 
i.d.g.F.) i.V.m. § 14 Abs. 4 HG 2005

(Vize–)Rektor und 
Rektorat
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Das HG 2005 sah neben den Regelungen zum inneren Aufbau einer 
Hochschule (z.B. Satzung, Organisationsplan) auch Normen für die 
Koordinierung der Tätigkeit der einzelnen Organe vor. Dem Rektor 
oblagen dabei alle wahrzunehmenden Aufgaben, die nicht explizit 
einem anderen Organ zugewiesen waren. Das Rektorat hatte sich für 
seine Aufgabenwahrnehmung eine Geschäftsordnung zu geben, die im 
Mitteilungsblatt der jeweiligen PH zu veröffentlichen war. Das Mit-
teilungsblatt war das offizielle Publikationsorgan der PH; es war im 
Internet auf einer einzurichtenden Homepage der jeweiligen PH öffent-
lich zugänglich zu machen.10

(3) An der PH Tirol war der für die zweite Funktionsperiode vom 
Hochschulrat erstgereihte und per Ernennungsdekret vom Mai 2012 
durch das BMBF angelobte Rektor vor seinem Amtsantritt aufgrund 
„einer nachhaltigen Störung der Ressortleitung in sein Führungsver-
ständnis“ abberufen worden.11 Der bisherige Rektor und beim Aus-
wahlverfahren 2012 Drittgereihte führte die PH Tirol interimistisch 
und wurde schließlich rückwirkend als Rektor für die zweite Funkti-
onsperiode bestellt.12 

Der genehmigte Organisationsplan aus dem Jahr 2007 sah an der 
PH Tirol für die Vizerektoren zwei Departments vor.13 Die Ausschrei-
bungen für die Vizerektorate in der zweiten Funktionsperiode entspra-
chen nicht mehr diesem Organisationsplan.14 Die notwendige Geneh-
migung des BMBF für den geänderten Organisationsplan, der den 
Ausschreibungen zugrunde lag, fehlte.

(4) An der PH Wien waren in der ersten Funktionsperiode neben dem 
Rektor zwei Vizerektoren im Organisationsplan genehmigt. Im Rahmen 
der Neuausschreibung eines Vizerektorats im Jahr 2009 erfolgte eine 
Funktionsänderung, die hiefür erforderliche Genehmigung des BMBF 

10 Gemäß § 32 HG 2005 waren im Mitteilungsblatt darüber hinaus die Satzung, Verord-
nungen bzw. Geschäftsordnungen von Organen, Curricula und Prüfungsordnungen 
sowie Mitglieder der Organe zu veröffentlichen.

11 Das BMBF war der Rechtsansicht, dass mangels Dienstvertrag – weil die ursprünglichen 
Voraussetzungen zum Zustandekommen eines Dienstvertrags nicht mehr erfüllt waren 
– auch keine wirksame Bestellung des Rektors erfolgt war; vgl. 12342/AB XXIV. GP – 
Anfragebeantwortung des BMBF vom 6. November 2012.

12 Der Zweitgereihte stand zu diesem Zeitpunkt für die Position nicht mehr zur Verfügung.
13 „Department für Studien– und Lehrgangsorganisation“ und „Department für Fortbil-

dungs– und Forschungskoordination“ (Matrixorganisation)
14 „Vizerektorat für Studienangelegenheiten“ und „Vizerektorat für Forschungsangele-

genheiten“
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lag nicht vor.15 In der zweiten Funktionsperiode kam es im Jahr 2012 
erneut zu Funktionsänderungen im Bereich der Vizerektorate.16 

 5.2 Der RH stellte fest, dass an den PH Tirol und Wien die Ausschreibungen 
und die Durchführung der Auswahlverfahren für die Positionen der 
Vizerektoren auf Basis von geänderten Funktionsbereichen erfolgten. 
Die erforderliche Genehmigung des BMBF für die Änderung des der 
Ausschreibung zugrunde liegenden Organisationsplans lag allerdings 
nicht vor. 

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, bei künftigen Ausschreibungen 
darauf zu achten, dass die Funktionsbeschreibungen mit den jeweiligen 
genehmigten Organisationsplänen übereinstimmen. Darüber hinaus 
empfahl er dem BMBF, seinen Kontroll– und Aufsichtsaufgaben ver-
stärkt nachzukommen, um sicherzustellen, dass die gesetzlichen Vor-
gaben eingehalten werden. Bei Nichteinhaltung von verbindlichen Vor-
gaben wäre die Einführung von Sanktionsmechanismen (siehe TZ 17) 
in Betracht zu ziehen.

 5.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF würden die neuen Abläufe zur 
Umsetzung des Ziel– und Leistungsplans/Ressoucenplans ein jährliches 
Gespräch zwischen BMBF und den PH auf Basis des jährlich vorzu-
legenden Leistungsberichts vorsehen. Im Rahmen dieser Gespräche 
seien Termine an den PH–Standorten vorgesehen, die dem BMBF u.a. 
einen umfassenderen Einblick in die Standortanalyse der Gründe für 
die Nichterreichung von vereinbarten Zielen ermöglichen sollten. 

(2) Laut Stellungnahme der PH Wien sei der neue Organisationsplan 
mit 26. September 2013 durch das BMBF genehmigt worden. Die Funk-
tionen der Vizerektoren der PH Wien stünden damit im Einklang mit 
dem derzeit gültigen Organisationsplan.

 5.4 (1) Der RH verkannte nicht die Bemühungen des BMBF, im Zuge der 
Neuorganisation der Ziel– und Leistungspläne/Ressourcenpläne auch 
Termine an den Standorten vorzusehen, um einen umfassenderen Ein-
blick in das Geschehen an den PH zu erlangen. Er wies jedoch auf die 
großen Herausforderungen hin, mit denen die PH konfrontiert waren, 
wie etwa der Change Prozess aufgrund der Zusammenführung von 
zumindest drei Institutionen, die Pädagog/innenbildung NEU oder das 
PH–Lehrerdienstrecht Neu. Seiner Ansicht nach bedurften die PH daher 
der vertieften Unterstützung durch das BMBF. Der RH verblieb bei sei-

15 „Vizerektorat für Ausbildung und Qualitätssicherung“ und „Vizerektorat für Innova-
tion und Weiterbildung“; Funktionsänderung in „Vizerektorat für Fortbildung“

16 nunmehr „Vizerektorat für Lehre (Aus–, Fort– und Weiterbildung)“ und „Vizerektorat 
für Forschung und Qualitätssicherung“
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ner Empfehlung, den Kontroll– und Aufsichtsaufgaben hinkünftig ver-
stärkt nachzukommen.

(2) Der RH entgegnete der PH Wien, dass bspw. in der zweiten Funkti-
onsperiode (Beginn Studienjahr 2012/2013) das „Vizerektorat für Lehre 
(Aus–, Fort– und Weiterbildung)“ ausgeschrieben wurde. Zur Zeit der 
Ausschreibung galt jedoch der vom BMBF am 19. Juni 2007 genehmig te 
Organisationsplan, der ein „Vizerektorat für Ausbildung und Qualitäts-
sicherung“ und ein „Vizerektorat für Innovation und Weiterbildung“ 
vorsah. Der RH verblieb daher bei seiner Kritik, dass zur Zeit der Aus-
schreibung des Vizerektorats für Lehre keine Genehmigung des BMBF 
für den geänderten Organisationsplan vorlag. 

 6.1 (1) Die Studienkommission war neben dem Hochschulrat und dem Rek-
torat ein weiteres Kollegialorgan für Studienangelegenheiten und das 
einzige Organ, in dem Lehrende und Studierende gemeinsam beraten 
und entscheiden konnten. Sie bestand aus zwölf Mitgliedern (neun 
Lehrenden– und drei Studierendenvertreter) und war jeweils für eine 
Funktionsperiode von drei Studienjahren zu wählen.17 Zu ihren Auf-
gaben zählten die 

–  Entscheidungen in zweiter und letzter Instanz in Studienangele-
genheiten,

– Erlassung der Curricula sowie der Prüfungsordnung (siehe TZ 37),

–  Erstellung von Maßnahmen der Evaluierung und Qualitätssiche-
rung (siehe TZ 40 ff.) sowie 

–  die Einrichtung eines Arbeitskreises für Gleichbehandlungsfragen 
(siehe TZ 72).

(2) An den öffentlichen PH wurden Gründungs–Studienkommissionen 
gewählt. Im Jahr 2007 waren Studienkommissionen für die erste Funk-
tionsperiode zu wählen. Wahlen für die zweite Funktionsperiode fan-
den in den Jahren 2010 bzw. 2011 statt. An den PH Tirol und Wien 
kam es zu Wahlanfechtungen bzw. Terminverschiebungen und Neuab-
haltungen (z.B. wegen Wählerverzeichnis, Stimmzettel) von Wahlen.

(3) An den PH Tirol und Wien war weder eine vollständige Dokumen-
tation über die Aufgabenwahrnehmung (z.B. Übersicht aller Lehr– und 

17 Die Tätigkeit der Mitglieder der Studienkommission wurde mit ein bis drei Wertein-
heiten oder einer jährlichen Belohnung in Höhe von 500 EUR (ab dem Jahr 2008) abge-
golten; die Studierendenvertreter erhielten keine Abgeltung.

Studienkommission
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Studiengänge inklusive Veränderungen) der Studienkommission ver-
fügbar, noch gab es eine Prozessdokumentation für die Studienkom-
mission, die klare Verantwortlichkeiten vorgab.

 6.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass v.a. in der Gründungsphase bei 
der Durchführung der Wahlen zu den Studienkommissionen an den 
PH Tirol und Wien Probleme auftraten. 

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, bei künftigen Wahlen zur 
Studienkommission darauf zu achten, dass sämtliche Voraussetzungen 
für gültige Wahlen eingehalten werden und die erforderlichen Veröf-
fentlichungen im Mitteilungsblatt erfolgen.

(2) Weiters stellte der RH kritisch fest, dass zum Teil keine klaren Ver-
antwortlichkeiten bei der Aufgabenwahrnehmung zwischen dem jewei-
ligen Rektorat und der Studienkommission vereinbart waren.

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, darauf hinzuwirken, die Pro-
zessschritte der Studienkommission transparent und nachvollziehbar 
festzulegen. Weiters empfahl der RH dem BMBF, eine PH–Online–
Lösung (zu PH–Online siehe TZ 45 ff.) anzustreben, die eine ordnungs-
gemäße Aufgabenwahrnehmung (z.B. Dokumentation der Curricula) 
durch die Studienkommission sicherstellt.

 6.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei im neuen Management der Stu-
dien– und Prüfungsordnung von PH–Online, das mit Sommer 2014 
zum Einsatz kommen werde, die komplette Erfassung von Curricula 
und Modulbeschreibungen möglich. Auch jetzt sei die Erfassung der 
Studienpläne bereits möglich, jedoch müsse das genehmigte Curricu-
lum außerhalb von PH–Online auf einem Webserver abgelegt werden.

(2) Die PH Tirol teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass derzeit die 
Neuwahl der Studienkommission entsprechend der bestehenden Wahl-
ordnung und der geltenden Rechtslage gemäß § 17 HG 2005 vorberei-
tet werde, weil dieses Gremium mit Schreiben vom Februar 2014 die 
Tätigkeit eingestellt habe. 

(3) Die PH Wien teilte mit, den Vorsitzenden der Studienkommission 
diesbezüglich zu informieren. 
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 6.4 Der RH präzisierte gegenüber den PH Tirol und Wien, dass klare Ver-

antwortlichkeiten bei der Aufgabenwahrnehmung zwischen dem jewei-
ligen Rektorat und der Studienkommission erforderlich waren und dies 
auch (ablauf–)organisatorisch zu berücksichtigen ist.

 7.1 (1) Sowohl an der PH Tirol als auch an der PH Wien traten im Zusam-
menhang mit den Organen Dokumentations– und Archivierungsmän-
gel auf. Nachfolgende Tabelle enthält eine Auflistung der wichtigsten 
Mängel:

Dokumentations– und 
Archivierungsmängel

Tabelle 2:  Dokumentations– und Archivierungsmängel an den PH Tirol und Wien

Dokumentations– und Archivierungsmängel

PH Tirol PH Wien

Hochschulrat

−  keine ordentlich kundgemachte Geschäfts-
ordnung, lediglich Entwurf

−  erste Funktionsperiode: Unklarheiten über 
Veröffentlichungsdatum der Geschäftsordnung im 
elektronischen Mitteilungsblatt

−  zweite Funktionsperiode: unveröffentlichter 
Entwurf

−  v.a. in der ersten Funktionsperiode unzureichende Protokollführung, Ablage und Archivierung der 
Sitzungsprotokolle inklusive Beilagen

− keine vollständige Dokumentation der Auswahlverfahren für die (Vize–)Rektoren

(Vize–)Rektor und Rektorat

−  keine dokumentierte Beschlussfassung über 
Satzung, Veröffentlichung im Mai 2011

−  Veröffentlichung Satzung im Juli 2008, 
Unklarheiten über Veröffentlichungsdatum im 
elektronischen Mitteilungsblatt

−  Veröffentlichung Geschäftsordnung Rektorat im 
April 2013

−  Geschäftsordnung (Gründungs–)Rektorat, 
Unklarheiten über Beschlussfassung und 
Veröffentlichung

−  unzureichende Protokollführung, Ablage und Archivierung der Rektoratsbesprechungen1

−  keine gültigen Büro– bzw. Kanzleiordnungen der Büros der Rektorate

Studienkommission

−  Beschlussfassung Geschäftsordnung im 
Februar 2008, Veröffentlichung im Juni 2010

−  für Funktionsperiode 2011 bis 2014: 
Veröffentlichung Geschäftsordnung im 
November 2011

− Sitzungsprotokolle unvollständig und mangelhaft
1  Die Sitzungsprotokolle und Akten des (Gründungs–)Rektorats waren weder an der PH Wien archiviert noch im Rektorat 

vorzufinden.

Quellen: PH Tirol und PH Wien
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(2) An den PH Tirol und Wien war ausschließlich ein elektronisches 
Mitteilungsblatt vorhanden; eine chronologische Ablage der Mittei-
lungsblätter bestand nicht.

 7.2 (1) Der RH kritisierte die zahlreichen Mängel in Bezug auf Beschluss-
fassungen bzw. Veröffentlichungen der Satzung und Geschäftsord-
nungen der Organe der PH Tirol und Wien. Häufig war die Protokoll-
führung bei den Sitzungen der Organe unzureichend, die Archivierung 
der Unterlagen mangelhaft. Der RH wies auf allfällige rechtliche Kon-
sequenzen dieser Mängel hin. Außerdem war für den RH aufgrund der 
dargestellten Mängel zum Teil die (ordnungsgemäße) Aufgabenwahr-
nehmung der Organe nicht nachvollziehbar.

Er empfahl den PH Tirol und Wien, künftig darauf zu achten, dass 
sich die Organe zeitnah eine Geschäftsordnung geben und dass die 
Geschäftsordnungen entsprechend kundgemacht werden. Die Sitzungs-
protokolle (inklusive der Beilagen) der Organe wären künftig gemäß 
den Regelungen der Geschäftsordnung vollständig und inhaltlich rich-
tig abzulegen bzw. nach Ablauf der in der Geschäftsordnung vorgese-
henen Frist an der PH zu archivieren.

(2) Ebenso stellte der RH kritisch fest, dass an beiden PH ausschließ-
lich ein elektronisches Mitteilungsblatt vorhanden war; eine chrono-
logische Ablage der Veröffentlichungen bestand nicht. Der RH wies 
darauf hin, dass im Falle der Authentizität der elektronischen Kundma-
chungen das elektronische Mitteilungsblatt über eine geeignete Struk-
tur verfügen muss, die die Nachvollziehbarkeit der Verlautbarungen 
(z.B. hinsichtlich Veröffentlichungsdatum) sicherstellt und Rechtssi-
cherheit gewährt. 

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, künftig eine ordnungsge-
mäße Kundmachung und nachvollziehbare Archivierung der Mittei-
lungsblätter sicherzustellen.

 7.3 (1) Laut Stellungnahme der PH Tirol sei die Geschäftsordnung des 
Hochschulrats bereits kundgemacht worden. Für eine ordnungsgemäße 
Protokollführung bei den Sitzungen der Organe und Archivierung der 
Unterlagen werde hinkünftig Sorge getragen werden.

Für die Führung des Mitteilungsblatts werde ein vorgegebenes Tool 
von PH–Online verwendet, dieses stelle die chronologische Darstellung 
pro Studienjahr sicher. Aus Sicht der PH Tirol entspreche die Art der 
Veröffentlichung den Anforderungen des HG 2005.
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(2) Die PH Wien teilte mit, dass die ehemalige Rektorin die Archivie-
rung und Dokumentation am Ende der ersten Funktionsperiode per-
sönlich durchgeführt habe. Es sei jedoch zwischenzeitlich ein Archiv 
für die gesamte PH eingerichtet worden. Das elektronische Mitteilungs-
blatt werde neu strukturiert und alle  Mitteilungen des Rektorats nach-
vollziehbar kundgemacht.

 7.4 Der RH stellte gegenüber der PH Tirol klar, dass bei der ausschließ-
lichen Verwendung eines elektronischen Mitteilungsblatts sicherge-
stellt werden muss, dass dieses über geeignete Strukturen verfügt, um 
Rechtssicherheit zu gewährleisten. Die Veröffentlichungen im Mittei-
lungsblatt sollten daher auch zeitnah erfolgen, die Kundmachung der 
Geschäftsordnung des Hochschulrats erfolgte beispielsweise erst am 
24. Februar 2014.

 8.1 (1) Gemäß § 29 HG 2005 hatte das Rektorat einer PH einen Organi-
sationsplan zu erstellen, der nach Anhörung der Studienkommission 
vom jeweiligen Hochschulrat zu beschließen war. Der Organisations-
plan bedurfte zu seiner Wirksamkeit der Genehmigung des BMBF. Für 
die Genehmigung der Organisationspläne wurden diese unter Einbin-
dung mehrerer Fachabteilungen im BMBF auf Einhaltung der „Vor-
gaben“ (z.B. Anzahl der Leitungsfunktionen) sowie auf die Erfüllung 
von Aufgaben überprüft. Nach Genehmigung war der Organisations-
plan im elektronischen Mitteilungsblatt der jeweiligen PH zu veröf-
fentlichen.

Organisationsplan 

Organisationsstruktur der PH
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Die folgende Abbildung stellt den Genehmigungslauf grafisch dar:

(2) Die Einbindung des jeweiligen Rektorats, der Studienkommis-
sion, des Hochschulrats und der Fachabteilungen im BMBF führte zu 
langen Genehmigungsläufen. Bei Änderungen eines Organisations-
plans (bspw. im Zuge von Personaländerungen) einer PH wiederholte 
sich der Genehmigungslauf. 

(3) Bereits im Vorfeld der Gründung der PH im Jahr 2007 wurde die 
Anzahl der Leitungsfunktionen vom BMBF festgelegt.18 Alle öffentli-
chen PH konnten über drei (Vize–)Rektoren verfügen; je nach Stand-
ort waren zwischen drei (z.B. PH Vorarlberg) und sieben (z.B. PH Wien) 
Leiter von Instituten vorgesehen.

An den öffentlichen PH gab es zudem Bundeszentren. Diese hat-
ten bestimmte thematische Schwerpunkte (z.B. Migration und Mehr-
sprachigkeit, Entwicklungsbegleitung für die Neue Mittelschule) und 
waren in der Regel österreichweit und schulartenübergreifend tätig. 
Die Bundeszentren fanden keinen Niederschlag in den Organisations-
plänen der öffentlichen PH.
18 Als Leitungsfunktionen waren gemäß § 16 HG 2005 Rektoren, Vizerektoren und Insti-

tutsleiter zu verstehen.

Abbildung 2:  Genehmigungslauf – Organisationsplan und Organigramm
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(4) Die Organisationspläne bzw. Organigramme sämtlicher öffentlicher 
PH wurden in der Gründungsphase vom BMBF genehmigt und waren 
am 1. Oktober 2007 in Kraft.

 8.2 Der RH kritisierte den komplexen Genehmigungslauf für die Organi-
sationspläne der PH. Durch die Einbindung von zumindest vier Insti-
tutionen und diversen Fachabteilungen im BMBF (siehe TZ 10) war 
zwar bei Organisationsänderungen die Information der wesentlichen 
Stakeholder gewährleistet. Die Genehmigungsläufe nahmen jedoch 
aufgrund der vielen eingebundenen Stellen mit unterschiedlichen — 
durchaus kontroversiellen — Interessen viel Zeit in Anspruch. 

Weiters sah der RH die Einrichtung von Bundeszentren an einzel-
nen PH kritisch. Dadurch wurden zusätzliche Einheiten außerhalb der 
Organisationspläne geschaffen, was die Transparenz beeinträchtigte.

 8.3 Laut Stellungnahme der PH Wien seien die Bundeszentren im Organisa-
tionsplan der PH Wien deshalb nicht berücksichtigt worden, weil diese 
direkt durch das BMBF veranlasst würden und daher keine bestän-
digen Teile der Organisationsstruktur der PH Wien darstellten.

 8.4 Der RH hielt fest, dass gerade die Argumentation der PH Wien die 
mangelnde Transparenz der Bundeszentren und die unklare Abgren-
zung von Veranwortlichkeiten verdeutlichte.

 9.1 (1) Für die PH Tirol erfolgte die Genehmigung des Organisationsplans 
am 7. September 2007 für folgende Organisationsstruktur:

Organigramme

Organisationsstruktur der PH
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Im Vorfeld der zweiten Funktionsperiode des Rektorats (ab 1. Okto-
ber 2012) erstellte das designierte Rektorat im Sommer 2012 einen 
neuen Organisationsplan inklusive Organigramm. Aufgrund des per-
sonellen Wechsels in der Funktion des Rektors wurde der Organisati-
onsplan mehrmals überarbeitet und dem Hochschulrat zur Beschluss-
fassung übermittelt, die im Dezember 2012 erfolgte.19 Die Umsetzung 
des neuen Organisationsplans startete vor Beginn des Studienjahres 
2012/2013. So wurden Organisationsstrukturen geändert und z.B. Insti-
tute und Servicestellen umbenannt bzw. neue Organisationseinheiten 
eingerichtet. Die Umstellungen führten zu neuen Aufgabenverteilungen 
u.a. bei den Vizerektoraten. Eine Genehmigung des BMBF lag zu die-
sem Zeitpunkt nicht vor.

(2) Für die PH Wien genehmigte das BMBF am 19. Juni 2007 den 
Organisationsplan:

19 Die Veröffentlichung im Mitteilungsblatt erfolgte im Juni 2013.

Abbildung 3: Organigramm PH Tirol (Stand 7. September 2007)
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Dieser Organisationsplan war bis 2012 mehrfachen Änderungen unter-
worfen, die alle ohne Genehmigung des BMBF erfolgten und umge-
setzt wurden. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung lag ein neuerlicher 
Entwurf (Stand 20. Dezember 2012) vor, der noch nicht vom BMBF 
genehmigt war.

 9.2 (1) Der RH wies kritisch darauf hin, dass die bestehenden Vorgaben 
bzw. Regelungen den PH einen weiten Gestaltungsspielraum bei den 
Organisationsplänen ließen. Wie die dargestellten Organigramme zei-
gen, nutzten die PH Tirol und Wien diesen Spielraum unterschiedlich. 

(2) Der RH stellte kritisch fest, dass die PH Tirol und Wien Organisati-
onsänderungen — oft aufgrund personeller Änderungen — häufig ein-
seitig (ohne Genehmigung des BMBF) umsetzten. Dies war u.a. auf die 
lange Dauer der Genehmigungsläufe zurückzuführen. 

Abbildung 4: Organigramm PH Wien (Stand 19. Juni 2007)
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Der RH empfahl dem BMBF, sich verstärkt in die vorbereitenden 
Abstimmungsarbeiten an den einzelnen PH einzubringen, damit der 
Genehmigungslauf nach Beschlussfassung an der PH rasch durch das 
BMBF erfolgen kann. Darüber hinaus sollte das BMBF seiner Aufsichts-
funktion über die nachgeordneten Dienststellen intensiver nachkom-
men; der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 5.

 9.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei durch Einschaltung der Len-
kungsgruppe ab dem Jahr 2013 die Komplexität des Ablaufs inner-
halb des Ressorts reduziert worden und der Genehmigungsablauf könne 
rascher erfolgen.

(2) Die PH Tirol teilte mit, dass aus Sicht des Rektorats das Organi-
gramm eingehalten worden sei. 

(3) Laut Stellungnahme der PH Wien sei der Organisationsplan mit 
26. September 2013 durch das BMBF genehmigt und danach im Mit-
teilungsblatt veröffentlicht worden.

 9.4 Der RH entgegnete der PH Tirol, dass die Umsetzung des neuen Orga-
nisationsplans für die zweite Funktionsperiode vor Beginn des Studi-
enjahres 2012/2013 und vor Genehmigung durch das BMBF startete. 
Es wurden Organisationsstrukturen geändert und z.B. Institute und 
Servicestellen umbenannt bzw. neue Organisationseinheiten einge-
richtet. Der RH konnte dies bei der Gebarungsüberprüfung an Ort und 
Stelle (Mai bis Juni 2013) selbst nachvollziehen. Der RH verblieb bei 
seiner Kritik, dass die PH Tirol gravierende Organisationsänderungen 
ohne vorherige Genehmigung des BMBF umsetzte.

 10.1  Im BMBF, dem als Dienstgeber die Aufsicht und Kontrolle über die 
öffentlichen PH zukam, war eine Vielzahl an Abteilungen und Sekti-
onen mit Angelegenheiten der PH befasst. Einzelne Zuständigkeiten 
waren dabei organisationstechnisch zersplittert und in mehreren 
Abteilungen (fünf hauptverantwortliche und 37 weitere involvierte 
Abteilungen) angesiedelt. Die Organisationsstruktur des BMBF (Stand 
August 2012) kann folgender Abbildung entnommen werden:

Organisationsstruktur

Organisation im BMBF

Organisationsstruktur der PH
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 10.2 Der RH kritisierte die zersplitterte Organisation der Angelegenhei-
ten der PH im BMBF. Die Aufgabenwahrnehmung fand in 42 Abtei-
lungen bzw. sechs Sektionen und einem Bereich statt. Das BMBF hatte 
als Dienstgeber die Aufsicht und Kontrolle über die öffentlichen PH 
auszuüben, was bei einer Koordinierung und Abstimmung einer der-
art großen Anzahl eingebundener Abteilungen bzw. Sektionen verun-
möglicht wurde. 

Der RH empfahl dem BMBF, eine Aufgabenbündelung im Zusammen-
hang mit den PH vorzunehmen, um die involvierten Fachabteilungen 
bzw. Sektionen besser zu koordinieren. Darüber hinaus wäre eine ein-
heitliche Vorgehensweise der einzelnen Stellen zu gewährleisten.

Abbildung 5: Organigramm BMBF

Quellen: BMBF; RH
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 10.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei im Jänner 2013 eine ressortin-
terne sektionsübergreifende Lenkungsgruppe eingerichtet worden. Zu 
den Aufgaben der Lenkungsgruppe gehöre insbesondere die Verbesse-
rung der Planungs– und Abstimmungsprozesse im Ressort, die Sicher-
stellung einer einheitlichen Vorgehensweise und auch eine stärkere 
Wahrnehmung der Steuerungsfunktion des BMBF gegenüber den PH.

(2) Die PH Wien teilte mit, eine Aufgabenbündelung im BMBF in 
Zusammenhang mit den PH zu unterstützen.

 11.1 (1) Der Kommunikationsfluss zwischen dem BMBF und seinen nach-
geordneten Dienststellen (öffentliche PH) fand auf formellen und 
informellen Wegen statt. Regelmäßig gab es mehrtägige Dienstbe-
sprechungen der PH mit dem BMBF. Darüber hinaus gründeten die 
Rektoren im Jahr 2007 die Rektorenkonferenz der öffentlichen PH, die 
regelmäßig zusammentrat, um ihre Positionen gegenüber dem BMBF 
abzustimmen.20

(2) Um die Kommunikationsprozesse zwischen BMBF und den PH 
zu analysieren und etwaiges Optimierungspotenzial zu identifizie-
ren, startete das BMBF im Sommer 2012 das Projekt „Prozessanalyse 
zur Optimierung der Prozesse zwischen BMUKK21 und Pädagogischen 
Hochschulen“. Die Projektbegleitung hatte ein externes Beratungsun-
ternehmen inne (Kosten rd. 45.000 EUR netto). Dieses erstellte u.a. 
Prozesslandkarten, richtete eine Steuerungsgruppe im BMBF ein und 
erarbeitete gemeinsam mit dem BMBF rd. 45 Optimierungsansätze. 
Das Beratungsunternehmen legte im Dezember 2012 den Ergebnis-
bericht vor.

Als Folge dieses Ergebnisberichts wurde als erster Umsetzungsschritt 
eine Lenkungsgruppe im BMBF eingerichtet, die ab Jänner 2013 regel-
mäßig tagte; darüber hinaus wurde eine fortgesetzte Begleitung mit 
dem externen Beratungsunternehmen vereinbart. Das BMBF berich-
tete der Rektorenkonferenz von den Projektergebnissen.

Als mögliche Optimierungen waren u.a. eine Stärkung der „Organisa-
tionskultur der Verbindlichkeit“, Erstellung von Prozessstandards bzw. 
eines Organisationshandbuchs, Bündelung von Zuständigkeiten bzw. 
Berichten und Abfragen durch das BMBF angeführt.

20 Die Gründung der Rektorenkonferenz der öffentlichen PH Österreichs (RÖPH) erfolgte 
im September 2007.

21 seit 1. März 2014: BMBF

Kommunikation 

Organisation im BMBF
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 11.2 Der RH stellte fest, dass das BMBF in regelmäßigen Abständen Bespre-

chungen mit den PH durchführte. Im Zusammenhang mit dem drin-
genden Handlungsbedarf des BMBF zur Steuerung seiner nach-
geordneten Dienststellen (PH) wertete der RH die identifizierten 
Optimierungspotenziale und seine Bemühungen, die Planungs– und 
Abstimmungsprozesse zu verbessern, als ersten Schritt in die richtige 
Richtung. Er kritisierte jedoch die Beauftragung eines externen Bera-
tungsunternehmens mit derartigen zu den Kernaufgaben des BMBF 
zählenden Aufgaben, weil das zusätzliche Kosten verursachte. 

Der RH empfahl dem BMBF, seine Anstrengungen zur Umsetzung 
von Optimierungsmaßnahmen fortzuführen und die öffentlichen PH 
adäquat einzubinden. Weiters wäre primär das im BMBF vorhandene 
Fachwissen zu nutzen, um den Aufwand für Fremdleistungen gering 
zu halten.22

 11.3 Laut Stellungnahme des BMBF werde bereits jetzt das im Ressort vor-
handene Fachwissen genutzt, soweit dies aufgrund der vorhandenen 
Kompetenzen und verfügbaren Personalressourcen möglich sei.

 12.1 (1) Gemäß § 30 HG 2005 hatten die Rektorate der PH jährlich einen 
Ziel– und Leistungsplan sowie einen Ressourcenplan zu erstellen und 
diesen dem Hochschulrat zur Beschlussfassung vorzulegen. Die Ziel– 
und Leistungspläne waren für die jeweils folgenden drei Studienjahre 
(rollierende Planung), die Ressourcenpläne für das kommende Jahr zu 
erstellen.

Die Ressourcenpläne (Angaben zur Ressourcenausstattung) dienten der 
operativen Steuerung, die Ziel– und Leistungspläne der mittelfristigen 
Steuerung. Inhalte der Ziel– und Leistungspläne waren insbesondere 
die strategischen Ziele, die Schwerpunkte, die Maßnahmen sowie die 
zu erbringenden Leistungen. 

An den PH sollten die Ziel– und Leistungspläne sowie die Ressour-
cenpläne eine weitgehende Ressourcenautonomie in Verbindung mit 
einer Ergebnis– und Outputverantwortung sicherstellen. 

(2) Der RH stellte fest, dass an den öffentlichen PH Ziel– und Leistungs-
pläne vorhanden waren. Die im HG 2005 geforderten Ressourcenpläne 
fehlten jedoch, es erfolgte eine direkte Zuteilung der Ressourcen durch 
22 siehe Bericht des RH, „Auftragsvergaben über Beratungsleistungen in Bundesministe-

rien“, Reihe Bund 2004/2, TZ 4, S. 10

Rechtsgrundlage und 
Ziele

Ziel– und Leistungsplan sowie Ressourcenplan

Organisation im BMBF
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das BMBF (siehe TZ 15). Dadurch existierte auch keine Verbindung der 
Ressourcenausstattung mit den Ziel– und Leistungsplänen.

(3) Das BMBF beschloss im Frühjahr 2013 eine Neugestaltung der 
Ziel– und Leistungspläne sowie der Ressourcenpläne ab dem Studi-
enjahr 2014/2015. Es sollte zu einer Verknüpfung der beiden Instru-
mente kommen. Geplant war, die Ziel– und Leistungspläne in einen 
Kern– und in einen Erweiterungs– bzw. Vertiefungsbereich einzutei-
len. Im Kernbereich definierte das BMBF qualitätsorientierte Vorgaben 
(fixe Vorgaben für alle PH). Im Erweiterungs– bzw. Vertiefungsbereich 
legte die PH aufgrund der Rahmenbedingungen des BMBF die Ziele 
und Vorgaben selbst fest. Dabei erfolgt eine Verknüpfung der Ressour-
cen mit den zu erbringenden Leistungen im Erweiterungs– bzw. Ver-
tiefungsbereich; der Kernbereich bildet weiterhin keine Ressourcen ab.

 12.2 Nach Ansicht des RH stellten die Ziel– und Leistungspläne sowie die 
Ressourcenpläne grundsätzlich ein geeignetes Instrument zur Steue-
rung der PH im Sinne der wirkungsorientierten Verwaltungsführung 
dar. Gleichwohl war darauf hinzuweisen, dass den PH keine wie für die 
Universitäten vorgesehene Autonomie zukam, sondern sie als nach-
geordnete Dienststellen der Aufsicht und Verantwortung des BMBF 
unterstanden.

Ausgehend von der grundsätzlichen Eignung kritisierte der RH jedoch, 
dass in den Ziel– und Leistungsplänen keine Verknüpfung mit den Res-
sourcenplänen bestand. Dadurch konnten einerseits die PH die Ergeb-
nis– bzw. Outputorientierung nicht sicherstellen und andererseits war 
für das BMBF die Ergebnissteuerung erschwert.

Im Zusammenhang mit der Neugestaltung der Ziel– und Leistungs-
pläne ab dem Studienjahr 2014/2015 kritisierte der RH, dass lediglich 
im Erweiterungs– bzw. Vertiefungsbereich eine Verknüpfung mit den 
Ressourcen geplant war. Er empfahl dem BMBF, alle Ressourcen in die 
Ziel– und Leistungspläne aufzunehmen, um eine Verbindung mit den 
zu erbringenden Leistungen sicherzustellen. 

 12.3 Laut Stellungnahme des BMBF erfolge mit der Neufassung der Ziel– 
und Leistungspläne/Ressourcenpläne eine Zusammenfassung aller Per-
sonalressourcen inklusive der Ressourcen für die Bezahlung der Lehrbe-
auftragten. An einer Integration der Sachmittel in den Ressourcenplan 
werde gearbeitet.

 12.4 Der RH betonte gegenüber dem BMBF die Wichtigkeit der Integration 
sämtlicher den PH zufließender Ressourcen in die Ressourcenpläne 
sowie deren umfassende Verknüpfung mit den Ziel– und Leistungs-

Ziel– und Leistungsplan sowie  
Ressourcenplan



Öffentliche Pädagogische Hochschulen

Bund 2014/10  223

BMBF
plänen (in sämtlichen Bereichen). Nur dadurch könnte nach Ansicht 
des RH die Ergebnis– bzw. Outputverantwortung der PH sichergestellt 
werden und das BMBF seiner Steuerungsfunktion in geeigneter Weise 
nachkommen.

 13.1 (1) Die Hochschul–Planungs– und Steuerungsverordnung23 sah fol-
gende externe und interne Leistungen der PH vor:

Die öffentlichen PH setzten sich in ihren Ziel– und Leistungsplänen 
für jede externe und interne Leistung Ziele (z.B. Adaptierung der Aus-
stattung der Lehrsäle an die Erfordernisse moderner Hochschuldidak-
tik). Diese sollten die Schwerpunkte (z.B. Gewaltprävention) des BMBF 
berücksichtigen und insgesamt 24 nicht überschreiten. Weiters sollten 
die öffentlichen PH Vorhaben24 (z.B. Ausstattung der PH mit tech-
nischem Equipment) in die Ziel– und Leistungspläne aufnehmen; für 
die Anzahl der Vorhaben gab es seitens des BMBF keine Limitierung.

23 BGBl. II Nr. 4/2007 i.d.g.F.
24 Gemäß § 4 Abs. 3 der Hochschul–Planungs– und Steuerungsverordnung waren Vorha-

ben abgrenzbare Maßnahmen, die in wirtschaftlicher, rechtlicher und finanzieller Hin-
sicht ein einheitliches Vorgehen der PH zum Gegenstand hatten und der Erreichung 
eines bestimmten Zwecks dienten. 

Inhalte 

Abbildung 6: Leistungen der PH
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Quelle: BMBF
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(2) Die Ausgestaltung der Ziel– und Leistungspläne der PH Tirol und 
Wien ist in nachfolgender Tabelle dargestellt:

Beide PH setzten sich eine hohe Anzahl an Zielen und Vorhaben. Die 
Ziele leiteten sich aus den Schwerpunkten des BMBF ab und waren 
mit quantifizierten Kenngrößen ausgestattet. Das BMBF setzte jähr-
lich neue Schwerpunkte (z.B. Individualisierung, Sprachenförderung, 
politische Bildung, Bildungsstandards), die einen Bezug zu den Wir-
kungszielen des BMBF hatten und zentrale Projekte des BMBF betrafen.

Für die Vorhaben waren Umsetzungstermine und Meilensteine defi-
niert, bei der PH Tirol fehlte eine Verknüpfung der Vorhaben zu den 
Schwerpunkten des BMBF und den Zielen der PH. 

 13.2 (1) Der RH beurteilte die Anzahl der von den beiden PH jährlich gesetz-
ten Ziele und Vorhaben als zu hoch. Dies zeigte auch das geringe Aus-
maß der Zielerreichung (siehe TZ 17). 

Er empfahl dem BMBF, die maximale Anzahl der Ziele und Vorhaben 
in den Ziel– und Leistungsplänen zu reduzieren, um eine Fokussie-
rung der PH auf die Zielerreichung sicherzustellen. 

Tabelle 3:  Ziel– und Leistungspläne PH Tirol und Wien, Studienjahre 2007/2008  
bis 2011/2012

Ziele Vorhaben

Anzahl Bezug zu 
Schwer punkten 

BMBF

Zuordnung 
externe 

und interne 
Leistungen

quantifizierte 
Kenngrößen

Anzahl Bezug zu 
Schwer-
punkten 

BMBF, Zielen 
PH

Umsetzungs-
termine, 

Meilensteine

PH Tirol

10 Min. 
(2011/2012)
22 Max. 
(2007/2008) ja ja ja

26 Min. 
(2011/2012)
48 Max. 
(2009/2010) nein ja

PH Wien

17 Min. 
(2007/2008)
22 Max. 
(2011/2012)

ja ja ja
18 Min. 
(2007/2008)
36 Max. 
(2010/2011)

ja ja

Max. = Maximum
Min. = Minimum

Quellen:  BMBF; PH Tirol und PH Wien
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(2) Der RH anerkannte, dass sich die Ziele beider PH aus den Schwer-
punkten des BMBF ableiteten. Die Schwerpunkte spiegelten die Prio-
ritätensetzung des BMBF wider. Darüber hinaus waren die Ziele mit 
messbaren Kenngrößen ausgestattet. 

(3) In den Ziel– und Leistungsplänen der PH Tirol fehlte eine Verknüp-
fung der Vorhaben zu den Schwerpunkten des BMBF und den Zie-
len der PH. 

Der RH empfahl der PH Tirol, eine Verbindung der Vorhaben mit den 
Schwerpunkten des BMBF und den Zielen der PH herzustellen, um eine 
optimale Abstimmung der Ziel– und Leistungspläne zu gewährleisten.

 13.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei eine erste Reduktion (maximal 
20 Ziele, maximal fünf Vorhaben) bereits erfolgt. An einer weiteren 
Reduktion werde gearbeitet; sie solle ab dem Studienjahr 2015/2016 
als Vorgabe für die nächsten Ziel– und Leistungsplan–/Ressourcen-
plan–Perioden gelten. 

(2) Die PH Tirol teilte mit, sie werde die Empfehlung des RH, eine 
Verbindung der Vorhaben mit den Schwerpunkten des BMBF und den 
Zielen der PH herzustellen, umsetzen.

 14.1 (1) Der Prozess der Erstellung und Genehmigung der Ziel– und Leis-
tungspläne gestaltete sich wie folgt:

Ablauf und  
Genehmigung
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Ressourcenplan



226 Bund 2014/10

(2) Gemäß den Ablaufplänen sollte die Genehmigung der Ziel– und 
Leistungspläne durch das BMBF im Juni jeden Jahres erfolgen. Fol-
gende Tabelle zeigt die tatsächlichen Genehmigungszeitpunkte:

Das BMBF genehmigte alle Ziel– und Leistungspläne erst nach Ablauf 
des festgelegten Termins im Juni; das laufende Studienjahr hatte 
zumeist bereits begonnen.

 14.2 (1) Der RH anerkannte die Prozessunterstützung des BMBF mit Hilfe 
von Muster–Ziel– und Leistungsplänen, Erläuterungen sowie zeitlichen 
Ablaufplänen.

Tabelle 4: Prozess der Erstellung und Genehmigung der Ziel– und Leistungspläne

lfd. Nr. Zeit/Zeitraum Beschreibung Prozessschritt

1. Dezember Übermittlung der Muster–Ziel– und Leistungspläne, Erläuterungen und 
zeitliche Ablaufpläne (mit allen wichtigen Terminen) an die PH durch 
Abteilung I/71 des BMBF; zeitgleich Ablaufpläne an die Hochschulräte 
der PH 

2. Dezember bis 
Februar (nächsten 
Jahres)

Erstellung der Ziel– und Leistungspläne durch die Rektorate der PH unter 
Einbeziehung der Institute

3. Ende Februar Übersendung der Entwürfe der Ziel– und Leistungspläne an die 
Abteilung I/7 des BMBF und an die Hochschulräte durch die Rektorate 
der PH

4. März/April Übermittlung der Entwürfe an weitere Fachabteilungen des BMBF durch 
die Abteilung I/7, Stellungnahmen der Fachabteilungen 

5. März/April Gespräche zu den Entwürfen der Ziel– und Leistungspläne im BMBF, 
Teilnehmer: Mitarbeiter der Abteilung I/7, der Rektor der jeweiligen PH 
und optional der Vorsitzende des Hochschulrats

6.2 Mai bzw. Juni Überarbeitung der Ziel– und Leistungspläne durch die PH, Beschluss-
fassung der geänderten Ziel– und Leistungspläne durch Rektorate, 
Übermittlung an die Hochschulräte

7.2 4 Wochen Beschluss der Ziel– und Leistungspläne durch die Hochschulräte, 
Übermittlung an BMBF Abteilung I/7

8. Genehmigung der Ziel– und Leistungspläne durch das BMBF
1 Abteilung I/7 (LehrerInnenbildung/Pädagogische Hochschulen)
2  War das BMBF mit den Änderungen bzw. Ergänzungen der PH nicht einverstanden, wiederholten sich die Vorgänge 6 und 7 

solange, bis es zu einer Genehmigung kam.

Quelle: BMBF

Tabelle 5: Genehmigungszeitpunkte Ziel– und Leistungspläne

Studienjahr 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012

PH Tirol 28.4.2008 6.3.2009 30.11.2009 22.10.2010 8.7.2011

PH Wien 8.5.2008 30.4.2009 10.12.2009 9.8.2010 19.11.2011

Quellen: BMBF; PH Tirol und PH Wien
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(2) Er kritisierte, dass aufgrund des aufwändigen und komplexen Pro-
zesses das BMBF die Ziel– und Leistungspläne verspätet, oft lange 
nach Beginn des Geltungszeitraums, genehmigte. Nach Ansicht des 
RH wurde dadurch für die PH eine sinnvolle Planung bzw. Vorberei-
tung auf das kommende Studienjahr erschwert. Auch die Steuerungs-
funktion des BMBF war eingeschränkt.

Der RH empfahl dem BMBF, den Prozess für die Erstellung der Ziel– 
und Leistungspläne zu vereinfachen und die Pläne rechtzeitig vor 
Beginn des jeweiligen Studienjahres zu genehmigen. 

 14.3 Laut Stellungnahme des BMBF solle der neue Ablauf ab dem Ziel– und 
Leistungsplan/Ressourcenplan 2014/2015 eine raschere Abwicklung 
ermöglichen. Weiters werde eine Umstellung auf einen mehrjährigen 
Genehmigungsprozess diskutiert.

Zuteilung 

 15.1 Gemäß § 31 HG 2005 hatten die Rektorate der PH jährlich einen Res-
sourcenplan zu erstellen. Im überprüften Zeitraum gab es keine Res-
sourcenpläne im Sinne des HG 2005. Das BMBF ordnete daher die Res-
sourcen direkt den PH zu.

Folgende Abbildung stellt den Prozess der Ressourcenzuteilung vom 
BMBF an die PH dar:

Ressourcen
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[1]25  Die Abteilung III/6 teilte die Ressourcen für die Lehrenden in 
Wert einheiten26 den PH zu. Die Zuteilung erfolgte jährlich im Dezem-
ber für das laufende Studienjahr, das im Oktober begonnen hatte.

[2] Die Abteilung III/9 wies über die Abteilung III/6 das Verwaltungs-
personal für die PH in Planstellen zu.

[3] Die Stabstelle der Sektion I war neben der Gesamtkoordination 
auch für die Fort– und Weiterbildung des allgemein bildenden Schul-
wesens zuständig. Daneben koordinierte die Abteilung II/6 die Fort– 
und Weiterbildung für die berufsbildenden Schulen und die Abtei-
lung I/1 jene für die Bildungsanstalten für Kindergartenpädagogik 

25 Die eckige Klammer bezeichnet die Nummerierung in der Abbildung 7.
26 Das Ausmaß der Lehrverpflichtung der Bundeslehrer beträgt 20 Wochenstunden. Die 

Unterrichtsstunden in den einzelnen Unterrichtsgegenständen sind auf die Lehrver-
pflichtung mit abgestuften Werteinheiten je Wochenstunde anzurechnen. Beispiels-
weise entspricht eine Deutschstunde 1,167 Werteinheiten. Das BMBF verwendete Wer-
teinheiten als Bezugsgröße zur Planung und Abrechnung des Lehrerpersonaleinsatzes.

Abbildung 7:  Prozess der Ressourcenzuteilung

weitere Fachabteilungen1

Abteilung II/64

Abteilung I/13 Stabstelle 
Sektion I2 Abteilung B/47

Abteilung III/65

Pädagogische 
Hochschulen

weitere Fachabteilungen1

Abteilung III/96
[2] [1]

[3] [3] [4]

[5]

BMBF

1 z.B.: Abteilung I/2 (Sekundarstufe I und Polytechnische Schulen) und Abteilung II/1 (Berufsschulen)
2   Stabstelle der Sektion I (LehrerInnenbildung und Koordination der Lehrerfort– und Weiterbildung für das Gesamtressort; 

Leitung der organisatorischen Implementierung des Verwaltungsprogramms PH–Online im System)
3  Abteilung I/1 (Elementarpädagogik, Grundschule, BAKIP/BASOP) 
4  Abteilung II/6 (LehrerInnenaus–, –fort– und –weiterbildung für berufsbildende Schulen, Daten der Berufsbildung)
5  Abteilung III/6 (LehrerInnenpersonal–Controlling)
6  Abteilung III/9 (Verwaltungspersonal der nachgeordneten Dienststellen)
7  Abteilung B/4 (Budgetplanung, Kosten– und Leistungsrechnung, Controlling)

Quelle: RH
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(BAKIP) und Bildungsanstalten für Sozialpädagogik (BASOP). Außer-
dem waren noch weitere Fachabteilungen involviert, wenn diese Son-
dermittel (z.B. Neue Mittelschule) zur Verfügung stellten. Die Stabstelle 
der Sektion I teilte das Budget der Abteilung B/4 mit.

[4] Die Abteilung B/4 teilte den PH gemeinsam mit den Honoraren 
für die Lehrbeauftragten zwischen März und Mai das Budget für die 
Sachressourcen für das laufende Kalenderjahr zu.

[5] Weiters konnten die Fachabteilungen des BMBF jederzeit den PH 
Budgetmittel für besondere Projekte zur Verfügung stellen. 

Die jeweiligen Abteilungen des BMBF setzten während des Studien– 
bzw. Kalenderjahres Controllingmaßnahmen für ihre Teilbudgets. 

 15.2 Der RH kritisierte, dass eine Vielzahl an Abteilungen des BMBF den PH 
Personal– und Sachressourcen zuwiesen. Dies verursachte nach Ansicht 
des RH hohe Ineffizienzen innerhalb des Ressorts. Weiters beanstan-
dete er, dass die Personal– und Sachressourcen für die öffentlichen 
PH nicht durch die gesetzlich vorgesehenen Ressourcenpläne zuge-
teilt wurden (siehe TZ 12). 

Ebenso wies er kritisch darauf hin, dass das BMBF die Personalressour-
cen für die Lehrenden und das Verwaltungspersonal erst im Dezember 
für das laufende Studienjahr (Beginn Oktober) zuwies. Die Sachres-
sourcen und die Honorare für die Lehrbeauftragten teilte es zwischen 
März und Mai für das laufende Kalenderjahr zu. Darüber hinaus teilten 
die Fachabteilungen des BMBF Ressourcen für Sonderprojekte wäh-
rend des gesamten Jahres zu. 

Schließlich kritisierte der RH, dass das BMBF die Personal– und Sach-
ressourcen in Werteinheiten, Planstellen und in Geld zur Verfügung 
stellte. Nach Ansicht des RH war die späte und in unterschiedlichen 
Einheiten gestaltete Zuteilung der Ressourcen für die öffentlichen PH 
intransparent. Dies erschwerte die Budgetplanung und den –vollzug 
für die öffentlichen PH erheblich.

Der RH verwies auf seine Empfehlung in TZ 12, alle Ressourcen in die 
Ziel– und Leistungspläne aufzunehmen, um eine Verbindung mit den 
zu erbringenden Leistungen sicherzustellen. 

 15.3 Laut Stellungnahme des BMBF seien seit dem Jahr 2011 die in den 
Bundesfinanzrahmengesetzen für das folgende Finanzjahr festgelegten 
Auszahlungsobergrenzen wieder nach unten revidiert worden. Weiters 
seien vom BMF allenfalls erst nach Beginn des jeweiligen Finanzjahres 
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verfügte Mittelverwendungsbindungen zu berücksichtigen. Vor diesem 
Hintergrund könne eine verbindliche Festlegung der den PH zur Verfü-
gung stehenden Mittel nicht zu Beginn des Finanzjahres erwartet wer-
den.

 15.4 Der RH wies im Zusammenhang mit der Budgetplanung und dem 
Budgetvollzug der öffentlichen PH kritisch auf die verspätete und zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten sowie die in unterschiedlichen Einheiten 
gestaltete Zuteilung der Ressourcen hin. Er räumte jedoch ein, dass 
auch das BMBF mit unbeständigen Rahmenbedingungen konfrontiert 
war.

Ressourcenverbrauch der Lehrenden 

 16.1 (1) Das BMBF teilte den öffentlichen PH die Ressourcen für die Leh-
renden (ohne Lehrbeauftragte) in der Aus–, Fort– und Weiterbildung 
in Werteinheiten zu. Folgende Tabelle zeigt die zugeteilten Wertein-
heiten und den tatsächlichen Verbrauch durch die öffentlichen PH:

Tabelle 6:  Verbrauch und Zuteilung der Personalressourcen für die Lehrenden1 
(ohne Lehrbeauftragte)

Studienjahr 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2007/2008 bis 

2011/2012
in Werteinheiten in %

öffentliche PH
Verbrauch 24.409 24.893 26.296 29.146 32.173 31,81

Zuteilung 26.164 26.197 27.872 30.674 33.234 27,02

Differenz2 – 1.755 – 1.304 – 1.576 – 1.528 – 1.061

davon

PH Tirol
Verbrauch 2.974 3.205 3.197 3.505 3.999 34,47

Zuteilung 3.172 3.172 3.430 3.826 4.047 27,59

Differenz2 – 198  +33 – 233 – 321 – 48

PH Wien
Verbrauch 4.718 4.919 5.013 5.611 5.894 24,93

Zuteilung 5.385 5.387 5.486 6.071 6.530 21,26

Differenz2 – 667 – 468 – 473 – 460 – 636
1 Stammlehrpersonal, dienstzugeteilte Bundes– und Landeslehrer, mitverwendete Bundes– und Landeslehrer
2 – = Minderverbrauch; + = Mehrverbrauch

Quelle: BMBF
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Die vom BMBF zugeteilten Ressourcen für den Personaleinsatz der Leh-
renden stiegen im überprüften Zeitraum an. Gleichzeitig erhöhte sich 
der Verbrauch um rd. 31,8 % (PH Tirol rd. 34,5 %, PH Wien rd. 24,9 %).

Die öffentlichen PH verbrauchten jedoch nicht alle zur Verfügung 
gestellten Ressourcen.27 Die Differenz zwischen den zugeteilten Perso-
nalressourcen und dem tatsächlichen Verbrauch nahm im überprüften 
Zeitraum ab (Studienjahr 2007/2008: – 1.755, Studienjahr 2011/2012: 
– 1.061).

(2) Mit Inkrafttreten des neuen PH–Lehrerdienstrechts im Studien-
jahr 2013/2014 stellte das BMBF die Zuteilung der Personalressour-
cen von Werteinheiten auf Planstellen um.

 16.2 Der Anstieg des Verbrauchs an Personalressourcen für die Lehrenden 
an den öffentlichen PH um rd. 31,8 % lag v.a. an der Zunahme der Stu-
dierenden und der gestiegenen Anzahl an Fort– und Weiterbildungs-
veranstaltungen (siehe TZ 22 und 32).

Durch die v.a. zu hohe und ungenaue Zuteilung der Ressourcen ver-
brauchten die öffentlichen PH nicht alle vom BMBF zur Verfügung 
gestellten Ressourcen. Der RH wies kritisch auf diese Situation hin, 
die Ineffizienzen begünstigte. Er empfahl dem BMBF, in der künftig 
zur Anwendung kommenden Ressourcenzuteilung auf Grundlage von 
Planstellen auf eine sparsame Haushaltsführung zu achten.

 16.3 Laut Stellungnahme des BMBF erfolge mit der Neufassung der Res-
sourcenpläne nicht nur eine neuartige Darstellung der Personalres-
sourcen in Form von Planstellen, sondern auch eine Etablierung von 
neuen Prozessen. So seien Veränderungen des Personals erst nach fun-
dierter Analyse des Ziel– und Leistungsplans unter Berücksichtigung 
von Synergien durch Kooperationen in den Verbundregionen möglich. 
Zusätzlich analysiere das BMBF anhand von Kennzahlen die Effizi-
enz im Ressourceneinsatz. Weiters sei der beschlossene Personalplan 
eine wichtige Entscheidungsgrundlage bei der Mittelbewirtschaftung. 
Die Wahrnehmung der Kontroll– und Aufsichtsaufgaben im Personal-
bereich sei durch die neuen Abläufe und die umfassenden Auswer-
tungs– und Kontrollmöglichkeiten der im Einsatz befindlichen IT–Sys-
teme sichergestellt.

27 Die nicht verbrauchten Werteinheiten verblieben dem BMBF.
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 17.1 (1) Die PH hatten laut Vorgabe des BMBF jährlich einen Leistungsbe-
richt zu ihren Ziel– und Leistungsplänen zu erstellen. In den Berichten 
wurden die Istwerte den Zielwerten gegenübergestellt. Darüber hinaus 
berichteten die PH im Leistungsbericht über die Umsetzung ihrer Vor-
haben. 

Konnten die PH die Zielwerte nicht erreichen, erläuterten sie in den 
Leistungsberichten die Abweichungen und definierten Maßnahmen 
zur Gegensteuerung. Einen Sanktionsmechanismus bei Nichterreichen 
von Zielen gab es nicht.

(2) Laut Angaben der PH Tirol wurden Leistungsberichte erstellt und 
dem BMBF übermittelt. Die PH Tirol und auch das BMBF konnten dem 
RH für die Studienjahre 2007/2008 und 2009/2010 jedoch keine Leis-
tungsberichte vorlegen.

Die PH Tirol setzte im Studienjahr 2008/2009 neun von 19 Zielen um; 
im Studienjahr 2010/2011 waren es acht von 14 Zielen (rund zwei Drit-
tel); im Studienjahr 2011/2012 wurde die Hälfte (fünf von zehn) der 
Ziele erreicht. 

(3) Die PH Wien erstellte keinen Leistungsbericht für das Studien-
jahr 2007/2008. Es fanden zwar Analysen einzelner Ziele statt, jedoch 
keine standardisierte und vollständige Überprüfung der Zielerreichung. 
Auch für das Studienjahr 2011/2012 fehlte der Leistungsbericht.

Die PH Wien setzte in den Studienjahren 2008/2009 und 2009/2010 
rund die Hälfte der Ziele um; im Studienjahr 2010/2011 rund drei Vier-
tel (15 von 21).

(4) Folgende Abbildung zeigt für die PH Tirol und Wien die Gründe 
für das Nichterreichen von Zielwerten:

Zielerreichung 
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Die häufigsten Ursachen für das Nichterreichen der Ziele waren feh-
lende Maßnahmen durch die PH und Verzögerungen bei der Umset-
zung. 

 17.2 Der RH kritisierte, dass zum Teil Leistungsberichte der PH Tirol und 
Wien fehlten. Dadurch waren die Kontrolle der Zielerreichung und 
somit die Effektivität der Ziel– und Leistungspläne nicht zur Gänze 
gewährleistet. Er empfahl den PH Tirol und Wien, die Leistungsberichte 
zu den Ziel– und Leistungsplänen jährlich zu erstellen. Dem BMBF 
empfahl er, bei Nichtvorlage der Leistungsberichte diese einzufordern. 
Ebenso empfahl der RH dem BMBF, bei Nichterreichen von gesetzten 
Zielen einen Sanktionsmechanismus (z.B. im Bereich der Ressourcen-
zuteilung) einzuführen. 

 17.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF würden fehlende Ziel– und Leis-
tungspläne von der zuständigen Fachabteilung eingefordert. Mögliche 
Sankionsmechanismen im Bereich des Ressourcenplans seien in Dis-
kussion.

(2) Laut Stellungnahme der PH Tirol werde sie im Rahmen des neuen 
Drei–Jahres–Plans bis zum Studienjahr 2016/2017 Leistungsberichte 
am Ende eines jeden Studienjahres erstellen. 

(3) Das Rektorat der PH Wien teilte mit, es habe alle erforderlichen 
Unterlagen zeitgerecht an das BMBF übermittelt.

Abbildung 8:  Gründe für das Nichterreichen von Zielen

Quelle: RH
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 17.4 (1) Der RH stellte gegenüber dem BMBF klar, dass für die PH Tirol für 
die Studienjahre 2007/2008 und 2009/2010 sowie für die PH Wien für 
die Studienjahre 2007/2008 und 2011/2012 keine Leistungsberichte 
vorlagen. Maßnahmen des BMBF zur Einforderung der ausstehenden 
Leis tungsberichte waren nicht dokumentiert. Der RH hielt daher an 
seiner Empfehlung fest, dass nicht vorgelegte Leistungsberichte sei-
tens des BMBF einzufordern sind. Ebenso bekräftigte er seine Empfeh-
lung, Sanktionsmechanismen bei Nichterreichen von gesetzten Zielen 
oder bei Nichteinhaltung von verbindlichen Vorgaben in Erwägung zu 
ziehen.

(2) Der RH entgegnete der PH Wien, dass für die Studienjahre 2007/2008 
und 2011/2012 weder im BMBF noch an der PH Wien Leistungsbe-
richte vorlagen. Er hielt an seiner Empfehlung gegenüber der PH Wien 
fest, die Leistungsberichte zu den Ziel– und Leistungsplänen jährlich 
zu erstellen.

 18.1 (1) In den Zielvereinbarungen zwischen den Rektoraten einer öffent-
lichen PH und ihren Organisationseinheiten sollte festgelegt werden, 
bis zu welchem Zeitpunkt die Organisationseinheiten welche Leistun-
gen zu erbringen hatten. Im Ergebnis wurden dadurch die Ziel– und 
Leistungspläne auf die jeweils in Frage kommenden Organisationsein-
heiten heruntergebrochen.

(2) Das Rektorat der PH Tirol führte nach Genehmigung der Ziel– und 
Leistungspläne durch das BMBF Klausurveranstaltungen mit den Lei-
tern ihrer Organisationseinheiten durch. Nach Angaben der PH Tirol 
erfolgte in diesen Veranstaltungen eine gemeinsame Abstimmung für 
die einzelnen Bereiche. Der RH konnte aus den Protokollen dieser 
Veranstaltungen die gemeinsame Abstimmung nicht nachvollziehen. 
Schriftliche Zielvereinbarungen zwischen dem Rektorat und den ein-
zelnen Organisationseinheiten der PH Tirol fehlten.

(3) Die PH Wien leitete die genehmigten Ziel– und Leistungspläne ihren 
Organisationseinheiten weiter. Eine Abstimmung zwischen dem Rek-
torat und den Organisationseinheiten erfolgte innerhalb der PH Wien 
nicht. Schriftliche Zielvereinbarungen gab es an der PH Wien eben-
falls nicht.

 18.2 Der RH kritisierte, dass die Rektorate der PH Tirol und Wien keine 
Zielvereinbarungen mit ihren Organisationseinheiten abgeschlossen 
hatten. Er empfahl den PH Tirol und Wien, künftig in schriftlichen 
Vereinbarungen die Ziel– und Leistungspläne auf die Organisations-
einheiten herunterzubrechen, um die Steuerungswirkung zu erhöhen. 

Zielvereinbarungen 
innerhalb der PH
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Dadurch könnte auch eine bessere Identifikation der Mitarbeiter mit 
den Zielen der PH erreicht werden.28 

 18.3 (1) Laut Stellungnahme der PH Tirol würden hinkünftig Zielvereinba-
rungen zwischen Rektorat und den jeweiligen Organisationseinheiten 
vereinbart werden.

(2) Laut Stellungnahme der PH Wien folge die Struktur der Ziel– 
und Leistungspläne der Systematik der Organisationseinheiten an der 
PH Wien; somit seien über den Ziel– und Leistungsplan auch die Ziele 
für die jeweilige Organisationseinheit vorgegeben.

 18.4 Der RH entgegnete der PH Wien, dass seiner Ansicht nach die Ziel– 
und Leistungspläne in schriftlichen Vereinbarungen auf die Organi-
sationseinheiten herunterzubrechen waren, um deren Steuerungswir-
kung zu erhöhen. Außerdem waren schriftliche Zielvereinbarungen 
erforderlich, um u.a. eine Kultur der Verbindlichkeit zu unterstützen, 
zur besseren Identifikation der Mitarbeiter mit den Zielen der PH sowie 
aus Motivationsgesichtspunkten.

 19 Nach § 8 HG 2005 hatten die PH u.a. folgende Aufgaben:

–  Ausbildung von Lehrern (Lehramt allgemein bildende Pflichtschu-
len und Berufspädagogik) sowie für weitere pädagogische Berufs-
felder (z.B. Freizeitpädagogen) (siehe TZ 31 ff.),

–  Fort– und Weiterbildung von Lehrern und weiterer pädagogischer 
Berufsfelder (siehe TZ 20 ff.) und

– berufsfeldbezogene Forschung (siehe TZ 26 ff.). 

Während die Lehrerausbildung an den PH lediglich den Bereich der 
Pflichtschullehrer in Österreich abdeckte, betraf die Fort– und Weiter-
bildung sämtliche Lehrer.

Im Folgenden stellt der RH die Aufgabenbereiche der Fort– und Wei-
terbildung sowie der Forschung dar. Die Ausbildung wird gesondert 
— im nachfolgenden Kapitel (TZ 30 ff.) — behandelt.

28 siehe Bericht des RH, „Leistungsvereinbarungen“, Reihe Bund 2012/11, TZ 40

Übersicht

Aufgaben
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Schwerpunkte 

 20.1 Im Dezember 2009 teilte das BMBF den PH und Landesschulräten die 
längerfristigen (2010 bis 2013) Schwerpunktsetzungen im Bereich der 
Fort– und Weiterbildung29 mit (z.B. Bildungsstandards, standardisierte 
Reifeprüfung). Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung gab es noch keine 
Schwerpunktsetzungen für die Jahre nach 2013.

In einem Grundsatzpapier vom Dezember 2011 legte das BMBF Quali-
tätsstandards für die Veranstaltungen und die Lehrenden in der Fort– 
und Weiterbildung fest.

 20.2 Die Schwerpunktsetzungen des BMBF für den Zeitraum 2010 bis 2013 
ermöglichten für die PH längerfristige Entwicklungsperspektiven und 
Planungssicherheit. Der RH empfahl dem BMBF, die Kontinuität der 
Fort– und Weiterbildung der zentralen Reformvorhaben auch nach 
2013 sicherzustellen.

Der RH anerkannte das Grundsatzpapier des BMBF. Das BMBF setzte 
damit Empfehlungen des RH (siehe Bericht des RH, „Lehrerfortbil-
dung; Follow–up–Überprüfung“, Reihe Bund 2008/11, TZ 3 und 4) in 
Ansätzen um. 

Der RH empfahl darüber hinaus dem BMBF, seine diesbezüglichen 
Maßnahmen fortzusetzen, um die Qualität in der Fort– und Weiter-
bildung zu optimieren und weiter zu verbessern.

 20.3 Laut Stellungnahme des BMBF sei die Kontinuität der Schwerpunktset-
zungen in der Fort– und Weiterbildung durch ein neues Rundschreiben 
aus dem Jahr 2014 sichergestellt. Auch die Maßnahmen zur Optimie-
rung und weiteren Verbesserung der Qualität in der Fort– und Weiter-
bildung würden laufend fortgesetzt.

Finanzierung

 21.1 (1) Wie in TZ 15 dargestellt, war der Erstellungsprozess des Fort– und 
Weiterbildungsbudgets komplex; es war eine Vielzahl an Abteilungen 
des BMBF darin involviert. 

29 Fortbildung: Vertiefung oder Erweiterung der vorhandenen beruflichen Ausbildung; 
Weiterbildung: hat das Ziel einer Qualifizierung, um sich beruflich weiterzuentwickeln 
und aufzusteigen, z.B. in Form von Aufbaustudien oder zum Erwerb zusätzlicher Befä-
higungen

Fort– und  
Weiterbildung 
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Die Aufteilung des Budgets für Fort– und Weiterbildung erfolgte nach 
der Lehreranzahl (in Köpfen) je Schulart je Land. Von den Budgets stan-
den 55 % für regionale Erfordernisse (Landesschulrat), 35 % für zentrale 
Erfordernisse (BMBF) und 10 % für die PH autonom zur Verfügung. 
Ausgenommen waren die Bildungsanstalten für Kindergartenpäda-
gogik (BAKIP) und für Sozialpädagogik (BASOP); hier verwaltete das 
BMBF aufgrund der geringen Anzahl an Schulen das gesamte Budget.

(2) Laut der PH Tirol sei der autonome 10 %–Anteil bisher nicht explizit 
für die Schwerpunktsetzung genutzt, sondern für den gesamten Bereich 
der Fort– und Weiterbildung verwendet worden. An der PH Wien seien 
vorwiegend Lehrgänge der Fort– und Weiterbildung finanziert worden.

Die Zusammenarbeit mit dem BMBF und dem Landesschulrat für Tirol 
bzw. dem Stadtschulrat für Wien beschrieben beide PH als aufwän-
dig (z.B. aufgrund vieler Ansprechpartner, siehe TZ 10), jedoch als gut 
funktionierend.

 21.2 Der RH kritisierte den komplexen Zuteilungsmechanismus des Fort– 
und Weiterbildungsbudgets mit einer Vielzahl von Ansprechpartnern. 
Er beurteilte v.a. die strikte Trennung in zentrale (BMBF) und regio-
nale (Landesschulräte) Erfordernisse sowie die Aufteilung auf einzelne 
Schularten als inflexibel und nur in Ansätzen bedarfsorientiert. 

Der RH empfahl dem BMBF, gemeinsam mit den PH und den Landes-
schulräten Überlegungen zur flexibleren Ressourcenzuteilung für die 
Fort– und Weiterbildung anzustellen.

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, den autonomen Anteil am 
Fort– und Weiterbildungsbudget zur Schwerpunktbildung einzusetzen.

 21.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF würden die neue Bundeshaushalts-
struktur und das PH–Lehrerdienstrecht Neu eine neue ressortinterne 
Ressourcensteuerung erfordern. Dafür solle die Entwicklung neuer Steu-
erungs–, Planungs– und Controllingmechanismen auch die Prozentauf-
teilungen und deren Flexibilität miteinbeziehen.

(2) Laut Stellungnahme der PH Tirol werde sie im Rahmen der aktu-
ellen Planung für das Wintersemester 2014/2015 den autonomen Anteil 
am Fort– und Weiterbildungsbudget für Schwerpunktbildungen berück-
sichtigen.
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Entwicklung der Fort– und Weiterbildung 

 22.1 (1) Seit dem Studienjahr 2009/2010 erstellte das BMBF jährlich Berichte 
über die Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen auf Basis der PH–
Online–Daten.30 Die Berichte31 enthielten Informationen zu den Lehr-
veranstaltungen, den Anmeldungen, den Schularten der Teilnehmer, 
den Kosten der Veranstaltungen und den inhaltlichen Ressortschwer-
punkten.

Das BMBF leitete die Berichte an die PH und ressortintern an die 
zuständigen Stellen weiter. Auch bei Dienstbesprechungen (z.B. Rek-
torenkonferenz) präsentierte das BMBF die Auswertungen. Konkrete 
Steuerungsmaßnahmen aufgrund der Berichte konnte der RH nicht 
feststellen.

(2) Eine Übersicht über die Fortbildungsveranstaltungen aller PH (inklu-
sive der privaten PH), der PH Tirol und Wien gibt nachfolgende Tabelle:

30 Für die Implementierungsphase (Studienjahre 2007/2008 und 2008/2009) von PH–
Online (siehe TZ 45 ff.) verfügte das BMBF über keine aussagekräftigen Daten. 

31 mit einer Gesamtauswertung für alle PH und Detailauswertungen für jede einzelne PH

Tabelle 7:  Fortbildung alle PH, PH Tirol und Wien, Studienjahre 2009/2010  
bis 2011/2012

Studienjahr 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 2009/2010 
bis 2011/2012

Anzahl in %

alle PH1 Fortbildung

Lehrveranstaltungen 14.197 16.605 18.544 30,62

Anmeldungen 262.644 328.897 370.654 41,12

durchschnittliche 
Anmeldungen pro LV 18,50 19,81 20,00 8,11

davon

PH Tirol Fortbildung

Lehrveranstaltungen 1.409 1.621 1.774 25,90

Anmeldungen 25.193 31.839 35.780 42,02

durchschnittliche 
Anmeldungen pro LV 17,90 19,60 20,20 12,85

PH Wien Fortbildung

Lehrveranstaltungen 2.017 2.270 2.289 13,49

Anmeldungen 36.114 46.701 51.710 43,19

durchschnittliche 
Anmeldungen pro LV 17,90 20,60 22,60 26,26

LV = Lehrveranstaltung
1 alle PH inklusive private PH

Quelle: PH–Online, BMBF



Öffentliche Pädagogische Hochschulen

Bund 2014/10  239

BMBF
Aufgaben

In den Studienjahren 2009/2010 bis 2011/2012 stieg die Anzahl an 
Lehrveranstaltungen in der Fortbildung an allen PH um rd. 30,6 %. 
Die PH Tirol lag mit rd. 25,9 % leicht unter dem Durchschnittswert, die 
PH Wien mit rd. 13,5 % wesentlich darunter. Die Anzahl der Anmel-
dungen an den Fortbildungsveranstaltungen nahm sowohl bei allen 
PH als auch bei den PH Tirol und Wien um über 40 % zu. 

Die Lehrveranstaltungen dauerten durchschnittlich rund zwei Halbtage. 

Die an den Fortbildungsveranstaltungen teilnehmenden Lehrer, für die 
eine Zuordnung zu einem Schultyp möglich war (rd. 85 %), stammten 
zu knapp über 55 % aus dem Bereich der Pflichtschulen (Landeslehrer) 
und zu rd. 30 % aus dem Bereich der höheren und mittleren Schulen 
des Bundes (Bundeslehrer). Für Landeslehrer bestand eine ausdrück-
liche Fortbildungspflicht mit 15 Jahresstunden; für Bundeslehrer war 
die Fortbildungspflicht nur im Rahmen der allgemeinen Dienstpflich-
ten festgelegt.

(3) Eine Übersicht über die Weiterbildungsveranstaltungen aller PH 
(inklusive der privaten PH), der PH Tirol und Wien gibt nachfolgende 
Tabelle:

Tabelle 8:  Weiterbildung alle PH, PH Tirol und Wien, Studienjahre 2010/2011  
und 2011/2012

Studienjahr 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2010/2011 bis 

2011/2012

Anzahl in %

alle PH1 Weiterbildung

Lehrveranstaltungen 2.672 2.948 10,33

Anmeldungen 55.044 62.399 13,36

durchschnittliche Anmeldungen pro LV 20,60 21,20 2,91

davon

PH Tirol Weiterbildung

Lehrveranstaltungen 260 261 0,38

Anmeldungen 7.734 7.260 – 6,13

durchschnittliche Anmeldungen pro LV 29,70 27,80 – 6,40

PH Wien Weiterbildung

Lehrveranstaltungen 195 201 3,08

Anmeldungen 5.038 6.568 30,37

durchschnittliche Anmeldungen pro LV 25,80 32,70 26,74

LV = Lehrveranstaltung
1 alle PH inklusive private PH

Quelle: PH–Online, BMBF
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Für die Weiterbildung war vom Studienjahr 2010/2011 auf das Stu-
dienjahr 2011/2012 österreichweit ein Anstieg der Anzahl der Lehr-
veranstaltungen (rd. 10,3 %) und der Anmeldungen (rd. 13,4 %) fest-
zustellen. An der PH Tirol blieb die Anzahl der Lehrveranstaltungen 
annähernd gleich, die Anmeldungen gingen zurück. Neben einem leich-
ten Anstieg der Lehrveranstaltungen hatte die PH Wien einen hohen 
Zuwachs (rd. 30,4 %) an Anmeldungen zu verzeichnen.

 22.2 (1) Der RH stellte positiv fest, dass PH–Online eine Dokumentation 
der Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen ermöglichte. Das BMBF 
setzte damit eine Empfehlung des RH um (Bericht des RH, „Lehrerfort-
bildung; Follow–up–Überprüfung“, Reihe Bund 2008/11, TZ 5). 

Der RH anerkannte zwar die jährlichen Berichte des BMBF zur Fort– 
und Weiterbildung, kritisierte aber die fehlenden Steuerungsmaß-
nahmen. Er empfahl dem BMBF, zur effizienten Ressourcensteuerung 
und –planung entsprechende Maßnahmen in die Wege zu leiten. 

(2) Der RH anerkannte die Ausweitung des Angebots der Lehrveran-
staltungen an den PH im Bereich der Fort– und Weiterbildung, weil 
sich die Lehrveranstaltungen weitgehend an den Schwerpunktkatego-
rien des BMBF orientierten. 

 22.3 Laut Stellungnahme des BMBF würden die Berichte verstärkt bei den 
Ziel– und Leistungsplänen/Ressourcenplänen zur Erstellung von Kenn-
zahlen und inhaltlichen Steuerung herangezogen sowie bei den Standort-
analysen berücksichtigt werden. Ein Qualitätszirkel zwischen Ziel– und 
Leistungsplänen/Ressourcenplänen und Berichtswesen sei vorgesehen.

Abgesagte Fortbildungslehrveranstaltungen

 23.1 Eine Auswertung der abgesagten Lehrveranstaltungen (aufgrund Nicht-
erreichen der Mindestteilnehmerzahlen) im Bereich der Fortbildung 
brachte für das Studienjahr 2011/2012 folgendes Ergebnis:
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Bezogen auf alle PH wurden rd. 12,3 % aller Lehrveranstaltungen 
der Schwerpunktkategorien des BMBF abgesagt. Die PH Tirol lag mit 
rd. 12,6 % leicht darüber, die PH Wien mit rd. 7,7 % darunter.

Die meisten Absagen gab es österreichweit in den Schwerpunktkate-
gorien politische Bildung, Berufsorientierung und Genderkompetenz; 
dies galt auch für die PH Wien. An der PH Tirol wurden neben Lehr-
veranstaltungen zur Berufsorientierung und Genderkompetenz am häu-
figsten Lehrveranstaltungen zum Schulmanagement abgesagt.

Österreichweit gab es die wenigsten Absagen in den Schwerpunktkate-
gorien Individualisierung, Professionalisierung und standardisierte Rei-
feprüfung. Die zwei Letzteren trafen auch für die PH Tirol und Wien zu.

Tabelle 9: Abgesagte Lehrveranstaltungen Fortbildung, Studienjahr 2011/2012
alle PH1 PH Tirol PH Wien

inhaltliche 
Schwerpunkte

angebotene 
LV

abgesagte  
LV

angebotene 
LV

abgesagte  
LV

angebotene 
LV

abgesagte  
LV

Anzahl Anzahl in % Anzahl Anzahl in % Anzahl Anzahl in %

Individualisierung 2.450 239 9,76 273 34 12,45 374 23 6,15

Bildungsstandards 2.422 265 10,94 171 19 11,11 456 35 7,68

Professionalisierung 1.502 153 10,19 334 25 7,49 183 10 5,46

ganzheitlich kreative 
Lernkultur 939 119 12,67 94 12 12,77 117 8 6,84

Gewaltprävention 885 124 14,01 66 13 19,70 116 16 13,79

standardisierte 
Reifeprüfung 1.302 84 6,45 123 5 4,07 309 9 2,91

interkulturelles Lernen 533 68 12,76 37 5 13,51 99 8 8,08

Schulmanagement 552 75 13,59 82 32 39,02 94 0 0

Sprachenvielfalt 549 80 14,57 69 11 15,94 95 9 9,47

Literacy– und 
Medienkompetenz 784 108 13,78 119 9 7,56 127 11 8,66

pädagogisch, 
didaktischer IT–Einsatz 527 105 19,92 30 3 10,00 64 8 12,50

politische Bildung 289 70 24,22 24 2 8,33 55 15 27,27

Berufsorientierung 284 85 29,93 41 12 29,27 23 6 26,09

Genderkompetenz 227 49 21,59 8 3 37,50 38 7 18,42

gesamt2 13.245 1.624 12,26 1.471 185 12,58 2.150 165 7,67

 die drei Schwerpunktkategorien mit den verhältnismäßig höchsten Anteilen abgesagter Lehrveranstaltungen 

 die drei Schwerpunktkategorien mit den verhältnismäßig geringsten Anteilen abgesagter Lehrveranstaltungen
LV = Lehrveranstaltung
1 alle PH inklusive private PH
2 Nicht alle Lehrveranstaltungen der Fortbildung waren unter die Schwerpunktkategorien des BMBF zu subsumieren. 

Quelle: PH–Online, BMBF
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 23.2 Nach Ansicht des RH müssten die Schwerpunkte politische Bildung, 
Berufsorientierung und Genderkompetenz aufgrund der hohen Absa-
geraten neu positioniert werden (z.B. durch die Integration in andere 
Themen). Die im Vergleich zum Österreichschnitt und zur PH Wien 
hohe Absagerate bei den Lehrveranstaltungen zum Schulmanagement 
(häufig spezifische Veranstaltungen für einzelne Schulstandorte) der 
PH Tirol deutete auf ungenaue Planungen und organisatorische Män-
gel hin.

Der RH empfahl dem BMBF sowie den PH Tirol und Wien, die Absa-
gen von Lehrveranstaltungen (laufend) zu analysieren und die Ergeb-
nisse bei künftigen Planungen einfließen zu lassen. Zudem empfahl 
der RH der PH Tirol, die hohe Absagerate bei den Lehrveranstaltungen 
zum Schulmanagement zu analysieren und Korrekturmaßnahmen in 
die Wege zu leiten. 

 23.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei in PH–Online eine eigene Appli-
kation zum einfachen Herausfiltern der „Absagen“ erstellt worden; 
damit seien auch diese Lehrveranstaltungen einfach zu überblicken 
und eine inhaltliche Analyse leicht durchzuführen. Ebenso werde seit 
einigen Jahren im Rahmen der Koordinationstagungen am Thema 
„Bedarfsorientierung“ gearbeitet. An den einzelnen PH erfolge jedoch 
die Abstimmung der Angebotsplanungen in regionaler Kooperation 
mit der Schulaufsicht. Eine verstärkte Analyse der Absagen und deren 
Gründe könne im Zuge der Kooperation zwischen PH und Schulauf-
sicht erfolgen.

(2) Die PH Tirol teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass die zuständige 
Institutsleiterin bereits eine Arbeitsgruppe eingerichtet habe, die die 
Neukonstruktion des gesamten Fort– und Weiterbildungsformats im 
Bereich Schulmanagement vollziehe.

(3) Die PH Wien teilte mit, auf die drei Bereiche mit den höchsten 
Absagequoten (politische Bildung, Berufsorientierung und Genderkom-
petenz) vermehrtes Augenmerk bei den Veranstaltungsevaluationen und 
der Interessenslage der Lehrkräfte zu legen. Im Bereich Berufsorientie-
rung bei den Pflichtschullehrkräften sei die Anzahl der Veranstaltungs-
absagen im Studienjahr 2013/2014 bereits drastisch reduziert worden.

 23.4 Der RH hielt gegenüber dem BMBF an seiner Empfehlung fest, abge-
sagte Lehrveranstaltungen zu analysieren. Seiner Ansicht waren diese 
Informationen (auf aggregiertem Niveau) erforderlich, damit das BMBF 
seine Aufsichts– und Steuerungsfunktion für die Fort– und Weiterbil-
dung der Lehrkräfte zufriedenstellend wahrnehmen kann.
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Zeitliche Verteilung der Fortbildungslehrveranstaltungen

 24.1  Eine Analyse über die zeitliche Verteilung der Fortbildungslehrveran-
staltungen des Studienjahres 2011/2012 brachte folgendes Ergebnis:

An allen PH wurden im Studienjahr 2011/2012 rd. 5,1 % der Lehrver-
anstaltungen (rd. 5 % der Anmeldungen) im Fortbildungsbereich in 
den Sommermonaten (Juli und August) angeboten. Die PH Tirol lag mit 
rd. 5,8 % (rd. 8,1 % der Anmeldungen) über dem Österreichschnitt; die 
PH Wien mit rd. 0,8 % der Lehrveranstaltungen (rd. 0,8 % der Anmel-
dungen) hatte kaum Lehrveranstaltungen in den Ferienzeiten.

 24.2  Der RH hatte bereits mehrmals empfohlen, Fort– und Weiterbildungs-
veranstaltungen grundsätzlich in der unterrichtsfreien Zeit anzubie-
ten (vgl. bspw. Bericht des RH, „Lehrerfortbildung; Follow–up–Über-
prüfung“, Reihe Bund 2008/11, TZ 6). Dieser Empfehlung kamen die 
PH nur im geringen Ausmaß nach. Insbesondere kritisierte der RH 
die PH Wien, die nur sehr wenige Lehrveranstaltungen in den Ferien 
anbot.

Angesichts der angespannten Personalsituation bei den Lehrpersonen 
(siehe Bericht des RH, „Personalplanung im Bereich der Bundeslehrer“, 
Reihe Bund 2013/5) waren Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen 
nach Ansicht des RH in der unterrichtsfreien Zeit unumgänglich, um 
genügend Lehrpersonen für den Unterricht zur Verfügung zu haben. 
Das neue PH–Lehrerdienstrecht (Urlaubsregelung statt Ferialregelung 
des Lehrpersonals, siehe TZ 64) und die Durchführung eines Großteils 
der Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen durch externe Lehrbeauf-
tragte erleichterten zudem Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen 

Tabelle 10:  Zeitliche Verteilung der Fortbildungslehrveranstaltungen bzw. Anmeldungen, 
Studienjahr 2011/2012

Lehrveranstaltungen während Anmeldungen während

Studien-
jahr

unterrichtsfreier  
Zeit im Sommer

Studien-
jahr

unterrichtsfreier  
Zeit im Sommer

Anzahl in % Anzahl in %

alle PH1 18.544 952 5,13 370.654 18.652 5,03

davon       

PH Tirol 1.774 103 5,81 35.780 2.900 8,11

PH Wien 2.289 19 0,83 51.710 398 0,77
1 alle PH inklusive private PH

Quelle: PH–Online, BMBF
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in der unterrichtsfreien Zeit. Der RH empfahl dem BMBF sowie den 
PH Tirol und Wien, Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen grund-
sätzlich in der unterrichtsfreien Zeit anzubieten und darauf zu ach-
ten, dass durch die notwendigen Bildungsveranstaltungen so wenige 
Unterrichtsstunden wie möglich entfallen.

 24.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei der Ausbau der Fort– und Wei-
terbildungsveranstaltungen in der unterrichtsfreien Zeit seit Jahren 
ein intensives Thema an und mit den PH. Das PH–Lehrerdienstrecht 
Neu habe dafür an den PH den geeigneten dienstrechtlichen Rahmen 
geschaffen. Die Akzeptanz des Angebots durch die Lehrer an den Schu-
len sei jedoch nur in enger Abstimmung mit der Schulaufsicht zu errei-
chen.

(2) Die PH Tirol teilte mit, dass es durchaus Möglichkeiten gebe, 
Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen stärker in der unterrichts-
freien Zeit anzubieten. Dafür seien jedoch Adaptierungen in den beste-
henden Dienstrechten und eine konsequente Kooperation der jeweiligen 
Schulverwaltungen nötig. Mit der Implementierung der Sommerhoch-
schule setze die PH Tirol zu dieser Thematik ein klares Zeichen.

(3) Laut Stellungnahme der PH Wien sei für die verstärkte Etablierung 
von Fort– und Weiterbildung während der Ferienzeiten die Unterstüt-
zung seitens der regionalen Schulaufsicht notwendig. Der Anteil der 
in Ferienzeiten angebotenen Veranstaltungen werde laufend gesteigert; 
bspw. habe sich im Bereich der allgemein bildenden Pflichtschulen im 
Vergleich zum analysierten Studienjahr 2011/2012 das Angebot wäh-
rend der Sommerferien 2014 mehr als verdreifacht. 

Allerdings sei das PH–Lehrpersonal aufgrund seiner Qualifikation nur 
begrenzt in den an höheren Schulen notwendigen Fortbildungsveran-
staltungen einsetzbar (z.B. neue Reifeprüfung). Durch den Ausbau der 
ganztägigen Schulen und den Unterricht an den höheren Schulen bis 
19.00 Uhr sei die unterrichtsfreie Zeit der einzelnen Lehrkraft für die 
PH Wien nur schwer definierbar. Im Bereich der allgemein bildenden 
Pflichtschulen würden Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen stan-
dardmäßig am Nachmittag stattfinden. 

 24.4 (1) Der RH betonte gegenüber dem BMBF, der PH Tirol und Wien, dass 
aufgrund der angespannten Personalsituation bei den Lehrpersonen 
und nicht zuletzt aus Kostengründen seiner Ansicht nach Fort– und 
Weiterbildungsveranstaltungen in der unterrichtsfreien Zeit unum-
gänglich sind. Ein geändertes Fortbildungsverhalten der Lehrkräfte 
könnte nur durch das Zusammenwirken sämtlicher Beteiligter erreicht 
werden. Die PH hätten u.a. die Funktion, ein qualitativ hochwertiges 
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und bedarfsgerechtes Angebot an Fortbildungs–Lehrveranstaltungen 
bereitzustellen.

(2) Hinsichtlich der begrenzten Einsatzbarkeit des PH–Lehrpersonals 
in Fortbildungsveranstaltungen verwies der RH die PH Wien auf seine 
Empfehlung in TZ 67, derzufolge der Personalrekrutierung und –ent-
wicklung großes Augenmerk beizumessen wäre, um ausreichend qua-
lifiziertes Lehrpersonal zur Verfügung zu haben.

Kosten der Fort– und Weiterbildung

 25.1 (1) Nachfolgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Kostenent-
wicklung der Fortbildungslehrveranstaltungen in den Studienjahren 
2009/2010 bis 2011/2012:

Im betrachteten Zeitraum stiegen die Gesamtkosten für Fortbildungs-
lehrveranstaltungen an allen PH um rd. 22,5 %. An der PH Tirol erhöh-
ten sie sich um rd. 9,8 %, an der PH Wien um rd. 3,4 %. Im Studien-
jahr 2011/2012 lagen die Kosten pro Lehrveranstaltung der PH Tirol 
mit 437,20 EUR rd. 25 % unter dem Österreichschnitt (581,87 EUR); 
die PH Wien lag mit 694,57 EUR um rd. 20 % darüber.

Tabelle 11:  Kosten Fortbildung alle PH, PH Tirol und Wien, Studienjahre 2009/2010  
bis 2011/2012

Studienjahr 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2009/2010 bis 

2011/2012

alle PH1 Fortbildung

Gesamtkosten2 8.807.035,94 10.050.687,99 10.790.113,14 22,52

durchschnittliche Kosten pro LV 620,34 605,28 581,87 – 6,20

durchschnittliche Kosten pro Anmeldung 33,53 30,56 29,11 – 13,18

davon

PH Tirol Fortbildung

Gesamtkosten2 706.282,61 769.078,13 775.585,29 9,81

durchschnittliche Kosten pro LV 501,27 474,45 437,20 – 12,78

durchschnittliche Kosten pro Anmeldung 28,03 24,16 21,68 – 22,65

PH Wien Fortbildung

Gesamtkosten2 1.537.809,13 1.618.578,71 1.589.860,46 3,38

durchschnittliche Kosten pro LV 762,42 713,03 694,57 – 8,90

durchschnittliche Kosten pro Anmeldung 42,58 34,66 30,75 – 27,78

LV = Lehrveranstaltung
1 alle PH inklusive private PH
2 im Wesentlichen Kosten der Lehrbeauftragten, ohne Overheadkosten

Quelle: PH–Online, BMBF



246 Bund 2014/10

Aufgaben

Aufgrund der gestiegenen Anzahl an Lehrveranstaltungen und Anmel-
dungen (siehe Tabelle 7) sanken österreichweit die Kosten pro Lehr-
veranstaltung bzw. Anmeldung um rd. 6,2 % bzw. rd. 13,2 %. An den 
PH Tirol und Wien war dieselbe Entwicklung festzustellen.

(2) Nachfolgende Tabelle gibt eine Übersicht über die Kostenent-
wicklung der Weiterbildungsveranstaltungen in den Studienjah-
ren 2010/2011 bis 2011/2012:

Die Kosten für die Weiterbildungsveranstaltungen stiegen in den Stu-
dienjahren 2010/2011 und 2011/2012 an allen PH um rd. 17,7 % an. 
Zurückzuführen war dies u.a. auf die gestiegene Anzahl an Lehrver-
anstaltungen und Anmeldungen (ausgenommen PH Tirol). Auffällig 
war — bei einem auch hohen Zuwachs an Anmeldungen — der hohe 
Kostenanstieg bei den Weiterbildungsveranstaltungen an der PH Wien 
(rd. 43,9 %). 

Wie schon für die Fortbildung festgestellt — bei der Weiterbildung 
noch deutlicher — lagen im Studienjahr 2011/2012 die Kosten pro 
Lehrveranstaltung bzw. Anmeldung der PH Tirol um rd. 10 % bzw. 

Tabelle 12:  Kosten Weiterbildung alle PH, PH Tirol und Wien, Studienjahre 2010/2011 
und 2011/2012

Studienjahr1 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2010/2011 bis 

2011/2012

in EUR in %

alle PH2 Weiterbildung

Gesamtkosten3 3.888.931,67 4.576.450,62 17,68

durchschnittliche Kosten pro LV 1.455,44 1.560,25 7,20

durchschnittliche Kosten pro Anmeldung 70,65 73,71 4,33

davon

PH Tirol Weiterbildung

Gesamtkosten3 341.359,31 370.515,77 8,54

durchschnittliche Kosten pro LV 1.312,92 1.419,60 8,13

durchschnittliche Kosten pro Anmeldung 44,14 51,04 15,63

PH Wien Weiterbildung

Gesamtkosten3 429.808,31 618.589,81 43,92

durchschnittliche Kosten pro LV 2.204,15 3.077,56 39,63

durchschnittliche Kosten pro Anmeldung 85,31 94,18 10,40

LV = Lehrveranstaltung
1 keine vergleichbaren Daten für das Studienjahr 2009/2010 verfügbar
2 alle PH inklusive private PH
3 im Wesentlichen Kosten der Lehrbeauftragten, ohne Overheadkosten

Quelle: PH–Online, BMBF
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rd. 30 % unter dem Österreichschnitt, jene der PH Wien um rd. 100 % 
bzw. rd. 30 % darüber. Die PH Wien begründete dies mit der über 
dem Durchschnitt liegenden Dauer der Fort– und Weiterbildungsver-
anstaltungen. Außerdem würden viele Veranstaltungen aufgrund der 
hohen Teilnehmerzahlen in mehreren Gruppen geführt werden. Wei-
ters wäre die PH Wien bemüht, hochqualifizierte Referenten einzuset-
zen, wodurch auch die Kosten stiegen.

 25.2 Der RH stellte eine Kostensteigerung in der Fort– und Weiterbildung 
fest, die im Wesentlichen auf die gestiegene Anzahl an Lehrveranstal-
tungen und Teilnehmern zurückzuführen war. Der RH wies kritisch auf 
die jeweils deutlich über dem Österreichschnitt liegenden Kosten pro 
Fortbildungs– bzw. Weiterbildungslehrveranstaltung der PH Wien hin. 
Er empfahl der PH Wien, die Kosten der Fort– und Weiterbildung zu 
analysieren und Maßnahmen zur Kostenreduktion zu setzen. 

 25.3 Laut Stellungnahme der PH Wien könne die Berechnung von Kosten pro 
Veranstaltung bzw. pro Anmeldung leicht zu Verzerrungen führen, wenn 
die Anzahl der Unterrichtseinheiten der Veranstaltung nicht einbezo-
gen werde. Eine weitere Begründung für die relativ hohen Kosten pro 
Anmeldung liege in der hohen Anzahl schulinterner Veranstaltungen. 
Eine genauere Analyse der Kosten der Veranstaltungen werde befür-
wortet. Mit der Umsetzung des neuen PH–Lehrerdienstrechts würden 
Lehrveranstaltungen der Fortbildung vermehrt im Rahmen der Dienst-
pflichten abgehalten werden.

 25.4 Der RH stellte klar, dass es Aufgabe der PH Wien war, die überdurch-
schnittlichen Kosten der Fort– und Weiterbildung zu analysieren. 
Gegebenenfalls wären entsprechende Korrekturmaßnahmen durch die 
PH Wien in die Wege zu leiten.

Schwerpunkte

 26.1 (1) Das HG 2005 schrieb die Forschung an den PH verpflichtend vor32 
und hob die Verbindung zur Lehre hervor.33 Die PH Tirol und Wien 
setzten Schwerpunkte im Bereich der Forschung. Sie sollten durch 
konkrete Forschungsprojekte der Lehrenden umgesetzt werden.

(2) Folgende Tabelle zeigt die von den PH Tirol und Wien gesetzten 
Schwerpunkte, die Anzahl der laufenden Forschungsprojekte sowie 

32 § 8 Abs. 6 HG 2005
33 § 9 Abs. 6 HG 2005

Forschung
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die Anzahl der Projekte, die mit anderen Institutionen in Kooperation 
(z.B. Universitäten) durchgeführt wurden:

Die PH Tirol setzte sechs Forschungsschwerpunkte und führte zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung 26 Projekte durch, davon 16 in Koopera-
tion mit anderen Forschungseinrichtungen. Seit ihrer Gründung hatte 
die PH Tirol zwölf Projekte abgeschlossen.

Die PH Wien setzte sieben Forschungsschwerpunkte. Es gab zur Zeit 
der Gebarungsüberprüfung 19 laufende Projekte, davon 13 in Koopera-
tion mit anderen Institutionen. Seit ihrer Gründung hatte die PH Wien 
27 Projekte abgeschlossen.

Tabelle 13:   Forschungsschwerpunkte PH Tirol und Wien, Studienjahre 2007/2008 
bis 2011/2012

Forschungsschwerpunkte laufende 
Projekte

davon Kooperationen mit 
anderen Institutionen

Anzahl

PH Tirol

Untersuchung von Fragestellungen im Bereich der Übergänge 
verschiedener Bildungsebenen 5 4

Gender–Forschung 3 3

Entwicklung und Förderung von Basiskompetenzen auf den 
verschiedenen Ebenen der Bildung – „die verlässliche Schule“ 6 2

Förderung der Lesekompetenz in der Berufsschule 2 2

Schule als soziales System 10 5

e–learning/e–didactics 0 0

gesamt 26 16

PH Wien

Diversität unter besonderer Berücksichtigung von Integration, 
Migration und Gender 3 2

Wissenschaft und Schule 5 5

Unterstützung von Qualitäts– und Schulentwicklung durch 
berufsfeldbezogene Forschung und Evaluation 5 3

wissenschaftliche Etablierung der Grundschul– und der 
Fachdidaktiken 2 2

Medienbildung 1 0

wirtschaftliche Bildung in Schule – Aus– und Fortbildung1 1 1

Rechte der Menschen mit Behinderungen1 2 0

gesamt 19 13
1 Forschungsschwerpunkt seit dem Studienjahr 2011/2012

Quellen: PH Tirol; PH Wien
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(3) Die Forschungsschwerpunkte fanden Eingang in die Ziel– und Leis-
tungspläne der PH. Seitens des BMBF erfolgte jedoch keine Abstim-
mung und Koordination der Forschungsschwerpunkte zwischen den 
PH.

 26.2 Der RH anerkannte die vielseitige Kooperationstätigkeit der PH Tirol 
und Wien mit anderen Forschungseinrichtungen. Die fehlende Abstim-
mung und Koordination der Schwerpunkte brachte jedoch Überschnei-
dungen bei den Forschungskompetenzen an den PH mit sich. Der RH 
empfahl dem BMBF sowie den PH Tirol und Wien, die Forschungs-
schwerpunkte zwischen den PH abzustimmen. Weiters empfahl er den 
PH Tirol und Wien, sich auf Kernschwerpunkte zurückzuziehen, um 
die Qualität der Forschung zu stärken. 

 26.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF werde im Rahmen der Gespräche 
zu den Ziel– und Leistungsplänen/Ressourcenplänen darauf geach-
tet, dass die Forschungsschwerpunkte der PH in den Verbundregionen 
aufeinander abgestimmt seien. Darüber hinaus gebe es für Spezialfor-
schungsbereiche eine bundesweite Abstimmung.

(2) Die PH Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass im Netzwerk 
Forum Forschung (regelmäßiges Zusammentreffen aller Forschungsver-
antwortlichen der PH) eine grundlegende Abstimmung erfolge. Darüber 
hinaus ließen die angeführten Forschungsschwerpunkte der PH Tirol 
und Wien nur geringfügige Überschneidungen erkennen. Schwerpunkt-
setzungen würden im Zuge des Ziel– und Leistungsplans 2014/2015 
bis 2016/2017 vorgenommen werden. 

 26.4 Der RH betonte gegenüber der PH Wien, dass die Empfehlung zur 
Abstimmung der Forschungsschwerpunkte u.a. die gesamtösterrei-
chische Sichtweise (nicht auf die beiden überprüften PH beschränkt) 
und die Steuerungsfunktion des BMBF im Blick hat.

Finanzierung

 27.1 (1) Die Finanzierung der Forschung erfolgte im Wesentlichen durch 
die vom BMBF zugeteilten Personal– und Sachressourcen. 

Die öffentlichen PH verbrauchten im Studienjahr 2011/2012  21,66 VBÄ 
(PH Tirol: 2,33 VBÄ; PH Wien: 8,91 VBÄ) für Forschung, das waren 
rd. 1,4 % der gesamten Personalressourcen (PH Tirol rd. 1,2 %; PH Wien 
rd. 3,2 %).
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(2) Das BMBF finanzierte zusätzlich seit dem Jahr 2010 ausgewählte 
Forschungsprojekte. Ein Wissenschaftlicher Beirat34 vergab auf Basis 
von Gutachten diese Mittel des BMBF. 

In den Jahren 2010 bis 2012 reichten alle PH insgesamt 47 Forschungs-
projekte ein. Davon finanzierte das BMBF 21 Projekte; die verteilten 
Finanzmittel betrugen rd. 526.000 EUR.

 27.2 Der RH stellte fest, dass der Anteil an Personalressourcen für Forschung 
an den öffentlichen PH im Studienjahr 2011/2012 nur rd. 1,4 % betrug. 
In diesem Zusammenhang anerkannte der RH die vom BMBF gesetzte 
Initiative zur Finanzierung von Forschungsprojekten. Er empfahl dem 
BMBF, weiter darauf hinzuwirken, dass die öffentlichen PH ihre For-
schungsaktivitäten erhöhen. Den PH Tirol und Wien empfahl der RH, 
bei der Festlegung der Dienstpflichten des Lehrpersonals (siehe TZ 64) 
Forschungsaktivitäten angemessen zu berücksichtigen.

 27.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF seien durch das PH–Lehrerdienst-
recht Neu, die Einrichtung von Projektförderungen und Stipendienpro-
grammen geeignete Voraussetzungen für die Erhöhung der Forschungs-
aktivitäten geschaffen worden. Weiters werde bei den Gesprächen zu 
den Ziel– und Leistungsplänen/Ressourcenplänen darauf geachtet, die 
Forschungsschwerpunkte der PH in den Verbundregionen aufeinander 
abzustimmen, um deren Wirksamkeit zu erhöhen.

(2) Die PH Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass die Forschungs-
aktivitäten im Rahmen der Festlegung der Dienstpflichten unter der 
Prämisse der notwendigen Aufrechterhaltung des Studienbetriebs lau-
fend erhöht worden seien.

Dokumentation

 28.1 (1) Das BMBF stellte in PH–Online (siehe TZ 45 ff.) zwei Applikati-
onen zur Dokumentation der Forschungsprojekte zur Verfügung; eine 
Verpflichtung zur Dokumentation bestand nicht. In der Applikation 
„Forschungsdatenbank“ waren die zu erfassenden Daten fix vorgege-
ben (z.B. Titel, Sachgebiet). In der Applikation „Leistungsdatenbank“ 
konnten die einzutragenden Daten von den PH ihren individuellen 
Anforderungen angepasst werden.

34 Der Wissenschaftliche Beirat setzte sich u.a. aus Universitätsprofessoren der Donau–
Universität Krems, der Alpen–Adria–Universität Klagenfurt, der Universität Innsbruck 
und aus Professoren der Pädagogischen Hochschule Zentralschweiz (Luzern) zusam-
men.
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Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung verwendeten vier öffentliche PH 
die Applikation „Forschungsdatenbank“ und eine öffentliche PH die 
Applikation „Leistungsdatenbank“.

(2) Die PH Tirol pflegte seit dem Jahr 2012 alle laufenden Projekte 
in PH–Online (Forschungsdatenbank) ein. Die PH Wien erfasste seit 
Februar 2010 ihre Forschungsprojekte in einer eigenen Datenbank.35 Zur 
Zeit der Gebarungsüberprüfung begann die PH Wien mit der Datener-
fassung ihrer laufenden Projekte in PH–Online (Forschungsdatenbank).

 28.2 Der RH kritisierte, dass es keine einheitliche Dokumentation der For-
schungsaktivitäten der PH gab. Weiters wies er kritisch darauf hin, 
dass das BMBF in PH–Online zwei Applikationen zur Erfassung der 
Forschungsprojekte zur Verfügung stellte. 

Der RH empfahl dem BMBF, den PH die Anwendung einer in PH–Online 
zur Verfügung gestellten Applikation verpflichtend vorzuschreiben. 

 28.3 Laut Stellungnahme des BMBF werde gemeinsam mit dem Forum For-
schung der PH eine Struktur zur Erfassung von Forschungsprojekten 
in der Leistungsdatenbank von PH–Online entwickelt. Das Ziel sei, 
die Erfassung der Forschungsprojekte an allen PH nach einheitlichen 
Richtlinien sicherzustellen und definierte Schnittstellen zu ermögli-
chen.

 29.1 (1) Neben PH–Online gab es eine zusätzliche Datenbank36 im BMBF 
zur Dokumentation der österreichweiten Bildungsforschung. Die Insti-
tutionen und Forschungseinrichtungen führten die Eintragungen selbst 
durch. Die Betreuung der Datenbank erfolgte durch einen externen 
Verband.

(2) Die PH Tirol erfasste ihre Forschungsprojekte seit ihrer Gründung 
bis Ende 2011 in dieser zusätzlichen Datenbank. Ab dem Jahr 2012 
wurden die Projekte in PH–Online eingepflegt. Auf eine parallele Erfas-
sung in beiden Datenbanken verzichtete die PH Tirol.

Die PH Wien erfasste ihre Projektdaten seit Sommer 2013 in beiden 
Datenbanken.

35 ZCOPE war eine Web–Anwendung für das Projektmanagement, die Aufgabenverwal-
tung, die Team–Kommunikation und die Dokumentenverwaltung; es war jedoch keine 
Datenbank für die Dokumentation von Forschungsprojekten. Für das Basispaket fielen 
monatlich Ausgaben von 49 EUR an.

36 „bifo:dok“ (Projekte Bildungsforschung in Österreich)
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 29.2 Der RH beurteilte die Führung einer österreichweiten Datenbank für 
Bildungsforschung grundsätzlich positiv. Die Eingabe der Forschungs-
projekte durch die PH in zwei Datenbanken war jedoch ineffizient. 

Der RH empfahl daher dem BMBF, eine Schnittstelle zwischen den 
beiden Datenbanken zu implementieren, um eine einmalige Daten-
eingabe zu ermöglichen. 

 29.3 Laut Stellungnahme des BMBF ermögliche die Leistungsdatenbank eine 
konfigurierbare Erfassung der benötigten Daten. Damit könne auf die 
Anforderungen von Datenlieferungen, wie z.B. im Zusammenhang mit 
der österreichweiten Datenbank für Bildungsforschung, Bezug genom-
men werden und Doppelerfassungen seien nicht mehr erforderlich.

 30.1 (1) Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung erfolgte die Lehrerausbildung 
in Österreich an zwei Institutionen: PH und Universitäten. Die wesent-
lichen Unterschiede der beiden Ausbildungsschienen stellt nachfol-
gende Tabelle dar:

Lehrerausbildung in 
Österreich

Ausbildung 
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In Österreich wurde parallel an 14 PH und an 14 Universitäten eine 
Lehramtsausbildung angeboten. Die Ausbildung an den PH unter-
schied sich von jener an den Universitäten in der Dauer, dem Erfor-
dernis zur positiven Absolvierung eines Aufnahme– und Eignungs-
verfahrens und den Schwerpunktsetzungen.

(2) Die Absolventen der PH waren überwiegend im Pflichtschulbereich 
(sogenannte Landeslehrer) tätig, jene der Universitäten an den mittle-
ren und höheren Schulen des Bundes, wie AHS und BMHS (sogenannte 
Bundeslehrer). Für beide Bereiche galten unterschiedliche gesetzliche 
Rahmenbedingungen sowie ein unterschiedliches Dienst– und Besol-
dungsrecht für Bundes– und Landeslehrer. Die jeweiligen Anstellungs-

Tabelle 14: Lehrerausbildung an PH und Universitäten
Lehrerausbildung an

PH Universität

Organisationsform nachgeordnete Dienststelle juristische Person öffentlichen 
Rechts

zuständiges Bundesministerium BMBF Rechtsaufsicht BMWFW

Anzahl 8 öffentliche PH, 
5 private PH,
1 Hochschule für Agrar– und 
Umweltpädagogik (öffentlich)

8 Universitäten,
6 Kunstuniversitäten mit 
Lehramtsausbildung

Lehramtsstudien –  Lehramt allgemein bildende 
Pflichtschule (Volks–, Haupt–/
Neue Mittel–, Sonder– und 
Polytechnische Schule)

–  Lehramt Berufspädagogik 
(Berufs schulen, technisch–
gewerbliche Pädagogik, Ernäh-
rungspädagogik, Informations– 
und Kommunikationspädagogik, 
Mode– und Designpädagogik, 
Agrar– und Umweltpädagogik)

allgemein bildendes Lehramt AHS 
und BMHS für
–  geistes– und 

kulturwissenschaftliche,
– naturwissenschaftliche,
– künstlerische und
– theologische Unterrichtsfächer

Aufnahme– und Eignungsverfahren ja bei Bewegung und Sport sowie 
künstlerischen Unterrichts fächern

EC 180 270

Dauer 6 Semester (zum Teil 
berufsbegleitend)1

9 Semester1 und einjähriges 
Unterrichtspraktikum

akademischer Grad Bachelor of Education (BEd) Magister 

Schwerpunkte pädagogische Ausbildung mit 
starkem Praxisbezug

fachwissenschaftliche und fach-
didaktische Ausbildung

EC = ECTS–Credits
ECTS = European Credit Transfer System
1 durchschnittlich 30 EC pro Semester

Quelle: RH
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erfordernisse und der unterschiedliche Aufbau der Lehramtsstudien 
führten zur Undurchlässigkeit zwischen Bundes– und Landeslehrern.37

Bundeslehrer waren wegen der universitären und länger dauernden 
Ausbildung höher besoldet als Landeslehrer. Besonders augenscheinlich 
waren die Unterschiede beim verschränkten Einsatz von Bundes– und 
Landeslehrern an der Neuen Mittelschule: Bundeslehrer unterrichte-
ten denselben Unterrichtsgegenstand (z.B. Deutsch) wie Landesleh-
rer, bekamen dafür jedoch mehr bezahlt und unterrichteten kürzer 
(siehe Bericht des RH, „Modellversuch Neue Mittelschule“, Reihe Bund 
2013/12, TZ 42).

 30.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass die Lehrerausbildung in Österreich 
parallel an 14 PH und 14 Universitäten und damit an bis zu 28 Ausbil-
dungsinstitutionen in Österreich erfolgte. Auch waren für die Lehrer-
ausbildung zumindest zwei Bundesministerien — BMBF und BMWFW —
zuständig. Nach Ansicht des RH führte dies zu Doppelgleisigkeiten und 
Parallelstrukturen sowie in weiterer Konsequenz zu Mehrkosten. Der 
RH verwies in diesem Zusammenhang auf die „Lösungsvorschläge der 
Expertengruppe Schulverwaltung“, Arbeitsgruppe Verwaltung Neu, S. 9 
(2009), die eine einheitliche Ressortzuständigkeit für die institutiona-
lisierte Aus– und Fortbildung der Lehrer empfiehlt.

(2) Der RH verwies weiters auf die dienst– und besoldungsrechtlichen 
Unterschiede zwischen Bundes– und Landeslehrern und den damit 
zusammenhängenden dringenden Reformbedarf in Richtung einheit-
liches Dienst– und Besoldungsrecht für sämtliche Lehrer und einheit-
liche institutionalisierte Ausbildung (siehe RH, Reihe Positionen 2011/1, 
Verwaltungsreform 2011, S. 58 ff.). Das „Bundesrahmengesetz zur Ein-
führung einer neuen Ausbildung für Pädagoginnen und Pädagogen“ 
setzte im Juni 2013 erste Reformschritte zu einer modularen Lehrer-
ausbildung (siehe TZ 34). Im Dezember 2013 beschloss der National-
rat ein einheitliches Dienst– und Besoldungsrecht für sämtliche neu 
eintretenden Lehrpersonen ab dem Schuljahr 2019/2020.38

 31.1 (1) Die Schwerpunkte der Lehramtsstudien an den PH lagen in der 
pädagogischen Ausbildung mit Praxisbezug (siehe Tabelle 14). Auch 
war an den PH verpflichtend ein Aufnahme– und Eignungsverfahren 
vorgesehen. 

37 So erfüllte z.B. ein AHS–Lehrer nicht die Ernennungserfordernisse eines Volks– oder 
Hauptschullehrers, weil er kein Lehramtsstudium für Volks– oder Hauptschulen absol-
viert hatte.

38 BGBl. I Nr. 211/2013

Lehrerausbildung  
an den PH
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Den größten Anteil am Ausbildungsangebot der öffentlichen PH stell-
ten die Lehramtsstudien für die allgemein bildenden Pflichtschulen dar. 
In diesen Bereich fielen auch Lehrgänge zur Erlangung einer zusätz-
lichen Lehrbefähigung (für Hauptschullehrer) und eines zusätzlichen 
Lehramts bei bereits absolviertem Lehramtsstudium an einer PH oder 
Pädagogischen Akademie.

Außerdem gab es an vier öffentlichen PH39 Lehramtsstudien im Bereich 
der Berufspädagogik. Es handelte sich dabei um die Lehramtsstudien 
für Berufsschulen, Ernährungs–, Informations– und Kommunikati-
onspädagogik, Mode– und Designpädagogik sowie technisch–gewerb-
liche Pädagogik.40

(2) Im Jahr 2007 fragte die PH Tirol im BMBF über die Fortführung 
eines Lehrgangs zur Erlangung der subsidiären Befähigung zur Ertei-
lung des katholischen Religionsunterrichts an Volks–, Haupt– oder 
Sonderschulen an. Das BMBF erledigte die Anfrage negativ und infor-
mierte alle öffentlichen PH darüber, dass vom BMBF für diesbezügliche 
Lehrgänge keine Ressourcen zur Verfügung gestellt werden.

Trotz der abschlägigen Erledigung durch das BMBF bot die PH Tirol 
den Lehrgang zur Erlangung der subsidiären Befähigung zur Erteilung 
des katholischen Religionsunterrichts an. Im überprüften Zeitraum fie-
len dafür Kosten in Höhe von rd. 400.000 EUR an.

 31.2 (1) Die Stärken der Lehramtsausbildung an PH lagen v.a. in der päda-
gogischen Orientierung und dem Praxisbezug. 

(2) Der RH beanstandete den Einsatz von Ressourcen der PH Tirol für 
den Lehrgang zur Erlangung der subsidiären Befähigung zur Erteilung 
des katholischen Religionsunterrichts trotz der ablehnenden Erledi-
gung des BMBF. Er empfahl der PH Tirol, künftig für den Lehrgang 
keine Ressourcen des BMBF heranzuziehen. Dem BMBF empfahl der 
RH, die für den Lehrgang eingesetzten Ressourcen sukzessive rück-
zuverrechnen.

39 Grundsätzlich boten vier öffentliche PH (PH Oberösterreich, PH Steiermark, PH Tirol 
und PH Wien) die Studiengänge für Berufspädagogik an.

40 Die Absolventen des Lehramts Berufsschulpädagogik unterrichteten allgemein bildende, 
betriebswirtschaftliche, fachtheoretische und –praktische Unterrichtsgegenstände an 
Berufsschulen. Die Studiengänge Ernährungs–, Informations– und Kommunikations– 
sowie Mode– und Designpädagogik befähigten zum Unterricht im jeweiligen Fach-
bereich an BMHS. Absolventen der technisch–gewerblichen Pädagogik unterrichteten 
fachtheoretische und –praktische Unterrichtsgegenstände an BMHS.
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 31.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF würde es die für die Durchführung 
des Lehrgangs zur Erlangung der subsidiären Befähigung zur Erteilung 
des katholischen Religionsunterrichts bislang von der PH Tirol einge-
setzten Ressourcen in zukünftigen Ressourcenzuteilungen sukzessive 
einbehalten.

(2) Laut Stellungnahme der PH Tirol sei das Schreiben des BMBF vom 
Rektor dahingehend verstanden worden, dass der PH für den Lehrgang 
keine Extraressourcen zugeteilt werden würden. Der Lehrgang dürfe 
jedoch geführt werden, wenn er aus dem allgemeinen Budget der Hoch-
schule bezahlt werde. Diese Interpretation teile der Geschäftsführer der 
PH Tirol nicht. Der Lehrgang werde im Studienjahr 2014/2015 nicht 
mehr geführt. Bei einer Rückverrechnung der Ressourcen durch das 
BMBF könne die PH Tirol die Fort– und Weiterbildung für das kom-
mende Studienjahr nicht aufrechterhalten.

 31.4 Der RH entgegnete der PH Tirol, dass die Ausführungen im Schreiben 
des BMBF deutlich und unmissverständlich waren. Der RH erachtete 
daher eine sukzessive Ressourcenrückverrechnung seitens des BMBF 
für erforderlich. Eine Einschränkung der Fort– und Weiterbildung auf-
grund der Rückverrechnung sollte jedenfalls vermieden werden.

Studierende

 32.1 Die Anzahl der Studierenden an den öffentlichen PH, den PH Tirol und 
Wien entwickelte sich wie folgt:

Entwicklung der 
Studierenden und 
Absolventen
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Die öffentlichen PH hatten im Studienjahr 2011/2012 insgesamt 
7.161 Studierende für die Lehrämter der allgemein bildenden Pflicht-
schulen. Im überprüften Zeitraum stieg die Anzahl der Studierenden 
in diesem Bereich um rd. 120,4 %. Die Anzahl der Studierenden für 
die Lehrämter der Berufspädagogik verdoppelte sich im überprüften 
Zeitraum. 

Die PH Tirol hatte im Studienjahr 2011/2012 insgesamt 696 Studie-
rende für die Lehrämter der allgemein bildenden Pflichtschulen. Im 
überprüften Zeitraum stieg deren Anzahl um rd. 107,8 %. Die Anzahl 
der Studierenden für die Lehrämter der Berufspädagogik erhöhte sich 
im überprüften Zeitraum um rd. 80 %. 

Die PH Wien hatte im Studienjahr 2011/2012 insgesamt 1.733 Stu-
dierende für die Lehrämter der allgemein bildenden Pflichtschulen. 
Im überprüften Zeitraum stieg deren Anzahl überdurchschnittlich um 

Tabelle 15:  Studierende an öffentlichen PH, PH Tirol und Wien, Studienjahre 2007/2008 
bis 2011/2012

Studienjahr 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2007/2008 bis 

2011/2012

Anzahl in %

öffentliche PH Studierende1

Lehramt APS2 3.249 3.849 4.350 5.761 7.161 120,41

Lehramt Berufspädagogik3 780 1.000 1.214 1.523 1.573 101,67

gesamt 4.029 4.849 5.564 7.284 8.734 116,78

davon

PH Tirol Studierende1

Lehramt APS2 335 409 407 557 696 107,76

Lehramt 
Berufspädagogik3 125 119 192 216 225 80,00

gesamt 460 528 599 773 921 100,22

PH Wien Studierende1

Lehramt APS2 609 818 1.021 1.451 1.733 184,56

Lehramt 
Berufspädagogik3 259 299 369 575 573 121,24

gesamt 868 1.117 1.390 2.026 2.306 165,67
1  Studierende der Bachelorstudiengänge nach HG 2005 und der auslaufenden Diplomstudien nach Akademien–

Studiengesetz 1999
2  Lehrämter Volksschule, Hauptschule, Sonderschule und Polytechnische Schule; an der PH Wien wird kein Lehramt für 

Polytechnische Schulen geführt.
3  Lehrämter Berufsschulen, Ernährungspädagogik, Informations– und Kommunikationspädagogik, Mode– und Designpädagogik 

und technisch–gewerbliche Pädagogik; an der PH Tirol wird kein Lehramt für Mode– und Designpädagogik geführt.

Quelle: PH–Online, BMBF
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rd. 184,6 % an. Die Anzahl der Studierenden für die Lehrämter der 
Berufspädagogik erhöhte sich im überprüften Zeitraum um rd. 121,2 %. 

 32.2 Der RH stellte eine hohe Zunahme der Anzahl der Lehramtsstudie-
renden an den öffentlichen PH, der PH Tirol und insbesondere an der 
PH Wien fest. Er empfahl dem BMBF, das Ausbildungsangebot an den 
PH am künftigen Bedarf auszurichten. Dies sollte in Abstimmung mit 
den zuständigen Schulbehörden und unter Berücksichtigung der Päda-
gog/innenbildung NEU (vgl. TZ 34) erfolgen.

 32.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF seien die PH durch regelmäßige 
Abstimmungsprozesse mit den jeweils zuständigen Schulbehörden gut 
über den aktuellen und prognostizierten Lehrerbedarf an den Pflicht-
schulen informiert. Der Bedarf an Absolventen von Lehramtsstudien 
werde in den kommenden Jahren kontinuierlich hoch bleiben. In der 
Umstellung der Lehramtsstudien auf die Pädagog/innenbildung NEU 
werde dieser Umstand von den PH und den Universitäten zu berück-
sichtigen sein.

(2) Laut Stellungnahme der PH Wien sei die hohe Zunahme an Lehr-
amtsstudierenden durch den hohen Bedarf an Lehrkräften im Groß-
raum Wien gerechtfertigt. Es erfolge eine Abstimmung mit dem Stadt-
schulrat für Wien.

Absolventen

 33.1 (1) Die Anzahl der Absolventen an den öffentlichen PH, den PH Tirol 
und Wien entwickelte sich wie folgt:
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Die Absolventenanzahl der Lehramtsstudien für allgemein bildende 
Pflichtschulen aller öffentlichen PH erhöhte sich im überprüften Zeit-
raum um rd. 233,3 %. Spitzenwerte an Absolventen gab es in den Studi-
enjahren 2008/2009 (1.307 Absolventen) und 2011/2012 (1.380 Absol-
venten). Der Anstieg der Anzahl der Absolventen der Berufspädagogik 
der öffentlichen PH betrug im überprüften Zeitraum rd. 83,1 %. Die 
vergleichsweise geringe Erhöhung war durch die zum Teil bedarfsori-
entierte Ausbildung der Lehrämter für Berufspädagogik bedingt. 

An der PH Tirol verdreifachte sich die Anzahl der Absolventen der 
Lehramtsstudien für allgemein bildende Pflichtschulen im überprüf-
ten Zeitraum, die der Berufspädagogik verdoppelte sich.

Eine besonders hohe Steigerungsrate wies die Absolventenanzahl der 
Lehrämter für allgemein bildende Pflichtschulen (rd. 451,3 %) an der 

Tabelle 16:  Entwicklung der Absolventen öffentliche PH, PH Tirol und Wien,  
Studienjahre 2007/2008 bis 2011/2012

Studienjahr 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2007/2008 bis 

2011/2012

Anzahl in %

öffentliche PH Absolventen1

Lehramt APS2 414 1.307 875 873 1.380 233,33

Lehramt Berufspädagogik3 201 243 248 305 368 83,08

gesamt 615 1.550 1.123 1.178 1.748 184,23

davon

PH Tirol Absolventen1

Lehramt APS2 45 190 101 100 137 204,44

Lehramt 
Berufspädagogik3 29 45 46 55 60 106,90

gesamt 74 235 147 155 197 166,22

PH Wien Absolventen1

Lehramt APS2 39 193 142 166 215 451,28

Lehramt 
Berufspädagogik3 95 44 69 95 120 26,32

gesamt 134 237 211 261 335 150,00
1  Absolventen der Bachelorstudiengänge nach HG 2005 und der auslaufenden Diplomstudien nach Akademien–

Studiengesetz 1999
2  Lehrämter Volksschule, Hauptschule, Sonderschule und Polytechnische Schule; an der PH Wien wird kein Lehramt für 

Polytechnische Schulen geführt.
3  Lehrämter Berufsschulen, Ernährungspädagogik, Informations– und Kommunikationspädagogik, Mode– und Designpädagogik 

und technisch–gewerbliche Pädagogik; an der PH Tirol wird kein Lehramt für Mode– und Designpädagogik geführt.

Quelle: PH–Online, BMBF
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PH Wien auf. Die Absolventenanzahl der Lehrämter Berufspädagogik 
stieg im Betrachtungszeitraum um rd. 26,3 %.

(2) Die durchschnittliche Studiendauer der Absolventen der öffentlichen 
PH des Studienjahres 2011/2012 betrug 6,16 Semester (PH Tirol 6,11 
Semester, PH Wien 6,22 Semester).

An den öffentlichen PH beendeten in den Studienjahren 2007/2008 
bis 2011/2012 durchschnittlich rd. 9,5 % (PH Tirol rd. 3,4 %, PH Wien 
rd. 9,9 %) der Studierenden das Studium vorzeitig ohne Abschluss. Die 
Drop–out–Rate an den öffentlichen Universitäten — für alle Studie-
renden — lag zwischen rd. 17 % (Studienjahr 2010/2011) und rd. 30 % 
(Studienjahr 2006/2007).

 33.2  (1) Der RH stellte einen hohen Anstieg der Anzahl der Absolventen an 
den öffentlichen PH fest. Aufgrund der hohen Anfängerzahlen (siehe 
Tabelle 15) wird dieser Trend in den nächsten Jahren anhalten. Der RH 
verwies in diesem Zusammenhang auf seine Empfehlung in TZ 32.

(2) Der RH wies auf die knapp über der vorgeschriebenen Studiendauer 
von sechs Semestern liegende durchschnittliche Studiendauer und die 
geringe Rate an Studienabbrechern an den öffentlichen PH hin. Ver-
antwortlich dafür waren nach Ansicht des RH die stark am Schulbe-
trieb orientierte Organisation des Studienbetriebs, das verpflichtend 
vorgesehene Aufnahme– und Eignungsverfahren und die teilweise 
bereits im Berufsleben stehenden Studierenden der Berufspädagogik.

Bundesrahmengesetz 

 34.1 (1) Im Februar 2012 nominierten das BMBF und das BMWFW einen 
gemeinsamen Entwicklungsrat.41 Im April 2013 legten beide Bundes-
ministerien akkordierte Gesetzesentwürfe zur Pädagog/innenbildung 
NEU vor. Im Juni 2013 beschloss der Nationalrat das Bundesrahmen-
gesetz zur Einführung einer neuen Ausbildung für Pädagoginnen und 
Pädagogen (Bundesrahmengesetz).42 Die Bestimmungen treten suk-
zessive bis 1. Oktober 2019 in Kraft.

41 Der Entwicklungsrat hatte Unterstützungs– und Beratungsaufgaben zur Umsetzung 
der Pädagog/innenbildung NEU (z.B. Beratung im Leistungsvereinbarungsprozess zur 
Schaffung der infrastrukturellen, personellen und organisatorischen Voraussetzungen 
der Pädagog/innenbildung NEU, Erstellung eines österreichweiten Entwicklungsplans 
für die Verankerung der Pädagog/innenbildung NEU, österreichweite Koordination der 
Curriculaentwicklung).

42 BGBl. I Nr. 124/2013

Pädagog/innen-
bildung NEU
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(2) Für die Lehramtsstudien in den Bereichen Elementar–43, Primar–44 
und Sekundarstufe45 (Allgemeinbildung) sah das Bundesrahmenge-
setz folgende Studienarchitektur vor:

Für sogenannte Quereinsteiger mit absolvierten facheinschlägigen 
Studien war im Rahmen der oben beschriebenen Studienarchitektur 
eine Art „Kurzstudium“ unter Anrechnung der fachwissenschaftlichen 
Inhalte vorgesehen.

43 betrifft die Bildungs–, Betreuungs– und Erziehungseinrichtungen der frühen Kindheit 
(Kinderkrippen, Kindergärten und Horte)

44 Schule der 6– bis 10–Jährigen (im Wesentlichen Volksschule)
45 wird in Sekundarstufe I (Schule der 10– bis 14–Jährigen, im Wesentlichen AHS–Unter-

stufe, Hauptschule, Neue Mittelschule) und Sekundarstufe II (im Wesentlichen AHS–
Oberstufe, BMHS, Polytechnische Schulen und Berufsschulen) unterteilt

Tabelle 17: Studienarchitektur Lehramt Elementar–, Primar– und Sekundarstufe
Elementar– und/oder Primarstufe Sekundarstufe (Allgemeinbildung)1

Zulassungsbedingungen mehrstufiges Eignungs– und Aufnahmeverfahren für alle Studien anfänger

Bachelorstudium

Dauer in Semestern 8 (240 EC)

verpflichtende Inhalte −  40 — 50 EC  
allgemeine bildungswissen-
schaftliche Grundlagen

–  120 — 130 EC  
Elementar– und Primarstufen-
pädagogik und –didaktik mit 
Schwerpunkt im jeweiligen 
Altersbereich (Elementar– oder 
Primarstufe)

–  60 — 80 EC  
Schwerpunkt setzung (z.B. inklusive 
Pädagogik, Mehr sprachigkeit)

–  40 — 50 EC  
allgemeine bildungswissen-
schaftliche Grundlagen

–   pro Schulfach 95 — 100 EC  
für schulfachbezogene Fach didaktik 
und Fach wissenschaften (bzw. 
190 — 200 EC für ein kohärentes 
Fächerbündel)

 oder
  statt 2. Schulfach Spezialisierungen 

im Umfang von 95 — 100 EC 
(z.B. inklusive Pädagogik, 
Mehrsprachigkeit, Berufs-
orientierung)

–  pädagogisch–praktische Studien sind 
zu integrieren

−  pädagogisch–praktische Studien sind 
zu integrieren

Induktionsphase
Pädagogen als Mentoren

1 bis 2 Jahre (15 EC für begleitende Lehrveranstaltungen) 

Masterstudium

eventuell berufsbegleitend, 
kann parallel zur Induktions-
phase begonnen werden
(für dauerhafte Anstellung)

mind. 60 EC
falls Elementar– und Primarbereich 
abgedeckt mind. 90 EC

mind. 90 EC

EC = ECTS–Credits
1  Für die Lehrämter der Berufsbildung (Sekundarstufe) galt im Wesentlichen dieselbe Studienarchitektur. In gewissen Ver-

wendungen wird jedoch auf die Notwendigkeit eines Masterstudiums verzichtet.

Quelle: BMBF
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(3) Die Curricula (Studienpläne)46 sind kompetenzorientiert aufzubauen 
und haben einen gemeinsamen pädagogischen Kern in Form der all-
gemeinen bildungswissenschaftlichen Grundlagen (z.B. erziehungs-
wissenschaftliche Grundlagen, pädagogische Qualität und Professi-
onalität).

(4) Als Ausbildungsinstitutionen waren nach wie vor die PH und die 
Universitäten vorgesehen.

 34.2 Der RH stellte positiv fest, dass mit dem Bundesrahmengesetz wich-
tige Elemente einer Reform der Lehrerausbildung umgesetzt wurden. 
Wie auch die „Lösungsvorschläge der Expertengruppe Schulverwal-
tung“, Arbeitsgruppe Verwaltung Neu (2009), S. 9, vorgaben, handelte 
es sich dabei um:

–  eine einheitliche institutionalisierte Ausbildung für sämtliche Lehr-
personen, d.h. Grundausbildung mit anschließend modularer Struk-
tur, die die Durchlässigkeit zwischen den Schularten ermöglicht und 
Wege für Quereinsteiger eröffnet,

–  gleichwertige pädagogische Ausbildung für Lehrer aller Schulstu-
fen und 

– Eignungs– und Aufnahmeverfahren für ein Lehramtsstudium.

Der RH wies jedoch kritisch darauf hin, dass die Parallelstrukturen in 
der Lehrerausbildung zwischen PH und Universitäten nach wie vor 
gegeben waren.

Ausbildungsinstitutionen

 35.1 (1) Entsprechend dem Bundesrahmengesetz richtete sich die Zuständig-
keit für das jeweilige Lehramt nach der zum Zeitpunkt der Beschluss-
fassung gegebenen bisherigen Kompetenzverteilung. Damit waren für 

–  die Ausbildung im Bereich der Primarstufe und im Bereich der 
Sekundarstufe (Berufsbildung) die PH und

–  die Ausbildung im Bereich der Sekundarstufe (Allgemeinbildung) 
die PH und die Universitäten

46 Im Curriculum sind die Rahmenbedingungen und Regelungen für ein Studium enthalten.
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zuständig. Für Masterstudien im Bereich der Allgemeinbildung in der 
Sekundarstufe war für die PH eine verpflichtende Kooperation mit 
einer Universität vorgesehen.

(2) Durch die Neuorganisation der Lehramtsstudien verlängern sich 
die Studiendauern an den PH: Zum Beispiel erhöht sich das Bache-
lorstudium für Volksschule von sechs auf acht Semester, zusätzlich 
kommen die Induktionsphase und das verpflichtende Masterstudium 
(zwei Semester) hinzu.

In den Materialien zur Gesetzesvorlage wurden die Mehrausgaben für 
den Vollausbau (im Studienjahr 2022/2023) mit 14,60 Mio. EUR bezif-
fert. Das BMBF berücksichtigte dabei kostendämpfende Effekte durch 
die Angleichung der Lehrveranstaltungsstruktur in der Primar– und 
Sekundarstufe sowie durch Kooperationen mit den Universitäten in 
den Masterstudien.

 35.2 (1) Nach dem Bundesrahmengesetz hatte die Harmonisierung der künf-
tigen Lehrerausbildung an PH und Universitäten unter der Zielsetzung 
von Kooperationen zu erfolgen. Die Ressortzuständigkeiten des BMBF 
und des BMWFW blieben — entgegen der Empfehlung der Arbeits-
gruppe „Verwaltung Neu“47 — unverändert. Die Parallelstrukturen in 
der Lehrerausbildung — die weiterhin an PH und Universitäten erfolgt 
— bestanden fort.

(2) Um im Rahmen der berechneten finanziellen Auswirkungen des 
Bundesrahmengesetzes zu bleiben, waren effizienzsteigernde Maßnah-
men im Rahmen der Lehrerausbildung unbedingt erforderlich.

Der RH empfahl dem BMBF sowie den PH Tirol und Wien, im Rah-
men der Neuorganisation der Lehrerausbildung auf effizienzsteigernde 
Maßnahmen besonderes Augenmerk zu legen, um bestehende Doppel-
strukturen abzubauen, Ressourcen einzusparen und das vorgegebene 
Kostenziel zu erreichen. Dabei sollten die Stärken der jeweiligen Aus-
bildungsinstitution besonders genutzt werden. 

 35.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei durch die PH vor der kommen-
den Ressourcenzuteilung nachzuweisen, ob sie alle in der jeweiligen 
Verbundregion vorhandenen Synergien in der Umsetzung der Pädagog/
innenbildung NEU nutzten. 

(2) Die PH Wien teilte mit, dass effizienzsteigernde Maßnahmen im 
Rahmen der Pädagog/innenbildung NEU erst möglich seien, wenn die 
47 siehe „Lösungsvorschläge der Expertengruppe Schulverwaltung“, Arbeitsgruppe Ver-

waltung Neu (2009), S. 9
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Rahmenbedingungen durch das BMBF und das BMWFW geklärt und 
bekannt gegeben würden.

 35.4 (1) Angesichts der Stellungnahme der PH Wien zu fehlenden Rah-
menbedingungen für die Umsetzung der Pädagog/innenbildung NEU 
hielt der RH gegenüber dem BMBF fest, dass es Aufgabe des BMBF im 
Zusammenwirken mit dem BMWFW wäre, die entsprechenden Rah-
menbedingungen zur effizienten Umsetzung der Pädagog/innenbil-
dung NEU zu schaffen. Da die Parallelstrukturen in der Lehrerausbil-
dung zwischen PH und Universitäten nach wie vor bestanden, waren 
effizienzsteigernde Maßnahmen von besonderer Wichtigkeit, um Res-
sourcen einzusparen. Hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedingungen 
verwies der RH auf TZ 38.

(2) Der RH verwies gegenüber der PH Wien auf seine Empfehlung in 
TZ 39, aktiv Kooperationsmöglichkeiten im Rahmen der Pädagog/
innenbildung NEU zu suchen.

Eignungs– und Aufnahmeverfahren

 36.1 (1) Das Bundesrahmengesetz sah für die Lehramtsstudien an PH als 
auch an Universitäten verpflichtend ein Eignungs– und Aufnahme-
verfahren vor.

Die Hochschul–Zulassungsverordnung (HZV)48 regelte u.a. die studi-
enbezogenen Aufnahmevoraussetzungen und das Aufnahmeverfah-
ren an den PH. Weitergehende Zulassungsbedingungen waren durch 
Verordnung der jeweiligen Studienkommission festzulegen.

(2) Die Eignungs– und Aufnahmeverfahren der einzelnen PH unter-
schieden sich: So bot die PH Wien — wie in der HZV vorgesehen — 
einen Informations– und Orientierungsworkshop sowie eine virtuelle 
Schulpraxisbegegnung und auf Wunsch eine reale Praxisbegegnung 
an. An der PH Tirol gab es dieses Angebot nicht. Die beiden PH ver-
wendeten unterschiedliche Selbsteinschätzungsinstrumente. An der 
PH Tirol fand zusätzlich zum Beratungsgespräch eine „Situationsper-
formanz“ statt. Auch unterschieden sich die Anforderungen bei Über-
prüfung der körperlich–motorischen und musischen Eignung. 

(3) Eine im BMBF eingerichtete Arbeitsgruppe überarbeitete im 
Jahr 2012 die HZV u.a. mit dem Ziel, das Eignungs– und Aufnahme-
verfahren zu standardisieren. Im Jahr 2013 wurde die HZV novelliert. 
48 Verordnung der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur über die Zulas-

sungsvoraussetzungen an Pädagogischen Hochschulen, BGBl. II Nr. 112/2007 i.d.g.F.

Rahmenbedingungen 
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Laut Novelle der HZV hat sich die Feststellung der Eignung auf wis-
senschaftlich fundierte diagnostische Verfahren zu stützen. Um 
Ko operationen mit Universitäten in Form von gemeinsam eingerich-
teten Studien zu ermöglichen, wurden die Zulassungsregelungen der 
HZV adaptiert.

 36.2 Der RH gab zu bedenken, dass aufgrund der autonomen Entschei-
dungsbefugnis jeder einzelnen Universität eine Vielzahl unterschied-
licher Eignungs– und Aufnahmeverfahren die Folge sein könnte. Er 
anerkannte jedoch die Bemühungen des BMBF, die Zulassungsrege-
lungen für Lehramtsstudien kooperationsfördernd zu gestalten. 

Der RH empfahl dem BMBF, in Abstimmung mit dem BMWFW wei-
ter auf eine Standardisierung der Eignungs– und Aufnahmeverfahren 
für alle Ausbildungsinstitutionen hinzuwirken.

 36.3 Laut Stellungnahme des BMBF sei eine gemeinsame Austauschplatt-
form aller PH, aller Universitäten mit Lehramtsstudien, dem Qualitäts-
sicherungsrat und der Vertreter von BMBF und BMWFW eingerich-
tet worden. Aufgaben dieser Austauschplattform seien die Begleitung 
der wesentlichen Entwicklungsschritte in der Umsetzung der Pädagog/
innenbildung NEU inklusive der Abstimmung eines gesamtösterreichi-
schen Entwicklungsplans sowie der Austausch von Informationen und 
von Anliegen der umsetzenden Institutionen.

 36.4 Das Eignungs– und Aufnahmeverfahren war nach Ansicht des RH ein 
wesentlicher Bestandteil der Pädagog/innenbildung NEU, weil damit 
eine Grundvoraussetzung für den Lehrberuf — die Eignung der Studie-
renden — geklärt wird. Aus diesem Grund sah der RH das Erfordernis, 
die Eignungs– und Aufnahmeverfahren zu standardisieren, um einer-
seits möglichst treffsichere Verfahren zu gewährleisten und anderer-
seits unerwünschte Effekte (z.B. Konkurrenzierung der Ausbildungs-
institutionen wegen besonders „leichter“ oder „schwerer“ Tests) zu 
vermeiden. Der RH bekräftigte daher seine Empfehlung an das BMBF, 
in Abstimmung mit dem BMWFW weiter aktiv auf eine Standardisie-
rung der Eignungs– und Aufnahmeverfahren für alle Ausbildungsin-
stitutionen hinzuwirken.



266 Bund 2014/10

Ausbildung

Curricula 

 37.1 (1) Für die Lehramtsstudien an den PH war die Hochschul–Curricu-
laverordnung (HCV)49 die Grundlage für die Erstellung der Curricula 
(Studienpläne) sowie für die Prüfungsordnungen. 

Eine Novelle der HCV im Jahr 2013 berücksichtigte die Eckpunkte 
der Pädagog/innenbildung NEU. Darüber hinaus ermöglichte sie fle-
xible Abweichungen für gemeinsam eingerichtete Studien zwischen 
PH und Universitäten. 

(2) Das Bundesrahmengesetz normierte ein neues Verfahren zur Qua-
litätssicherung durch die Installierung eines Qualitätssicherungsrats,50 
Dessen Aufgabe war es u.a., im Rahmen der Curricula–Begutachtungen 
zur Umsetzung der berufsrechtlichen Vorgaben Stellung zu nehmen.

(3) Eine österreichweite Arbeitsgruppe (PH und Universitäten) entwi-
ckelte zur Zeit der Gebarungsüberprüfung ein Handbuch zur Curri-
cula–Erstellung für die Lehramtsstudien.

 37.2 (1) Nach Ansicht des RH war ein gemeinsames Vorgehen in der Leh-
rerausbildung von PH und Universitäten von besonderer Wichtigkeit; 
österreichweite vergleichbare Standards in der Lehrerausbildung waren 
unerlässlich. Die HCV stand jedoch nach Auffassung des RH im Span-
nungsfeld zwischen dem Erfordernis einer bundesweit einheitlichen 
Ausbildung und den im Rahmen der Hochschulautonomie bestehen-
den Freiräumen der Studienkommissionen. Zusätzlich setzte die Novelle 
2013 der HCV auf eine weitergehende Flexibilität, um Kooperationen 
mit Universitäten zu ermöglichen. Nach Auffassung des RH könnten 
die aufgezeigten Freiräume eine bundesweit einheitliche Lehreraus-
bildung gefährden. 

(2) Die Arbeiten zur Erstellung eines Handbuchs zur Curricula–Erstel-
lung sah der RH im Sinne einer bundesweit einheitlichen Lehreraus-
bildung positiv.

49 Verordnung der Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur über die Grund-
sätze für die nähere Gestaltung der Curricula einschließlich der Prüfungsordnungen, 
BGBl. II Nr. 495/2006 i.d.g.F.

50 Das Bundesrahmengesetz sah in § 30a des Hochschul–Qualitätssicherungsgesetzes 
(BGBl. I Nr. 74/2011 i.d.g.F.) und § 74a HG 2005 die Einrichtung eines „Qualitätssi-
cherungsrates für Pädagoginnen– und Pädagogenbildung“ vor, der die Ausbildung 
der Pädagogen beobachten, die zuständigen Bundesministerien (BMBF und BMWFW) 
beraten, Stellungnahmen abgeben und über die Ausbildung der Pädagogen berichten 
soll. Im Juli 2013 nominierten das BMBF und das BMWFW die sechs Mitglieder des 
Qualitätssicherungsrats.
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(3) Der RH verwies hinsichtlich des Qualitätssicherungsrats auf seine 
Stellungnahme zum Bundesrahmengesetz, in der er auf die Gefahr 
unwirtschaftlicher Doppelstrukturen durch Einrichtung des Gremiums 
hingewiesen hatte.51

 37.3 Laut Stellungnahme der PH Wien habe sich das Studienangebot der 
Pädagog/innenbildung NEU an den jeweiligen regionalen Gegeben-
heiten und Bedürfnissen zu orientieren, eine bundesweite Einheitlich-
keit erscheine widersprüchlich. 

 37.4 Der RH stellte gegenüber der PH Wien klar, dass einheitliche Standards 
in der Pädagog/innenbildung NEU Übertrittsmöglichkeiten bzw. die 
gegenseitige Anerkennung oder die Erfüllung berufsrechtlicher Vor-
gaben (z.B. Kompetenzkatalog, Qualifikationsprofil, Anstellungserfor-
dernisse) gewährleisten sollten. Unter Einhaltung dieser Rahmenbedin-
gungen wären durchaus regionale Schwerpunktsetzungen möglich. 

Juristische Grundlagen

 38.1 Das BMBF arbeitete zur Zeit der Gebarungsüberprüfung an den juristi-
schen Grundlagen zum Thema Kooperationsvereinbarungen zwischen 
PH und Universitäten; Richtlinien zu den Kooperationsvereinbarungen 
waren in Bearbeitung. Ein Beispiel für eine Kooperationsvereinbarung 
stand zur Verfügung. Weiters gab es im Herbst 2013 zwei Workshops 
zu den Kooperationsvereinbarungen für Führungskräfte der PH.

 38.2 Der RH hielt die Klärung der rechtlichen Grundlagen für Kooperati-
onsvereinbarungen zwischen PH und Universitäten für unerlässlich, 
um im Rahmen von Kooperationen eine effiziente Ressourcennutzung 
sicherzustellen. 

Er empfahl dem BMBF, seine diesbezüglichen Arbeiten voranzutreiben, 
um die PH angemessen und zeitgerecht zu unterstützen.

 38.3 Laut Stellungnahme des BMBF sei eine gemeinsame Arbeitsgruppe 
zur Abklärung der Rechtsfragen, die sich im Zusammenhang mit den 
angestrebten Kooperationen zwischen PH und Universitäten stellten, 
eingerichtet worden. Die Arbeitsgruppe setze sich aus je zwei Vertre-
tern der PH, der Universitäten, des Qualitätssicherungsrats, des BMBF 
und des BMWFW zusammen.

51 135/SN–503/ME XXIV. GP, Stellungnahme des RH
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 38.4 Der RH erinnerte daran, dass die Pädagog/innenbildung NEU an PH 
und Universitäten unter der Zielsetzung von Kooperationen erfolgen 
sollte. Für eine effiziente und rasche Umsetzung waren die Rahmen-
bedingungen — u.a. auch die rechtlichen Grundlagen für Kooperati-
onsvereinbarungen — zeitgerecht zu schaffen. In diesem Sinne bekräf-
tigte der RH seine Empfehlung, die diesbezüglichen Arbeiten zu den 
rechtlichen Grundlagen voranzutreiben.

 39.1 (1) Zur effizienten Umsetzung der Pädagog/innenbildung NEU waren 
sogenannte Entwicklungsverbünde zwischen den Ausbildungsinsti-
tutionen geplant. Die Etablierung der Entwicklungsverbünde sollte 
vom Entwicklungsrat unterstützt werden. In weiterer Folge sollten sie 
gemeinsam zur österreichweiten Koordination der Curriculaentwick-
lung und zur Erstellung eines Entwicklungsplans für die Verankerung 
der Pädagog/innenbildung NEU zusammenarbeiten.

(2) Nach Angaben des Entwicklungsrats standen die Entwicklungs-
verbünde zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch in den Anfängen.

Im Bereich der PH Tirol hatte sich der Entwicklungsverbund WEST 
(Kirchliche Pädagogische Hochschule Edith Stein, PH Tirol, PH Vorarl-
berg und Universität Innsbruck) konstituiert. Bis zum Ende der Geba-
rungsüberprüfung fanden drei Sitzungen statt, konkrete Maßnahmen 
wurden nicht vereinbart.

Für die PH Wien waren zur Zeit der Gebarungsüberprüfung keine kon-
kreten Aktivitäten in Bezug auf einen Entwicklungsverbund doku-
mentiert.

 39.2 Der RH anerkannte die Konstituierung des Entwicklungsverbunds 
WEST. Er empfahl der PH Tirol, im Entwicklungsverbund WEST ins-
besondere auf konkrete Kooperationen in Hinblick auf die Neuorga-
nisation der Lehrerausbildung hinzuwirken.

Weiters empfahl der RH der PH Wien, die Möglichkeiten für die Inte-
gration in einen Entwicklungsverbund auszuloten und Kooperations-
möglichkeiten aktiv zu suchen.

Dem BMBF empfahl der RH, in Abstimmung mit dem BMWFW wei-
tere Maßnahmen zur Etablierung von Entwicklungsverbünden und 
Kooperationen zu setzen. 

Entwicklungsverbünde
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 39.3 (1) Betreffend die Stellungnahme des BMBF wird auf TZ 36 und TZ 38 
verwiesen.

(2) Laut Stellungnahme der PH Tirol solle mit einem gemeinsamen 
Curriculum Kooperationen zur Neuorganisation der Lehrerausbildung 
mit den Partnerhochschulen und der Universität Innsbruck ausgehan-
delt werden. Im Entwicklungsverbund WEST habe die PH Tirol die 
Themenführerschaft für die Berufspädagogik und für das Thema Men-
toring in der Induktionsphase übernommen.

(3) Laut Stellungnahme der PH Wien bestehe der Entwicklungsver-
bund NORD–OST zwischen der PH Wien, der PH Niederösterreich, 
der Kirchlichen PH Wien/Krems und der Hochschule für Agrar– und 
Umweltpädagogik. Darüber hinaus gebe es derzeit intensive Gespräche 
mit der Universität Wien bezüglich einer Kooperation im Rahmen der 
Pädagog/innenbildung NEU.

 40.1 (1) Das HG 2005 verpflichtete die PH zum Aufbau eines eigenen Qua-
litätsmanagementsystems und zur Durchführung regelmäßiger inter-
ner Evaluierungen.

(2) Die PH Tirol entschied sich im Studienjahr 2010/2011 zur Implemen-
tierung des Modells der European Foundation for Quality Management 
(EFQM)52. Im Studienjahr 2011/2012 begannen die Implementierungs-
arbeiten, die die Servicestelle für Controlling und Qualitätsentwicklung 
(1 VBÄ) initiierte und koordinierte. Bis zum Ende der Gebarungsüber-
prüfung setzte die PH Tirol einige Projektschritte; für die vollständige 
Einführung eines Qualitätsmanagementsystems waren jedoch noch 
weitere Maßnahmen erforderlich.

(3) Auch die PH Wien entschied sich bei Gründung für die Implemen-
tierung des EFQM–Modells. Die organisatorische Verankerung und die 
Anzahl der Beschäftigten des Qualitätsmanagements änderten sich 
jedoch im Zeitablauf: So war es im Studienjahr 2007/2008 als eige-
nes Zentrum mit mehreren Beschäftigten (1,25 VBÄ) organisiert. Im 
Sommersemester 2013 war lediglich eine Mitarbeiterin (0,25 VBÄ) für 
das Qualitätsmanagement tätig. 

52 Das EFQM–Modell stellt ein umfassendes Steuerungsmodell für Unternehmen bzw. 
Organisationen dar. Es bietet Hilfestellung für den Aufbau und die kontinuierliche 
Weiterentwicklung von umfassenden Qualitäts– und Managementsystemen.

Qualitätsentwicklung

Qualitätsentwicklung und Evaluierungen
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Trotz der bisher gesetzten Maßnahmen war an der PH Wien noch kein 
vollständiges Qualitätsmanagementsystem eingeführt.

 40.2 Der RH stellte für die PH Tirol und Wien Ansätze eines Qualitätsma-
nagementsystems fest. Die PH Tirol startete mit den Implementie-
rungsarbeiten spät, zeigte jedoch eine engagierte Vorgehensweise. Die 
PH Wien begann bereits bei Gründung mit der Einführung eines Qua-
litätsmanagementsystems, reduzierte seitdem jedoch kontinuierlich die 
Aktivitäten. 

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, die bestehenden Ansätze zu 
einem effektiven Qualitätsmanagement weiterzuentwickeln. 

 40.3 Laut Stellungnahme der PH Wien werde die Weiterentwicklung des 
Qualitätsmanagements mit 1. November 2014 in der Verantwortung 
des neuen Vizerektors für Forschung und Qualitätssicherung realisiert 
werden.

Allgemeines

 41.1 Gegenstand von Evaluierungen waren die Aufgaben und das gesamte 
Leistungsspektrum (z.B. Lehrangebot Aus–, Fort– und Weiterbildung, 
Organisationseinheiten) der PH. Details zu den Evaluierungen waren 
in der Hochschul–Evaluierungsverordnung festgelegt.53 Sie trat mit 
Juli 2009 und damit zwei Studienjahre verspätet in Kraft.

Die Studienkommission hatte in Zusammenarbeit mit den Lehrver-
anstaltungsleitern die Bewertungsinstrumente für die Evaluierung 
des Lehrangebots zu entwickeln und die Ergebnisse in einem Bericht 
zusammenzufassen. 

Die Berichte über sämtliche Evaluierungen waren ab dem Studien-
jahr 2009/2010 dem BMBF (Abteilung I/7) zu übermitteln. Eine Wei-
terleitung der Evaluierungsberichte innerhalb des BMBF an die mit 
den PH befassten Abteilungen unterblieb.

 41.2 Der RH vermerkte kritisch, dass die Hochschul–Evaluierungsverord-
nung erst im Jahr 2009 in Kraft trat. Eine wichtige Grundlage zur Wei-
terentwicklung und Qualitätsverbesserung der PH stand somit verspätet 
zur Verfügung. Die Weiterleitung der Evaluierungsberichte innerhalb 

53 Verordnung der Bundesministerin für Unterricht, Kunst und Kultur über die Eva-
luierungen und das Qualitätsmanagement an Pädagogischen Hochschulen, BGBl. II 
Nr. 214/2009 i.d.g.F.

Evaluierungen 
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des BMBF erfolgte nicht, wodurch auch keine allfälligen Korrektur-
maßnahmen der betroffenen Abteilungen initiiert werden konnten. 

Der RH empfahl dem BMBF, die Evaluierungsberichte innerhalb des 
BMBF zu verteilen und die notwendigen Maßnahmen zu setzen.

 41.3 Laut Stellungnahme des BMBF würden die Evaluierungsberichte der 
PH nunmehr an die betroffenen Organisationseinheiten im BMBF wei-
tergeleitet werden.

Evaluierungsmethoden 

 42.1 Ein Großteil der öffentlichen PH verwendete sowohl für die Lehrver-
anstaltungsevaluierung in der Ausbildung als auch in der Fort– und 
Weiterbildung PH–Online (z.B. PH Tirol, siehe TZ 43). Die übrigen PH 
verwendeten ein eigenes Software–Tool oder führten die Evaluierungen 
in Papierform oder in Kombination von PH–Online und Papierform 
(PH Wien, siehe TZ 44) durch.  

Die Evaluierungen mit PH–Online wiesen eine geringe Rücklaufquote 
auf. Darüber hinaus waren bei PH–Online technische Restriktionen 
(z.B. bei Lehrveranstaltungen mit mehreren Lehrenden) gegeben. Die 
Evaluierungen in Papierform wiesen zwar eine hohe Rücklaufquote 
auf, erforderten jedoch einen höheren Ressourceneinsatz. 

Die PH Tirol und Wien gaben an, dass die Studierenden mit einer 
hohen Anzahl an Evaluierungen zu Semesterende konfrontiert und 
damit qualitätsvolle Aussagen eingeschränkt seien.

 42.2 Der RH stellte mehrere Problembereiche für die Evaluierungen der Lehr-
veranstaltungen an den PH fest. So waren mehrere Evaluierungsme-
thoden an den öffentlichen PH im Einsatz. Die überwiegende Anzahl 
der PH zog das ihnen als Informationsmanagementsystem zur Verfü-
gung stehende PH–Online zur Evaluierung heran. Der RH stellte jedoch 
kritisch fest, dass die Ergebnisse aufgrund der geringen Rücklaufquo-
ten zwangsläufig eine geringe Aussagekraft hatten.

Der RH empfahl dem BMBF sowie den PH Tirol und Wien, Maßnah-
men zu setzen, um die Aussagekraft der Evaluierungen zu erhöhen. 
Außerdem empfahl der RH dem BMBF, mit dem BMWFW bzw. den 
Universitäten und den Fachhochschulen einen Erfahrungsaustausch 
hinsichtlich der Lehrveranstaltungsevaluierung vorzunehmen.
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 42.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF gebe die Hochschul–Evaluierungs-
verordnung das Prozedere für die Evaluierung des Lehrangebots vor. Im 
Rahmen der jährlichen Berichtslegung überprüfe das BMBF, ob das in 
der Verordnung vorgegebene Prozedere eingehalten werde. Wenn nicht, 
fordere es die PH zur Stellungnahme auf. Die bereits erwähnte Aus-
tauschplattform könne auch für den Erfahrungsaustausch zwischen 
PH und Universitäten genutzt werden.

(2) An der PH Wien seien, so die PH Wien in ihrer Stellungnahme, 
bereits Maßnahmen zur Erhöhung der Rücklaufquote der Lehrveranstal-
tungsevaluierungen im Bereich der Ausbildung gesetzt worden. Derzeit 
werde im Bereich der Qualitätssicherung an einer Neugestaltung der 
Evaluationen gearbeitet, eine Empfehlung zur Neugestaltung der Eva-
luierungen sei bereits an die Studienkommission weitergeleitet worden.

 42.4 Der RH erwiderte dem BMBF, dass vor dem Hintergrund der festge-
stellten Probleme bei den Evaluierungen der Lehrveranstaltungen (z.B. 
geringe Aussagekraft) seiner Ansicht nach neben der Metaanalyse auch 
eine aktive Unterstützung der PH seitens des BMBF erforderlich wäre. 
Der empfohlene Austausch mit dem BMWFW bzw. den Universitäten 
und Fachhochschulen, mit langjährigen Erfahrungen aus Lehrveran-
staltungsevaluierungen, wäre daher vom BMBF zu forcieren.

PH Tirol

 43.1 (1) Im Herbst 2011 überarbeitete die PH Tirol das Evaluierungskon-
zept für den Bereich der Ausbildung. Ab dem Studienjahr 2011/2012 
wurde je Studienjahr jeweils ein Drittel der Ausbildungs–Lehrveran-
staltungen mittels PH–Online quantitativ evaluiert. Die Rücklaufquote 
im Studienjahr 2011/2012 betrug 23,9 %. Zusätzlich wurden Lehrmo-
dule einer qualitativen Evaluierung unterzogen.

(2) Im Bereich der Fort– und Weiterbildung gestaltete sich die Evalu-
ierung je Institut unterschiedlich: Das Institut für Fort– und Weiter-
bildung evaluierte die Lehrveranstaltungen mittels PH–Online (Rück-
laufquote rd. 30 % im Studienjahr 2011/2012). Für das Institut für 
Schulqualität und Innovation lagen aufgrund technischer Umsetzungs-
schwierigkeiten keine Daten für die Lehrveranstaltungsevaluierungen 
vor.

(3) Die PH Tirol evaluierte bisher als Pilotprojekt eine Organisati-
onseinheit (Institut für Schulqualität und Innovation). Im Studien-
jahr 2012/2013 unterblieb v.a. aufgrund organisatorischer Änderungen 
eine Evaluierung von Organisationseinheiten. Ein Konzept zur Eva-
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luierung der Organisationseinheiten lag zur Zeit der Gebarungsüber-
prüfung im Entwurfsstadium vor.

(4) Die PH Tirol unterzog sich einem Peer Review durch eine andere PH.

 43.2 Der RH stellte fest, dass an der PH Tirol nach Anlaufschwierigkeiten 
das Bemühen bestand, zweckmäßige Evaluierungen durchzuführen. 
Es gab dennoch dringenden Handlungsbedarf im Bereich der Lehr-
veranstaltungsevaluierung der Fort– und Weiterbildung (Institut für 
Schulqualität und Innovation) sowie der Evaluierung der Organisati-
onseinheiten. Der RH empfahl der PH Tirol, die Durchführung der Eva-
luierung voranzutreiben.

 43.3 Laut Stellungnahme der PH Tirol habe das Rektorat die Evaluation 
der Organisationseinheiten im Sommersemester 2014 angeordnet. Auf 
Basis der Evaluationsergebnisse zu den Organisationseinheiten solle 
die externe Evaluation der PH Tirol durchgeführt werden.

PH Wien

 44.1 (1) An der PH Wien unterschieden sich neben den eingesetzten Fra-
gebögen auch die Verfahren zur Evaluierung der Lehrveranstaltungen 
der Ausbildung (mit PH–Online) und die der Fort– und Weiterbil-
dung (mit Papier). Im Studienjahr 2010/2011 lag die Rücklaufquote 
im Bereich der Ausbildung weit unter 10 %, in der Fort– und Weiter-
bildung betrug sie rd. 80 %. Die Evaluierung in Papierform gewähr-
leistete keine einheitliche und standardisierte Auswertung.

Über die Evaluierung der Lehrveranstaltungen im Studienjahr 2011/2012 
der PH Wien lag zur Zeit der Gebarungsüberprüfung kein Bericht vor.

(2) An der PH Wien wurden bislang vier Organisationseinheiten eva-
luiert: drei Institute (Institut für Berufsbildung, Institut für Forschung, 
Innovation und Schulentwicklung, Institut für Schulpraktische Stu-
dien) und die Studien– und Prüfungsabteilung.

 44.2 Der RH stellte kritisch fest, dass für die PH Wien kein Evaluierungsbe-
richt über die Lehrveranstaltungen des Studienjahres 2011/2012 vor-
lag. Der RH empfahl der PH Wien, auf eine zeitgerechte Erstellung 
der Berichte aus der Lehrveranstaltungsevaluierung durch die Stu-
dienkommission hinzuwirken. Weiters empfahl der RH der PH Wien, 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Rücklaufquote in der Ausbildung 
zu erhöhen. Zudem wäre die Evaluierung der Organisationseinheiten 
voranzutreiben.
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 44.3 Laut Stellungnahme der PH Wien implementiere sie derzeit den neuen 
Organisationsplan. Eine Evaluierung der gebildeten Organisationsein-
heiten strebe sie nach Abschluss des Umstellungsprozesses an. Die neue 
Vorsitzende der Studienkommission habe zugesagt, auf eine zeitgerechte 
Übermittlung der Evaluierungsberichte zu achten. Die Terminvorgaben 
des BMBF seien im Studienjahr 2013/2014 eingehalten worden. 

 45.1 PH–Online war das Informationsmanagementsystem aller PH in Öster-
reich. Sämtliche für die Administration von Lehre und Forschung rele-
vanten Daten waren in einer zentralen Datenbank gespeichert und stan-
den für Abfragen und Bearbeitungsvorgänge „online“ zur Verfügung. 
PH–Online basierte auf „CAMPUSonline“, das der Zentrale Informa-
tikdienst der Technischen Universität Graz entwickelt hatte. 

Neben den Anwendern an der jeweiligen PH und im BMBF nutzten 
auch die Studierenden PH–Online (z.B. Anmeldung zur Teilnahme 
und Prüfung, Einsicht in Prüfungsergebnisse, Ausdruck Zeugnisse, 
E–Mail–Account).

 45.2 Der RH stellte positiv fest, dass den PH ein umfassendes Informati-
onsmanagementsystem zur Verfügung stand. Da an allen PH dasselbe 
System zum Einsatz kam, waren PH–übergreifende Vergleiche und 
eine österreichweite Zusammenschau der Daten möglich. 

Anschaffungsvorgang

 46.1 (1) Im Zuge des Projekts „Umsetzung Pädagogische Hochschulen“ 
wurde 2006 im BMBF eine Arbeitsgruppe IT eingerichtet und diese 
beauftragt, ein IT–Konzept für die Verwaltungsprogramme an den PH 
zu entwickeln. Nach einer Produktsichtung und Iststands–Erhebung 
gemeinsam mit Vertretern der Lehrerbildungsinstitutionen schlug die 
Arbeitsgruppe im Juni 2006 das Programm „CAMPUSonline“ vor. 

Im November 2006 schloss das BMBF mit der Technischen Univer-
sität Graz einen Kooperationsvertrag über die Entwicklung und den 
Lizenzerwerb für ein umfassendes IT–Verwaltungssystem für die PH 
auf Basis des Produkts „CAMPUSonline“ über acht Jahre ab. 

Allgemeines

PH–Online 

Implementierung 
PH–Online
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„CAMPUSonline“ war für den Ausbildungsbereich54 entwickelt wor-
den, die spezifischen Anforderungen für die Fortbildung im Schulbe-
reich deckte es nicht ab. Die Fortbildung war auch nicht Gegenstand 
des Kooperationsvertrags. Anpassungen zur Abbildung der Fortbildung 
in PH–Online mussten daher separat beauftragt und bezahlt werden. 
So wurde die Fortbildung erst nach und nach in PH–Online integriert, 
wodurch u.a. auch der laufende Betrieb von PH–Online problembehaf-
tet war: Es kam zu Überlastungen des Systems bzw. auch zu völligen 
Systemausfällen. Im Juli 2009 ergänzten das BMBF und die Technische 
Universität Graz die Kooperationsvereinbarung um die Fortbildung.

(2) Die Einmal– und laufenden Kosten für PH–Online stellten sich wie 
folgt dar:

Daneben fielen Einmal– und laufende Kosten für Datenbank, Hosting 
Environment, Anpassung Zielsystem etc. an. Im Studienjahr 2012/2013 
betrugen diese rd. 381.000 EUR (rd. 321.000 EUR für Hosting, 
rd. 60.000 EUR für Lizenzentgelte Datenbanken).

 46.2 Der RH kritisierte, dass das im Jahr 2006 angeschaffte Basissystem 
wesentliche Anforderungen (Bereich Fortbildung) der PH nicht erfüllte. 
Mangelhafte Planungen erforderten aufwändige und teure Adaptie-
rungen. Der RH empfahl dem BMBF, künftig bei IT–Großprojekten 
einen ausführlichen Planungsprozess voranzustellen, um Mehrkosten 
und Verzögerungen zu vermeiden.

54 umfasst die Aus– und Weiterbildung

Tabelle 18: Einmal– und laufende Kosten PH–Online
Einmalkosten laufende Kosten  

(pro Studienjahr)

in 1.000 EUR

Lizenz für Basisplattform1 648 1622

Anpassung Basisplattform1 162

Lizenz Fortbildung1 157,503

Anpassung Fortbildung und Sonstiges1  
(z.B. PH–Lehrerdienst recht) von Juli 2008 bis April 2013 560

gesamt 1.370 319,50
1 Technische Universität Graz
2 für 13.500 Benutzer
3 für 70.000 Benutzer

Quelle: BMBF
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 46.3 Laut Stellungnahme des BMBF sei bei Inbetriebnahme von PH–
Online geplant gewesen, die Fortbildungskomponente im Studien-
jahr 2007/2008 einzuführen. Aus Organisationsgründen habe aber 
die Realisierung und Inbetriebnahme der Fortbildungskomponente vor-
gezogen werden müssen.

 46.4 Der RH verblieb bei seiner Kritik hinsichtlich des mangelhaften Pla-
nungsprozesses, wodurch das angeschaffte Basissystem wesentliche 
Anforderungen im Bereich der Lehrerfortbildung (z.B. Dienstauftrags-
verfahren) nicht erfüllte. Auch die in der Stellungnahme des BMBF 
angeführte vorzeitige und ungeplante Inbetriebnahme der Fortbil-
dungskomponente untermauerte die Kritik des RH.

Vergabe

 47.1 Bei PH–Online handelte es sich um eine sonstige (nicht prioritäre) 
Dienstleistung im Sinne des Bundesvergabegesetzes. Die Auftrags-
summe des Vertrags aus 2006 (BMBF – Technische Universität Graz) 
lag im Oberschwellenbereich. Als Vergabeverfahren kam grundsätzlich 
das offene oder das nicht offene Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung in Betracht.

Laut BMBF kam ein Verhandlungsverfahren mit mehreren Bietern ohne 
vorherige Bekanntmachung zur Anwendung. Als solches sah das BMBF 
die durchgeführte Iststands–Erhebung, die die Erfüllung der Auswahl-
kriterien für die verschiedenen Anbieter (CAMPUSonline und fünf Pro-
gramme der Vorgängerinstitutionen) enthielt. Das BMBF berief sich auf 
den Ausnahmetatbestand des § 30 Abs. 2 Z 2 des Bundesvergabege-
setzes 2006.55 Es begründete dies wie folgt: Laut dem Anforderungs-
profil sollte ein bereits bestehendes IT–System angeboten werden, das 
die spezifischen Anforderungen bereits praktisch erfüllte. Eine Neu-
entwicklung war (auch aus finanziellen Gründen) nicht vorgesehen. 
Damit sei von vornherein der mögliche Bieterkreis eingeschränkt. Der 
Dienstleistungsauftrag könne nur von einem bestimmten Unterneh-
mer ausgeführt werden, weil technische Gründe und das Ausschließ-
lichkeitsrecht des Entwicklers zu beachten waren.

 47.2 Nach Ansicht des RH stellte die Iststands–Erhebung kein Verhandlungs-
verfahren ohne vorherige Bekanntmachung dar. Er kritisierte, dass 
das BMBF für PH–Online die Technische Universität Graz entgegen 
den Bestimmungen des Bundesvergabegesetzes 2006 beauftragt hatte. 
Durch das Unterbleiben eines ordnungsgemäßen Vergabeverfahrens 
55 Bundesgesetz über die Vergabe von Aufträgen (Bundesvergabegesetz 2006), 

BGBl. I Nr. 17/2006
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kam kein Wettbewerb zustande und konnte die Preisangemessenheit 
nicht sichergestellt werden. 

Der RH empfahl dem BMBF, zur Gewährleistung der Preisangemes-
senheit die Leistungsvergaben nach den Bestimmungen des Bundes-
vergabegesetzes 2006 vorzunehmen.

 47.3 Laut Stellungnahme des BMBF werde das Auslaufen des derzeitigen 
Lizenzvertrags zu PH–Online zum Anlass genommen, das System neu 
zu vergeben. Es solle eine Ausschreibung im offenen, EU–weiten Ver-
fahren gemeinsam mit der Bundesbeschaffung GmbH erfolgen.

Kostenaufteilung 

 48.1 (1) Bei Einführung von PH–Online vereinbarten das BMBF (öffentliche 
PH), das Interdiözesane Amt für Unterricht und Erziehung (private PH) 
und das BMLFUW (Hochschule für Agrar– und Umweltpädagogik) eine 
Kostenaufteilung für die Anschaffungskosten von PH–Online und die 
jährlichen Lizenzentgelte (Ausbildung) von 78,5 %, 18 % und 3,5 %. 
Alle weiteren Kosten (v.a. Lizenzentgelte Fortbildung) trug das BMBF 
alleine.

(2) Die laufenden Kosten für den Betrieb von PH–Online betrugen im 
Studienjahr 2012/2013 rd. 727.000 EUR,56 wovon 94,67 % auf das 
BMBF, 4,46 % auf das Interdiözesane Amt für Unterricht und Erzie-
hung und 0,87 % auf das BMLFUW entfielen. Diese Aufteilung ent-
sprach weder der ursprünglich vereinbarten Kostenaufteilung noch den 
aktuellen Studierendenzahlen der einzelnen Institutionen.

 48.2 Der RH stellte eine nicht verursachungsgerechte Aufteilung der lau-
fenden Kosten von PH–Online fest. Insbesondere die Fortbildung fand 
keinen Niederschlag in der Kostenbeteiligung der beiden Bundesminis-
terien und des Interdiözesanen Amts für Unterricht und Erziehung.

Der RH empfahl dem BMBF, im Zuge der Neuverhandlungen von 
PH–Online57 auf eine verursachungsgerechte Kostenaufteilung zwi-
schen BMBF, Interdiözesanem Amt für Unterricht und Erziehung sowie 
 BMLFUW zu dringen.

56 rd. 346.000 EUR indexierte Lizenzentgelte Technische Universität Graz, rd. 60.000 EUR 
Lizenzentgelte Datenbanken, rd. 321.000 EUR Betrieb bei der Bundesrechenzentrum 
GmbH

57 Der Kooperationsvertrag aus 2006 endet im Jahr 2014.
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 48.3 Laut Stellungnahme des BMBF werde die Empfehlung des RH zum 
Anlass genommen, die anteilige Finanzierung des Gesamtsystems neu 
zu verhandeln.

 49.1 (1) Die Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen PH, der PH Tirol 
und Wien entwickelten sich im überprüften Zeitraum wie folgt:

Einnahmen und  
Ausgaben

Finanzielle Entwicklung 
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Tabelle 19:  Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen PH, PH Tirol und Wien,  
2008 bis 2012

Kalenderjahr1 2008 2009 2010 2011 2012 Veränderung 
2008 bis 2012 

in 1.000 EUR in %

öffentliche PH

Einnahmen 3.608,41 1.166,91 1.145,70 1.286,01 1.365,68 – 62,15

Ausgaben 101.570,76 100.135,83 108.885,13 110.700,36 135.620,04 33,52

davon

personalrelevante 
Ausgaben 89.621,66 85.948,80 93.775,05 96.388,50 119.975,55 33,87

davon

Personal 65.379,44 57.989,53 63.222,73 63.774,27 69.683,59 6,58

Lehrbeauftragte, 
dienstzugeteiltes und 
mitverwen detes Lehr-
personal 24.242,22 27.959,27 30.552,32 32.614,23 50.291,96 107,46

Sachausgaben 11.949,10 14.187,03 15.110,08 14.311,86 15.644,49 30,93

PH Tirol

Einnahmen 373,55 78,63 67,45 178,41 92,16 – 75,33

Ausgaben 11.495,65 12.604,85 14.444,14 14.048,92 16.114,60 40,18

davon

personalrelevante 
Ausgaben 9.766,34 10.546,63 12.391,72 12.055,78 13.994,45 43,29

davon

Personal 8.218,89 7.749,57 8.372,70 7.946,61 8.532,76 3,82

Lehrbeauftragte, 
dienstzugeteiltes und 
mitverwen detes Lehr-
personal 1.547,45 2.797,06 4.019,02 4.109,17 5.461,69 252,95

Sachausgaben 1.729,31 2.058,22 2.052,42 1.993,14 2.120,15 22,60

PH Wien

Einnahmen 686,78 135,02 180,18 170,97 178,24 – 74,05

Ausgaben 20.307,33 19.251,98 22.427,41 21.595,51 26.157,45 28,81

davon

personalrelevante 
Ausgaben 18.518,50 16.801,39 19.392,80 19.085,11 23.538,11 27,11

davon

Personal 14.001,60 12.409,43 12.982,48 12.677,76 13.724,22 – 1,98

Lehrbeauftragte, 
dienstzugeteiltes und 
mitverwen detes Lehr-
personal 4.516,90 4.391,96 6.410,32 6.407,35 9.813,89 117,27

Sachausgaben 1.788,83 2.450,59 3.034,61 2.510,40 2.619,34 46,43
1  keine Darstellung des Rumpfkalenderjahres (Oktober bis Dezember) 2007 aufgrund mangelnder Vergleichbarkeit und unver-

hältnismäßig hohem Erhebungsaufwand
Quelle: BMBF
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Die Einnahmen sanken sowohl im Österreichschnitt (rd. 62,2 %) als 
auch an der PH Tirol (rd. 75,3 %) und an der PH Wien (rd. 74,1 %), 
was auf den Wegfall der Studiengebühren zurückzuführen war.

Die Ausgaben insgesamt für die öffentlichen PH erhöhten sich von 
2008 bis 2012 um rd. 33,5 %. Der Anstieg der personalrelevanten Aus-
gaben betrug rd. 33,9 %, während die Sachausgaben um rd. 30,9 % 
anstiegen. Die Ausgaben für Lehrbeauftragte, dienstzugeteiltes und 
mitverwendetes Lehrpersonal (siehe TZ 56) erhöhten sich überdurch-
schnittlich um rd. 107,5 %. 

An der PH Tirol betrug der Anstieg der Ausgaben rd. 40,2 % und 
war somit höher als im Österreichschnitt (rd. 33,5 %). Die personal-
relevanten Ausgaben — insbesondere die Ausgaben für Lehrbeauf-
tragte sowie dienstzugeteiltes und mitverwendetes Lehrpersonal mit 
rd. 253 % — stiegen überdurchschnittlich an (rd. 43,3 %).

An der PH Wien betrug der Anstieg der Ausgaben rd. 28,8 % und lag 
somit unter dem Österreichschnitt (rd. 33,5 %). Trotz der Erhöhung 
der Ausgaben für Lehrbeauftragte sowie dienstzugeteiltes und mitver-
wendetes Lehrpersonal um rd. 117,3 % stiegen die personalrelevanten 
Ausgaben insgesamt unterdurchschnittlich an (rd. 27,1 %).

(2) Die Auswertung der Ausgaben je Studierenden (Ausbildung) ergab 
folgendes Bild:58

58 Weder das BMBF noch die PH Tirol und Wien konnten die Ausgaben für die einzel-
nen Leistungsbereiche (z.B. Aus–, Fort– und Weiterbildung, Forschung) ermitteln (siehe 
TZ 51). Zur Beurteilung der Ausgabenentwicklung ging der RH daher folgendermaßen 
vor: Die Gesamtausgaben wurden um die Budgets der Fort– und Weiterbildung redu-
ziert und durch die Gesamtanzahl der Studierenden (Ausbildung) dividiert. Studieren-
denzahlen waren auf das Studienjahr und Ausgaben auf das Kalenderjahr bezogen.

Tabelle 20:  Ausgaben je Studierenden (Ausbildung), öffentliche PH, PH Tirol und Wien, 
2008 bis 2012

Kalenderjahr 2008 2009 2010 2011 2012 Veränderung 
2008 bis 2012

in EUR in %

öffentliche PH 23.122 18.640 17.759 13.808 14.360 – 37,89

davon

PH Tirol 23.402 22.248 22.541 17.010 16.502 – 29,49

PH Wien 21.478 15.528 14.661 9.645 10.436 – 51,41

Quelle: BMBF
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Die durchschnittlichen Ausgaben je Studierenden an den öffentlichen 
PH betrugen im Jahr 2008 noch rd. 23.100 EUR und verringerten sich 
bis zum Jahr 2012 um mehr als ein Drittel auf rd. 14.400 EUR. Im 
Jahr 2012 waren die durchschnittlichen Ausgaben je Studierenden an 
der PH Tirol um rd. 2.100 EUR höher, an der PH Wien hingegen um 
rd. 4.000 EUR niedriger als im Österreichschnitt. Die Ursachen für die 
Kostenunterschiede waren nicht bekannt.

(3) Gemäß § 3 HG 2005 kam den öffentlichen PH insofern Rechtsper-
sönlichkeit zu, als sie berechtigt waren, im eigenen Namen und für 
eigene Rechnung rechtsgeschäftlich an der Erfüllung der Aufgaben ins-
besondere im Bereich der über den öffentlich–rechtlichen Bildungsauf-
trag hinausgehenden Lehr– und Forschungstätigkeit sowie der Erwach-
senenbildung mitzuwirken. Das vom BMBF herausgegebene Handbuch 
„Pädagogische Hochschulen – Teilrechtsfähigkeit“ hielt fest, dass für 
Verbindlichkeiten, die im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit59 entstan-
den, den Bund keine Haftung traf. Es fehlten jedoch Ausführungen 
zur Konkretisierung der Haftungsfrage.

Die PH Tirol und Wien wickelten im Rahmen der Teilrechtsfähigkeit 
verschiedene Projekte und v.a. Lehrgänge ab. Die erwirtschafteten Ein-
nahmen und getätigten Ausgaben stellt folgende Tabelle dar:

59  gesetzlich zuerkannter Rechtsstatus für bestimmte Bundeseinrichtungen

Tabelle 21:  Einnahmen und Ausgaben Teilrechtsfähigkeit, öffentliche PH, PH Tirol und 
Wien, 2008 bis 2012 

 
20081 2009 2010 2011 2012 2008 bis 2012 

kumuliert

in 1.000 EUR

öffentliche PH

Einnahmen 238,69 639,72 607,06 778,09 690,09 2.953,65

Ausgaben 124,84 493,18 566,33 745,79 651,64 2.581,78

Ergebnis 113,85 146,54 40,73 32,30 38,45 371,87

davon

PH Tirol

Einnahmen 7,00 23,15 24,28 25,93 57,25 137,61

Ausgaben 6,93 6,49 6,18 1,13 21,60 42,33

Ergebnis 0,07 16,66 18,10 24,80 35,65 95,28

PH Wien 

Einnahmen 18,25 78,98 86,06 70,10 6,93 260,32

Ausgaben 11,74 54,26 87,84 48,80 51,18 253,82

Ergebnis 6,51 24,72 –1,78 21,30 –44,25 6,50
1 umfasst die Gebarung vom 1. Oktober 2007 bis 31. Dezember 2008
Quelle: BMBF
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Die Einnahmen der PH Tirol stammten zu einem großen Teil aus Spon-
sorgeldern (z.B. Banken, Versicherungen) und Fördergeldern des Tiro-
ler Wissenschaftsfonds. Die Ausgaben umfassten u.a. Werkverträge, 
Mieten und Material.

Die PH Wien erzielte den Großteil der Einnahmen aus einem Master-
studienlehrgang („Europäisches Bildungsmanagement/European 
Management in Education”), der mit Ende der ersten Rektoratsperi-
ode (September 2012) auslief. Die Ausgaben standen überwiegend im 
Zusammenhang mit dem Masterstudienlehrgang. Der RH wies auf die 
negativen Ergebnisse der PH Wien aus den Tätigkeiten im Rahmen 
der Teilrechtsfähigkeit in den Jahren 2010 und 2012 hin. Insgesamt 
fand ein Ergebnisausgleich in der ersten Funktionsperiode des Rekto-
rats statt (rd. 6.500 EUR).

 49.2 (1) Der RH hielt fest, dass die Ausgaben der öffentlichen PH im Zeit-
raum 2008 bis 2012 um rund ein Drittel von rd. 101,57 Mio. EUR auf 
rd. 135,62 Mio. EUR angestiegen waren (siehe Tabelle 19). Nach Ansicht 
des RH waren dafür v.a. die gestiegenen Studierendenzahlen in Aus–, 
Fort– und Weiterbildung verantwortlich (siehe TZ 22 und 32). 

Der RH wies darauf hin, dass an der PH Tirol sowohl die Steigerung der 
Ausgaben insgesamt als auch die Ausgaben je Studierenden beträcht-
lich über dem Österreichschnitt lagen. Er empfahl der PH Tirol, die 
Ausgaben zu analysieren und Einsparungsmaßnahmen zu setzen.

Der RH anerkannte, dass an der PH Wien die Ausgaben je Studieren-
den weit unter dem Österreichschnitt lagen. 

(2) Nach Ansicht des RH deutete die Entwicklung der Ausgaben je 
Studierenden (Ausbildung) darauf hin, dass die Ausbildung an grö-
ßeren Institutionen (PH Wien) kostengünstiger war als an kleineren 
(PH Tirol). Dies sprach für Konzentrationen bei den Ausbildungsinsti-
tutionen. Der RH wiederholte gegenüber dem BMBF seine Empfehlung, 
Überlegungen zu weiteren Konzentrationen im Rahmen der Umset-
zung der Pädagog/innenbildung NEU zu berücksichtigen (siehe TZ 2).

(3) Der RH stellte fest, dass die Tätigkeiten im Rahmen der Teilrechts-
fähigkeit an den öffentlichen PH nicht sehr ausgeprägt waren. Nach 
Ansicht des RH waren die ungeklärten Haftungsbedingungen dafür 
großteils verantwortlich. Dem BMBF empfahl der RH, die rechtlichen 
Grundlagen hinsichtlich der Teilrechtsfähigkeit umfassend zu klären, 
um die PH bestmöglich zu unterstützen (siehe TZ 38).
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 49.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF werde im Rahmen der Gespräche 
zu den Ziel– und Leistungsplänen/Ressourcenplänen mit den PH über-
prüft, ob alle in der jeweiligen Verbundregion vorhandenen Synergieef-
fekte in der Umsetzung der Pädagog/innenbildung NEU auch tatsäch-
lich genutzt werden.

Im Rahmen der Rektorenkonferenzen habe es mehrmals Schulungen zur 
Teilrechtsfähigkeit gegeben, wobei auf die „Nichthaftung des Bundes 
für die Verbindlichkeiten der PH“ in der Teilrechtsfähigkeit hingewie-
sen worden sei. Die Empfehlung des RH werde zum Anlass genom-
men, das Handbuch zur Teilrechtsfähigkeit entsprechend zu ergänzen.

(2) Die über dem österreichweiten Durchschnitt liegende Erhöhung 
der finanziellen Ausgaben (40,2 %) ließe sich laut Stellungnahme der 
PH Tirol durch einen enormen Anstieg der Studierendenzahlen erklären. 
Die Empfehlung des RH, die Studierendenausgaben zu analysieren, 
werde aufgegriffen und bei Vorliegen eines Ergebnisses würden wirk-
same Einsparungsmaßnahmen gesetzt werden. Außerdem würden die 
Sachausgaben der PH Tirol seit Oktober 2013 ausgewertet und ana-
lysiert werden. Konkrete Einsparungsmaßnahmen seien bereits einge-
leitet worden (z.B. Fremdreinigung, Druck– und Kopierkosten, Ener-
giekosten).

 49.4 Nach Ansicht des RH belegten die wirtschaftlichen Daten der PH Tirol, 
dass es unbedingt erforderlich war, eine weitere Konzentration der PH–
Standorte zu prüfen (siehe auch TZ 2). Gerade die Pädagog/innenbil-
dung NEU könnte der Ausgangspunkt für Strukturbereinigungen sein. 
Der RH verwies daher  gegenüber dem BMBF mit Nachdruck auf seine 
Empfehlung, die Effektivität der derzeitigen Standorte zu prüfen und 
eine weitere Konzentration anzustreben.

 50.1 (1) Die PH Tirol verfügte auf mehrere Standorte verteilt über 19 Semi-
nar– bzw. Gruppenräume. Im März 2012 mietete sie neben weiteren 
Büro– sechs Seminarräume sowie einen Gruppenraum im Ausmaß von 
insgesamt 616 m2 zu rd. 91.000 EUR jährlich an.

Die vorhandenen Seminarräume hatten eine Auslastung von etwa 
einem Drittel bis knapp 50 %. Die ab 2012 angemieteten Seminar-
räume wiesen eine noch geringere Auslastung auf.

Die PH Tirol verfügte außerdem über ein von den Vornutzern des 
Hauptgebäudes übernommenes Schwimmbad, welches sie für Ausbil-
dungszwecke nutzte und im Rahmen der Schulraumüberlassung an 
Schulen, Kindergärten, Vereine etc. vermietete, laut PH Tirol bei Miet-

Angemietete  
Räumlichkeiten
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einnahmen von 350 EUR (2012). Für die Reinigung und Instandhaltung 
(ohne Berücksichtigung der Heiz–, Strom– und Wasserkosten) fielen 
jährliche Ausgaben in Höhe von rd. 29.000 EUR (2012) an. Nach den 
Angaben der PH Tirol lag die Auslastung des Schwimmbads im Stu-
dienjahr 2012/2013 bei knapp über 40 %. 

An der PH Tirol war seit Jahren ein Um– bzw. Neubau geplant.

(2) Die PH Wien mietete im November 2009 in einem Nachbargebäude 
Räumlichkeiten im Ausmaß von rd. 576 m2 sowie im August 2010 
zusätzliche Räumlichkeiten im Ausmaß von rd. 828 m2 an. Die 
PH Wien wendete für die Miete der zusätzlichen Räumlichkeiten jähr-
lich rd. 194.000 EUR auf. 

Wie die bestehenden Räumlichkeiten ausgelastet waren und ob die 
Anmietung zusätzlicher Objekte notwendig war, konnte die PH Wien 
nicht darlegen. An der PH Wien war ebenfalls ein Um– bzw. Neubau 
geplant.

 50.2 (1) Der RH kritisierte, dass die PH Tirol trotz der geringen Auslastung 
der bestehenden Seminar– und Gruppenräume zusätzliche Räum-
lichkeiten angemietet hatte. Er empfahl der PH Tirol, anlässlich des 
geplanten Um– bzw. Neubaus die aktuelle Raumauslastung zu analy-
sieren. Darauf aufbauend wäre ein Raum– und Funktionsprogramm 
zu erstellen, um eine optimale Raumnutzung zu gewährleisten. Wei-
ters empfahl er der PH Tirol, die Notwendigkeit der Weiterführung des 
Schwimmbads — insbesondere im Rahmen des Um– bzw. Neubaus — 
zu hinterfragen.

(2) Der RH bemängelte, dass die PH Wien zusätzliche Räumlichkeiten 
angemietet hatte, ohne die Auslastung in den bestehenden Räumlich-
keiten überprüft zu haben. Auch der PH Wien empfahl der RH daher, 
anlässlich des geplanten Um– bzw. Neubaus die aktuelle Raumauslas-
tung zu analysieren und darauf aufbauend ein Raum– und Funktions-
programm zu erstellen, um eine optimale Raumnutzung zu gewähr-
leisten.

 50.3 (1) Laut Stellungnahme der PH Tirol sei die Auslastung der Semi-
nar– und Gruppenräume faktisch zu gering. Die Anmietung dieser 
Räumlichkeiten könne nur vor dem Hintergrund geplanter Baumaß-
nahmen im Hauptgebäude erklärt werden.

(2) Die PH Wien teilte mit, dass im Rahmen der Implementierung des 
neuen Organisationsplans die Raumauslastung analysiert und opti-
miert werde.
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 50.4 Der RH erwiderte der PH Tirol, dass gerade wegen der geplanten 
Baumaßnahmen eine Analyse der aktuellen Raumauslastung und 
darauf aufbauend ein Raum– und Funktionsprogramm (einschließ-
lich Klärung betreffend Weiternutzung des Schwimmbades) zweck-
mäßig wäre, und bekräftigte seine Empfehlung.

 51.1 (1) Das HG 2005 sah die Führung einer Kosten– und Leistungsrech-
nung an den PH vor. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war diese 
weder an der PH Tirol noch an der PH Wien eingeführt.

(2) Das BMBF führte 2005 in der Zentralstelle eine Kosten– und Leis-
tungsrechnung ein. Sie umfasste eine Kostenarten–, Kostenstellen– 
und Kostenträgerrechnung und wurde v.a. für die Planung, die Bud-
getallokation und das Budgetcontrolling verwendet. Für den Bereich 
der PH wurde im BMBF eine Kostenarten– und Kostenstellenrechnung 
für die Personalkosten installiert. Seit Anfang 2013 waren auch die 
Sachkosten umfasst.

 51.2 Der RH kritisierte, dass weder die PH Tirol noch die PH Wien eine 
Kosten– und Leistungsrechnung eingeführt hatten. Er empfahl dem 
BMBF, eine einheitliche Kosten– und Leistungsrechnung für die PH 
einzuführen. Dadurch könnten Benchmarks gesetzt und eine wirkungs-
orientierte Steuerung der PH unterstützt werden.

 51.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei entsprechend den Bestimmungen 
des HG 2005 unter der Verantwortung und Leitung des Rektorats eine 
Kosten– und Leistungsrechnung einzurichten. Das BMBF habe in der 
Hochschul–Planungs– und Steuerungsverordnung die entsprechenden 
Rahmenbedingungen festgelegt. Die vom BMBF installierte Kosten-
arten– und Kostenstellenrechnung sei als Mindestvorgabe zu verste-
hen, entlang welcher die PH die ihnen gesetzlich übertragene Aufgabe 
zu erfüllen hätten. Überdies sei eine vom BMBF zentral und einheit-
lich aufgesetzte Kosten– und Leistungsrechnung insbesondere aufgrund 
der von den PH zu setzenden Schwerpunkte kaum zweckmäßig.

(2) Die PH Tirol teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass sie auf den 
selbständigen Aufbau einer Kosten– und Leistungsrechnung verzich-
tet habe, um Ineffizienzen zu vermeiden. Sie begrüße den Vorschlag 
des RH, eine für alle PH einheitliche Kosten– und Leistungsrechnung 
zu installieren. 

 51.4 (1) Wenn auch das HG 2005 die PH verpflichtete, eine Kosten– und Leis-
tungsrechnung einzurichten, mahnte der RH die federführende Initia-
tive des BMBF in Wahrnehmung seiner Aufsichts– und Kontrollfunk-

Kosten– und  
Leistungsrechnung
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tion ein. Ein einheitliches System brächte neben den Kostenvorteilen 
bei der Implementierung auch den Vorteil vergleichbarer Informatio-
nen. Der RH teilte nicht die Auffassung des BMBF über die Unzweckmä-
ßigkeit einer einheitlich aufgesetzten Kosten– und Leistungsrechnung, 
weil seiner Ansicht nach die Leistungen der PH und deren Kernpro-
zesse vergleichbar waren. Er verblieb bei seiner Empfehlung gegen-
über dem BMBF, eine einheitliche Kosten– und Leistungsrechnung für 
die PH einzuführen.

(2) Im Sinne der gesetzlichen Verpflichtung der PH Tirol zur Imple-
mentierung einer Kosten– und Leistungsrechnung wäre seitens der 
PH Tirol ein einheitliches Vorgehen für alle PH vom BMBF aktiv ein-
zuforden, um ehestmöglich geeignete Informationen zur wirkungsori-
entierten Steuerung der PH zur Verfügung zu haben.

Rechnungswesen

 52.1 (1) Die Buchhaltungsagentur des Bundes (BHAG) stellte an der PH Tirol 
anlässlich einer Nachprüfung im Jahr 2012 eine Vielzahl an Mängeln 
fest. Betroffen waren v.a. die Kassensicherheit, die durchlaufende Geba-
rung und die Einhaltung des Haushaltsrechts. Auch bei der Beschaf-
fung von Waren und Dienstleistungen gab es Beanstandungen. Die 
Mängel hatte die BHAG großteils auch schon in den Jahren 2009 und 
2011 festgestellt. Sie merkte im Jahr 2012 an, dass diesen Beanstan-
dungen kaum Rechnung getragen worden war. Erst Ende 2012 rea-
gierte die PH Tirol durch personelle Umbesetzungen und eine Neure-
gelung der Kassengebarung.

Ein umfassendes Internes Kontrollsystem (IKS) fehlte an der PH Tirol; 
im Rahmen des Qualitätsmanagements gab es ein Prozesshandbuch mit 
Sollprozessen für das Rechnungswesen und die Abteilung Wirtschaft.

Laut den Sollprozessen für Bestellvorgänge war für den gesamten Pro-
zess grundsätzlich der Leiter der Abteilung Wirtschaft bzw. de facto 
für die Genehmigung der Verwaltungsdirektor — unabhängig von der 
Höhe des Bestellbetrags — zuständig. Die Mitbefassung des Rektorats 
war nicht vorgesehen.

Die Dienststellen des Bundes hatten grundsätzlich die benötigten Waren 
und Dienstleistungen über die Bundesbeschaffung GmbH zu bezie-
hen.60 Die diesbezüglichen Sollprozesse der PH Tirol sahen dies nicht 
vor.
60 Bundesgesetz über die Errichtung einer Bundesbeschaffung Gesellschaft mit beschränk-

ter Haftung (BGBl. I Nr. 39/2001 i.d.g.F.) sowie die dazu ergangenen Verordnungen

Internes  
Kontrollsystem 
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Bei der Inventur 2012 stellte die PH Tirol fest, dass zahlreiche elektro-
nische Geräte (z.B. Laptops, PC, Mobiltelefone) unauffindbar waren. 
Per 1. Juli 2013 waren davon rd. 2.000 EUR endgültig als Schwund 
abzuschreiben; weitere Geräte im Wert von rd. 20.700 EUR waren 
nicht auffindbar.

(2) Eine Prüfung der BHAG von April bis Juni 2012 an der PH Wien 
zeigte einige geringfügige Mängel auf, welche bis zur Nachprüfung 
im Oktober 2012 behoben worden waren.

An der PH Wien bedurfte jede Bestellung von Waren und Dienstleis-
tungen grundsätzlich der Genehmigung durch das Rektorat. 

 52.2 (1) Der RH kritisierte, dass die PH Tirol die von der BHAG aufge-
zeigten Mängel im Rechnungs– und Beschaffungswesen nicht vollstän-
dig beseitigt hatte und wies nachdrücklich auf das mit den aufgezeigten 
Mängeln verbundene Risiko hinsichtlich der Gebarungssicherheit 
hin. Weiters beanstandete er, dass das Prozesshandbuch nur einzelne 
Bereiche regelte und die bestehenden Sollprozesse nicht alle gesetz-
lichen Vorschriften und das Vier–Augen–Prinzip abbildeten. Schließ-
lich wies der RH kritisch auf die Mängel in der Inventarverwaltung 
hin. 

Er empfahl der PH Tirol, ein umfassendes IKS sicherzustellen. Es wären 
Sollprozesse für alle wesentlichen Prozesse zu erstellen bzw. beste-
hende zu überarbeiten. Darüber hinaus sollten in den Sollprozessen 
über das Bestellwesen Betragsgrenzen eingeführt werden, ab denen die 
Mitbefassung des Rektorats zwingend vorgesehen ist. Der Verbleib der 
Inventargegenstände wäre umgehend zu klären.

(2) Der RH stellte fest, dass an der PH Wien ein IKS zur Anwendung 
kam. Im Sinne einer effizienten Verwaltungsführung empfahl der RH 
der PH Wien, Bestellungen unter einer bestimmten Betragsgrenze von 
der Verwaltungsdirektion ohne Mitbefassung des Rektorats durchfüh-
ren zu lassen.

 52.3 Laut Stellungnahme der PH Tirol gebe es erste strukturelle und personelle 
Veränderungen; die gesamte Budgetverantwortung (Sachmittel, Ausbil-
dung, Fort– und Weiterbildung) sei nunmehr in einer eigenen Abteilung 
definiert. Entsprechend einer Weisung des BMBF vom März 2014 seien 
alle wirtschaftlichen Aufträge ab einem Vertragswert von 400 EUR dem 
BMBF vorzulegen. Seit 25. März 2014 — nach Projektübernahme des 
Geschäftsführers — würden alle Rechtsgeschäfte nur mehr nach Vorbe-
fassung des Rektorats und Beschluss des Geschäftsführers umgesetzt. 
Das Vier–Augen–Prinzip werde somit eingehalten. Die Einhaltung der 
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gesetzlichen Bestimmungen werde sichergestellt. Die Darstellung der 
Kernprozesse solle bis Ende des Studienjahres 2013/2014 erfolgen. 

Die Inventursystematik werde einer generellen Neustrukturierung 
zugeführt. Der Wert von 20.700 EUR an nicht auffindbaren Geräten 
könne jedoch nicht bestätigt werden.

 52.4 Der RH entgegnete der PH Tirol, dass die (Kern–)Prozesse der PH Tirol 
— unabhängig von der Wahrnehmung der Aufsichtsfunktion des 
BMBF — derart zu gestalten wären, dass sie den Anforderungen eines 
ordnungsgemäßen IKS entsprechen.

Im Zuge der Gebarungsüberprüfung an Ort und Stelle hatte der RH 
anhand der Inventurlisten für das Jahr 2012 festgestellt, dass zahlreiche 
elektronische Geräte (z.B. Laptops, PC, Mobiltelefone) der PH Tirol 
unauffindbar waren. Zur Verifizierung dieses Sachverhalts bzw. um 
zwischenzeitliche Entwicklungen zu berücksichtigen (z.B. Rückgabe 
der Geräte durch Mitarbeiter) ersuchte der RH die PH Tirol um eine 
aktuelle Inventurliste (Stand 1. Juli 2013). Diese Liste der PH Tirol 
ergab, dass elektronische Geräte im Wert von 20.700 EUR nicht auf-
findbar waren. Die Stellungnahme der PH Tirol, derzufolge der Wert 
von 20.700 EUR an nicht auffindbaren Geräten nicht bestätigt werden 
könne, war daher für den RH nicht nachvollziehbar. 

Berechtigungen

 53.1 (1)  Die gesamte Lehrveranstaltungsverwaltung der PH lief über das 
IT–System PH–Online, womit Geldflüsse im beträchtlichen Ausmaß 
ausgelöst wurden. Dafür waren die Festlegung von Prozessabläu-
fen (Workflows) und die Definition von Rollen bzw. die Vergabe von 
Berechtigungen erforderlich.

(2) An der PH Tirol stellte das BMBF 2010 Mängel bei den Prozessabläu-
fen in PH–Online fest (z.B. entsprach der Workflow nicht den tatsäch-
lichen Verantwortlichkeiten oder war das Vier–Augen–Prinzip nicht 
gewahrt). Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung war der Workflow nur 
für das Institut für Fort– und Weiterbildung dokumentiert. Nicht nur 
der Institutsleiter, sondern auch weitere Mitarbeiter verfügten hier über 
Berechtigungen für die Beauftragung bzw. die Betrauung mit der Lehre. 

(3) An der PH Wien gab es bis zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
keine Dokumentation über das Berechtigungsmodell in PH–Online; 
erst auf Anfrage des RH erstellte die PH Wien eine Kurzbeschreibung 
des Berechtigungsmodells für die Lehrveranstaltungsverwaltung. Die-
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ses trug dem Vier–Augen–Prinzip Rechnung und spiegelte die tatsäch-
lichen Verantwortlichkeiten wider.

 53.2 Der RH stellte kritisch fest, dass bei den PH Tirol und Wien wichtige 
Prozessabläufe in der Lehrveranstaltungsverwaltung nicht genormt 
bzw. dokumentiert waren. Er wies kritisch auf das damit zusammen-
hängende Risiko in Bezug auf die Gebarungssicherheit hin.

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, sämtliche Prozessabläufe in 
PH–Online derart einzurichten und zu dokumentieren, dass sie fol-
genden Anforderungen entsprachen:

–  die Mitarbeiter dürfen nur über jene Berechtigungen verfügen, die 
sie für die Arbeitsführung benötigen,

–  die Berechtigungsstruktur muss das Vier–Augen–Prinzip sicherstel-
len und 

–  die Rollen in PH–Online müssen die tatsächlichen Verantwortlich-
keiten widerspiegeln.

Weiters empfahl der RH dem BMBF, die Umsetzung und Einhaltung 
der Anforderungskriterien für PH–Online im Bereich der Lehrveran-
staltungsverwaltung sicherzustellen.

 53.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF unterstütze die neue Honorarab-
rechnung die genannten Anforderungen. Zur weiteren Sicherstellung 
der Gebarung werde an der Entwicklung von neuen Programmfeatures 
in PH–Online gearbeitet, die ein noch besseres Monitoring und Con-
trolling durch die PH und das BMBF ermöglichen sollen. Die korrekte 
Rechtevergabe sei jedoch ein ganz wesentlicher Verantwortungsbereich 
der Rektorate.

(2) Die PH Tirol teilte mit, dass die Empfehlungen des RH zu den 
Prozessabläufen in PH–Online im Laufe des Sommersemesters 2014 
umgesetzt würden.

(3) Laut Stellungnahme der PH Wien setze sie wichtige Prozessabläufe 
(vor allem in der Lehrveranstaltungsverwaltung) mit der Implementie-
rung des neuen Organisationsplans neu auf.

 53.4 Der RH teilte die Ansicht des BMBF, dass die korrekte Rechtevergabe 
in den Verantwortungsbereich der Rektorate fällt. Zur Schaffung eines 
entsprechenden Bewusstseins wären daher die Rektorate im Rahmen 
von Dienstbesprechungen bzw. Rektorenkonferenzen oder auch Dienst-
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anweisungen über die Thematik und deren Gebarungsrelevanz bzw. 
die damit zusammenhängenden Risiken zu informieren.

Budgetcontrolling

 54.1 (1) An der PH Tirol wurde in der Budgetsitzung vom Juni 2013 
darauf hingewiesen, dass im Jahr 2012 Sachausgaben von mehr als 
200.000 EUR aufgrund einer Budgetüberschreitung nicht mehr hatten 
bezahlt werden können und diese das PH–Budget des Finanzjahres 2013 
belasteten. Die Monatsvoranschläge von Jänner bis Mai 2013 beliefen 
sich auf rd. 815.000 EUR; demgegenüber waren bereits Zahlungen in 
Höhe von 1,08 Mio. EUR getätigt worden.

(2) Die PH Wien hielt in der Regel die Monatsvoranschläge ein. Im 
Jahr 2012 schöpfte sie rd. 330.000 EUR ihres Budgets nicht aus.

 54.2 (1) Der RH beanstandete die mangelnde Budgetdisziplin der PH Tirol. 
Er empfahl der PH Tirol, ein laufendes Budgetcontrolling durchzu-
führen, um die Einhaltung des zur Verfügung stehenden Budgets zu 
gewährleisten. Zudem wären Einsparungsmaßnahmen zu ergreifen, 
um das Budget des Jahres 2013 einzuhalten.

(2) Der RH anerkannte die Budgetdisziplin der PH Wien für das 
Jahr 2012.

 54.3 Laut Stellungnahme der PH Tirol werde für das Kalenderjahr 2014 ein 
detaillierter Budgetplan erstellt und das laufende Budgetcontrolling 
auf Basis dieses Plans umgesetzt werden. Das Controlling des Hono-
rarbudgets und die Planstellenbewirtschaftung würden angepasst und 
verstärkt werden. 

 55.1 Das Lehrpersonal an den öffentlichen PH setzte sich zusammen aus

– dem Stammlehrpersonal (Bundeslehrer),

–  vorübergehend zur Dienstleistung zugewiesenem Lehrpersonal 
(dienstzugeteilte Bundes– und Landeslehrer),61

61 Dienstzuteilung ist eine vorübergehende Zuweisung an eine andere Dienststelle. Sie 
ist nur aus dienstlichen Gründen zulässig, ohne schriftliche Zustimmung des Lehrers 
darf sie höchstens 90 Tage je Jahr dauern.

Allgemeines

Personal 
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–  mitverwendetem Lehrpersonal (mitverwendete Bundes– und 
Landeslehrer)62 und 

– Lehrbeauftragten.

Zusätzlich zum Lehrpersonal verfügten die PH über sonstiges Verwal-
tungspersonal. 

 55.2 Der RH stellte eine komplexe Personalsituation beim Lehrpersonal der 
öffentlichen PH fest. Neben dem Stammlehrpersonal (Bundeslehrer) 
gab es dienstzugeteilte und mitverwendete Bundes– und Landeslehrer 
sowie Lehrbeauftragte. Die unterschiedlichen gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen für Bundes– und Landeslehrer sowie Lehrbeauftragte ver-
ursachten eine aufwändige Personaladministration und –verrechnung 
(siehe TZ 68).

 56.1 Das Lehrpersonal an den öffentlichen PH, den PH Tirol und Wien und 
die dafür aufgewendeten Personalausgaben entwickelten sich vom Stu-
dienjahr 2007/2008 zum Studienjahr 2011/2012 wie folgt:63

62 Mitverwendung liegt dann vor, wenn Unterrichtsstunden an einer anderen Schule als 
der Stammschule geleistet werden.

63 Die Unterschiede zu Tabelle 19 ergeben sich aufgrund abweichender Bezugszeiträume 
und unterschiedlicher Rechengrößen (Tabelle 22 enthält keine Personalausgaben für 
Verwaltungsbedienstete).

Lehrpersonal
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Österreichweit stieg das Lehrpersonal (ohne Lehrbeauftragte) an den 
öffentlichen PH im überprüften Zeitraum um rd. 21,4 % an. Während 
der Anstieg an der PH Tirol mit rd. 33,1 % über dem Österreichschnitt 
lag, war er an der PH Wien mit rd. 9,6 % darunter. Umgekehrt verhielt 
sich die Entwicklung bei den Lehrbeauftragten (in Semesterwochen-
stunden): Der Anstieg an der PH Wien (rd. 73,4 %) lag über und jener 
an der PH Tirol (rd. 32,3 %) unter dem Österreichschnitt von rd. 58,8 %.

Bei der Zusammensetzung des Lehrpersonals kam es zu Umschich-
tungen: Die Anzahl der VBÄ im Stammlehrpersonal nahm ab, die 
Anzahl der VBÄ des dienstzugeteilten und mitverwendeten Lehrper-

Tabelle 22:   Lehrpersonal öffentliche PH, PH Tirol und Wien, Studienjahre 2007/2008  
und 2011/2012

Studienjahr 2007/2008 2011/2012 Veränderung 2007/2008  
bis 2011/2012

in VBÄ in 1.000 EUR in VBÄ in 1.000 EUR VBÄ (Semester-
wochen stunden)  

in %

Ausgaben  
in %

öffentliche PH

Stammlehrpersonal 754,20 53.065,45 666,35 54.814,79 – 11,65 3,30

dienstzugeteiltes Lehrpersonal 129,35 7.266,09 351,28 24.653,15 171,57 239,29

mitverwendetes Lehrpersonal 214,35 12.834,44 314,85 18.847,35 46,89 46,85

Lehrbeauftragte (in 
Semesterwochenstunden) (6.922) 5.807,80 (10.993) 10.408,39 (58,81) 79,21

gesamt VBÄ/Ausgaben 1.097,90 78.973,78 1.332,48 108.723,68 21,37 37,67

davon

PH Tirol

Stammlehrpersonal 103,47 7.042,53 95,12 7.413,52 – 8,07 5,27

dienstzugeteiltes 
Lehrpersonal 10,27 542,00 41,92 2.869,76 308,18 429,48

mitverwendetes 
Lehrpersonal 16,22 976,81 35,94 2.127,96 121,57 117,85

Lehrbeauftragte (in 
Semesterwochenstunden) (793) 637,83 (1.049) 946,66 (32,28) 48,42

gesamt VBÄ/Ausgaben 129,96 9.199,17 172,98 13.357,90 33,10 45,21

PH Wien

Stammlehrpersonal 149,21 10.808,38 107,70 9.738,46 – 27,82 – 9,90

dienstzugeteiltes 
Lehrpersonal 20,21 1.106,30 72,20 4.560,45 257,25 312,23

mitverwendetes 
Lehrpersonal 58,73 3.512,61 70,07 4.179,59 19,31 18,99

Lehrbeauftragte (in 
Semesterwochenstunden) (1.704) 1.459,99 (2.955) 2.884,74 (73,42) 97,59

gesamt VBÄ/Ausgaben 228,15 16.887,28 249,97 21.363,24 9,56 26,50

Quelle: BMBF
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sonals stieg an. Insbesondere das dienstzugeteilte Lehrpersonal nahm 
im überprüften Zeitraum sehr stark zu (österreichweit rd. 171,6 %).

Die Personalausgaben für das Lehrpersonal nahmen im überprüften 
Zeitraum österreichweit um rd. 37,7 % zu. Der Anstieg an der PH Tirol 
lag mit rd. 45,2 % über und jener an der PH Wien mit rd. 26,5 % unter 
dem Österreichschnitt.

 56.2 Der RH stellte — trotz eines Rückgangs beim Stammlehrpersonal — ins-
gesamt einen Anstieg beim Lehrpersonal an den öffentlichen PH fest. 
Hauptgründe dafür waren der starke Anstieg bei dem dienstzugeteilten 
und mitverwendeten Lehrpersonal aufgrund der gestiegenen Studie-
rendenzahlen (siehe TZ 22 und 32). Zudem bewirkten Struktureffekte 
und Gehaltserhöhungen (hohes Durchschnittsalter des Lehrpersonals, 
siehe TZ 67) den Anstieg der Personalausgaben.

Der RH sah den sinkenden Anteil des Stammlehrpersonals (Bundes-
lehrer) an den öffentlichen PH kritisch. Außerdem wies er kritisch auf 
die beeinträchtigte Planstellenwahrheit und die mangelnde Transpa-
renz in der Personalbewirtschaftung aufgrund der dienstzugeteilten 
und mitverwendeten Landeslehrer hin.

Der RH empfahl dem BMBF, den mittelfristigen Bedarf an Stammlehr-
personal für die Aufgaben der öffentlichen PH zu ermitteln sowie die 
nötigen Planstellen und das Lehrpersonal über Versetzungen bereit-
zustellen.

 56.3 Laut Stellungnahme des BMBF werde es im Zuge der aktuellen 
Gespräche zu den Ziel– und Leistungsplänen/Ressourcenplänen die 
aktuelle Personalstruktur im Lehrpersonal analysieren und den Aus-
baubedarf bzw. den Bedarf im Bereich Personalentwicklung im Hin-
blick auf die Umstellung auf die neuen Lehramtsstudien diskutieren. 
Der Bedarf an hochqualifiziertem Stamm–Lehrpersonal sei durch ein 
an universitären Strukturen orientiertes Ausstattungsmodell ermittelt 
worden. Bei langfristigem Bedarf werde das BMBF jedenfalls Verset-
zungen anstreben, wobei die dienstrechtlichen Rahmenbedingungen, 
die Bedürfnisse der Betroffenen und die Vorgaben des Personalplans 
berücksichtigt würden.

 56.4 Der RH entgegnete dem BMBF, dass im Sinne der Planstellenwahrheit 
und unter Transparenzgesichtspunkten die nötigen Planstellen für den 
mittelfristigen Bedarf an Stammlehrpersonal bereitzustellen wären und 
das Lehrpersonal gegebenenfalls an die PH zu versetzen wäre.
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 57.1 Eine Dienstzuteilung war eine „vorübergehende“ Zuweisung an eine 
andere Dienststelle. Sie war nur aus dienstlichen Gründen zulässig; 
ohne schriftliche Zustimmung des Betroffenen durfte sie höchstens 
90 Tage in einem Kalenderjahr dauern.64 

Das dienstzugeteilte Lehrpersonal stellte im Studienjahr 2011/2012 rund 
ein Viertel des gesamten Lehrpersonals an öffentlichen PH dar. Dienst-
zuteilungen wurden in der Regel für ein Studienjahr bei der zustän-
digen Personalstelle beantragt. Es kam jedoch vor, dass mehrere ein-
jährige Dienstzuteilungen aufeinanderfolgten: An den öffentlichen PH 
dauerten im Studienjahr 2011/2012 rd. 29,8 % der Dienstzuteilungen 
länger als drei Jahre, an der PH Tirol waren es rd. 31,6 % und an der 
PH Wien rd. 18,7 %.

 57.2 Der RH stellte kritisch fest, dass an den öffentlichen PH sowie den 
PH Tirol und Wien ein beträchtlicher Anteil der Dienstzuteilungen 
nicht als vorübergehend einzustufen war. Er wies darauf hin, dass der 
Gesetzgeber diese Maßnahme nicht als mittel– bzw. langfristige Per-
sonalbereitstellung vorgesehen hatte. 

Der RH empfahl dem BMBF, bei einem nicht nur vorübergehenden 
Personalbedarf Versetzungen statt Dienstzuteilungen durchzuführen 
(siehe TZ 56).

 57.3 Laut Stellungnahme des BMBF entstehe die hohe Zahl an Dienstzu-
teilungen durch die fehlende Versetzungsmöglichkeit an PH. Da die 
Zahl der pragmatischen Dienstverhältnisse im Bereich der Landesleh-
rer sehr hoch sei, fehle die Bereitschaft auf den Umstieg in ein ver-
tragliches Bundesdienstverhältnis.

 57.4 Der RH wies gegenüber dem BMBF mit Nachdruck auf die beeinträch-
tigte Planstellenwahrheit und die mangelnde Transparenz in der Per-
sonalbewirtschaftung aufgrund des nicht nur vorübergehend dienst-
zugeteilten Lehrpersonals hin.

 58.1 Neben der Lehre war das Lehrpersonal an den öffentlichen PH auch 
mit einer Vielzahl an nicht lehrenden Tätigkeiten befasst. Darunter fie-
len bspw. Institutsleitungen, Forschung, EU–Projekte sowie Planungs– 
und Koordinationsaufgaben. 

64 § 39 BDG bzw. § 6a VBG

Dienstzugeteiltes 
Lehrpersonal

Nicht lehrende  
Tätigkeiten
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Nachfolgende Tabelle gibt Auskunft über die Art und das Ausmaß 
der nicht lehrenden Tätigkeiten in den Studienjahren 2010/2011 und 
2011/2012:

Die nicht lehrenden Tätigkeiten machten bei den öffentlichen PH ins-
gesamt rd. 35,3 % (Studienjahr 2011/2012) der für das Lehrpersonal 
(ohne Lehrbeauftragte) zur Verfügung gestellten Ressourcen aus. Die 
PH Tirol lag mit rd. 37,5 % über dem Durchschnittswert. Die PH Wien 
erreichte mit einem Anteil von rd. 41,9 % den höchsten Wert unter 
den öffentlichen PH.

Tabelle 23:  Nicht lehrende Tätigkeiten öffentliche PH, PH Tirol und Wien,  
Studienjahre 2010/2011 und 2011/2012

Studienjahr 2010/2011 2011/2012 Veränderung  
2010/2011 bis 

2011/2012

in %1

öffentliche PH

Planungs– und Koordinationsaufgaben 21,79 22,88 5,00

Forschung 1,57 1,39 – 11,46

EU–Projekte 0,50 0,40 – 20,00

Institutsleitungen 3,23 2,85 – 11,76

sonstige nicht lehrende Tätigkeiten2 8,93 7,77 – 12,99

gesamt nicht lehrende Tätigkeiten 36,02 35,29 – 2,03

davon

PH Tirol3

Planungs– und Koordinationsaufgaben 25,64 25,90 1,01

Forschung 2,13 1,21 – 43,19

Institutsleitungen 2,95 2,60 – 11,86

sonstige nicht lehrende Tätigkeiten2 10,28 7,75 – 24,61

gesamt nicht lehrende Tätigkeiten 41,00 37,46 – 8,63

PH Wien

Planungs– und Koordinationsaufgaben 25,70 24,97 – 2,84

Forschung 2,93 3,18 8,53

EU–Projekte 1,27 0,87 – 31,50

Institutsleitungen 2,62 2,50 – 4,58

sonstige nicht lehrende Tätigkeiten2 10,77 10,38 – 3,62

gesamt nicht lehrende Tätigkeiten 43,29 41,90 – 3,21
1  in % der vom BMBF für das Lehrpersonal zur Verfügung gestellten Ressourcen (in Werteinheiten)
2  Es handelt sich hiebei um eine Sammelposition, die verschiedene nicht lehrende Tätigkeiten (z.B. Schulentwicklungsberatung, 

Studienkommission, Qualitätsmanagement) enthält.
3  keine EU–Projekte an der PH Tirol

Quelle: BMBF
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Den größten Anteil an den nicht lehrenden Tätigkeiten nahmen die 
Planungs– und Koordinationsaufgaben65 ein. Diese machten rd. 22,9 % 
im Studienjahr 2011/2012 der Lehrpersonalressourcen (ohne Lehrbeauf-
tragte) der öffentlichen PH (PH Tirol rd. 25,9 %, PH Wien rd. 25,0 %) 
aus. 

Der Ressourcenverbrauch für die Forschung war mit einem Anteil von 
rd. 1,4 % (PH Tirol rd. 1,2 %, PH Wien rd. 3,2 %) gering (siehe TZ 27). 

 58.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass knapp über 35 % der vom BMBF 
für das Lehrpersonal (ohne Lehrbeauftragte) zur Verfügung gestell-
ten Ressourcen an den öffentlichen PH in nicht lehrende Tätigkeiten 
flossen. An der PH Wien lag der Anteil sogar über 40 %; ebenso ran-
gierte die PH Tirol über dem Durchschnitt. Der RH verwies auf den 
sehr geringen Anteil der für Forschung eingesetzten Ressourcen. In 
diesem Zusammenhang bekräftigte er seine Empfehlungen aus TZ 27, 
die Forschungsaktivitäten der öffentlichen PH zu erhöhen.

 59.1 Die PH Tirol und Wien setzten Lehrpersonal auch in Verwaltungsbe-
reichen ein.

An der PH Tirol traf dies bspw. auf die Servicestellen für Öffentlich-
keitsarbeit, Bildungskooperationen, Controlling und Qualitätssiche-
rung zu. Bei den eingesetzten Personen handelte es sich teilweise um 
Lehrer. Teilweise nahm die PH Tirol Personen mit facheinschlägigem 
Studium (z.B. Rechtswissenschaften, Betriebswirtschaftslehre) auf und 
stellte sie — mangels administrativer Planstellen — mittels Sonderver-
trag als „Lehrer“ an. Diese in der Verwaltung tätigen Personen hielten 
aufgrund ihrer Verträge auch Lehrveranstaltungen ab.

Auch an der PH Wien war Lehrpersonal in Verwaltungsbereichen tätig; 
dies betraf u.a. die Bereiche Koordination Rektorat und Öffentlichkeits-
arbeit. Dieses Lehrpersonal war entweder dienstzugeteilt oder wurde 
mitverwendet.

Beide PH begründeten den Einsatz von Lehrpersonal für Verwaltungs-
aufgaben mit fehlenden Planstellen für das Verwaltungspersonal. 

 59.2 Der RH kritisierte den Einsatz von Lehrpersonal für Verwaltungsauf-
gaben an den PH Tirol und Wien. Dadurch wurde dem Lehrbereich 

65 Die Planungs– und Koordinationsaufgaben betrafen u.a. die Planung und Organisa-
tion von Lehrveranstaltungen bzw. Lehrgängen, die Bedarfserhebung für Veranstal-
tungen, die Organisation von Lehrübungen und Schulpraktika, Curricula–Entwicklung, 
–Erstellung und –Implementierung sowie Studierendenbetreuung.
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Lehrpersonal entzogen und eine intransparente Personalsituation 
geschaffen. Außerdem verwies der RH darauf, dass der Einsatz von 
Verwaltungsbediensteten kostengünstiger wäre als jener von Lehrper-
sonal.66 

Der RH empfahl dem BMBF sowie den PH Tirol und Wien, die nicht leh-
renden Tätigkeiten zu analysieren und Maßnahmen zu setzen, um den 
Lehrbereich zu stärken. Weiters empfahl der RH der PH Tirol, keine 
Verwaltungsbediensteten aufzunehmen, die mit einem Sondervertrag 
als „Lehrer“ ausgestattet sind. 

 59.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF seien nicht lehrende Tätigkeiten 
seit Geltung des PH–Lehrerdienstrechts Neu ein fixer Bestandteil des 
Tätigkeitsspektrums des Stammpersonals. Darunter seien bspw. die 
Forschung, die Schulentwicklungsbegleitung oder die Konzepterstel-
lung für Fort– und Weiterbildungsmaßnahmen zu subsumieren. Vor 
dem Hintergrund des gesamthaften Verwendungsbilds der PH–Leh-
renden sehe es das BMBF nicht als seine Kernkompetenz, nicht leh-
rende Tätigkeiten einzelner Lehrender im Detail zu analysieren, son-
dern auf die Einhaltung von im Ziel– und Leistungsplan festgelegten 
Zielen und Ergebnissen der PH zu achten. 

Bei der Entwicklung des neuen Ressourcenplans sei es ein bewusstes 
Anliegen des BMBF gewesen, das Kontingent für Mitverwendungen von 
Bundes– und Landeslehrern in den übrigen Aufgaben zu deckeln und 
an klare inhaltliche Kriterien im Zusammenhang mit dem Ziel– und 
Leistungsplan zu knüpfen. Die Abdeckung des Bedarfs in der Lehre sei 
darüber hinaus durch ein an Studierendenzahlen orientiertes Mitver-
wendungs–Kontingent im neuen Ressourcenplan der PH sichergestellt.

(2) Die PH Tirol teilte mit, dass es Aufgaben — wie z.B. Organisation 
der Fort– und Weiterbildung, Schulentwicklung und berufsfeldbezo-
gene Forschung  — gebe, die den qualifizierten Einsatz von Lehrkräf-
ten erfordern würden. Für die ebenfalls angesprochenen Tätigkeiten 
im Bereich der „Verwaltung“ (die durchaus auch in den Bereich einer 
pädagogischen Entwicklungsarbeit gezählt werden könnten) müssten 
aus Sicht der PH Tirol entsprechende Verwaltungsplanstellen zur 
Verfügung gestellt werden, um das akademische Lehrpersonal dort 
abziehen zu können.

(3) Laut Stellungnahme der PH Wien könne das Angebot an Fort– und 
Weiterbildung ohne den Einsatz planender/koordinierender Mitarbei-

66 vgl. dazu folgende Berichte des RH: „Personalplanung im Bereich der Bundeslehrer“, 
Reihe Bund 2013/5, TZ 26 ff.; „Bundesschulzentrum Linz–Auhof“, Reihe Bund 2005/10, 
TZ 8 und „Verwaltungsreform 2011“, Reihe Positionen 2011/1, Vorschlag Nr. 349
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ter nicht aufrechterhalten werden. Der Einsatz von Lehrpersonal für 
Verwaltungsaufgaben liege nicht nur an fehlenden Planstellen für das 
Verwaltungspersonal, sondern es sei die fachliche Expertise des Lehr-
personals für die Entwicklung und Planung von Fort– und Weiterbil-
dungsveranstaltungen unabdingbar. Eine Analyse, welche Tätigkeiten 
auch von Verwaltungsbediensteten übernommen werden könnten, sei 
begrüßenswert. 

 59.4 (1) Der RH betonte gegenüber dem BMBF die Bedeutung einer trans-
parenten Steuerung der Personalressourcen. Nach Ansicht des RH hat 
das BMBF sowohl bei sich als auch bei den nachgeordneten Dienststel-
len dafür zu sorgen, dass es sämtliche steuerungsrelevante Informatio-
nen erhält. Die Tatsache, dass Aufgaben von den PH wahrgenommen 
werden, kann das BMBF nicht davon entbinden, die Letztverantwor-
tung zu übernehmen.

(2) Der RH entgegnete den PH Tirol und Wien, dass er keineswegs 
das Erfordernis in Abrede stellt, für bestimmte Aufgaben — wie bspw. 
die Forschung, die Schulentwicklungsbegleitung oder die Konzepter-
stellung für Fort– und Weiterbildungveranstaltungen — qualifiziertes 
Lehrpersonal einzusetzen. Im Rahmen seiner Gebarungsüberprüfung 
stellte der RH jedoch fest, dass Lehrpersonal an den PH Tirol und Wien 
für klassische Verwaltungsaufgaben eingesetzt wurde. Seiner Ansicht 
nach war dies eine Fehlverwendung von Personalressourcen. Außer-
dem war der Einsatz von Verwaltungsbediensteten kostengünstiger als 
jener von Lehrpersonal.

 60.1 (1) Das Verwaltungspersonal und die dafür aufgewendeten Personal-
ausgaben entwickelten sich an den öffentlichen PH, den PH Tirol und 
Wien vom Studienjahr 2007/2008 zum Studienjahr 2011/2012 wie 
folgt:

Verwaltungspersonal
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Im überprüften Zeitraum stieg das Verwaltungspersonal an den öffent-
lichen PH um rd. 10,6 % an (PH Tirol rd. 26,4 %, PH Wien rd. 2,3 %). 
Damit stiegen auch die diesbezüglichen Ausgaben um rd. 10 % öster-
reichweit an (PH Tirol rd. 24,9 %, PH Wien rd. 6,5 %). 

(2) Bei Gründung der PH wurden das Pädagogische Institut des Lan-
des Tirol bzw. das Pädagogische Institut der Stadt Wien in die PH Tirol 
bzw. die PH Wien überführt. Das Lehrpersonal der beiden Pädago-
gischen Institute wurde der PH Tirol bzw. der PH Wien zur dauernden 
Dienstleistung zugewiesen. 

Beim Verwaltungspersonal — Bedienstete des Landes Tirol bzw. der 
Stadt Wien — verhielt es sich anders: Die Verwaltungsbediensteten (13 
Bedienstete und eine Lehrlingsstelle) des Pädagogischen Instituts des 
Landes Tirol waren teilweise bis Juni 2009 der PH Tirol dienstzugeteilt. 
Die Kosten dafür übernahm das BMBF. Danach liefen die Dienstzutei-
lungen aus; allerdings erhielt die PH Tirol im Laufe des Jahres 2008 
vom BMBF sieben zusätzliche Verwaltungsplanstellen zugewiesen. Für 
die 30 Verwaltungsbediensteten des Pädagogischen Instituts der Stadt 
Wien, die nicht von der PH Wien übernommen wurden, gab es keine 
zusätzlichen Verwaltungsplanstellen.

 60.2 (1) Der RH stellte einen Anstieg des Verwaltungspersonals an den 
öffentlichen PH fest. Die Zunahme war v.a. auf die gestiegenen Leis-
tungen in der Aus–, Fort– und Weiterbildung zurückzuführen (siehe 
TZ 22 und 32). 

(2) Da das BMBF die in der Gründungsphase der PH weggefallenen Ver-
waltungsstellen des Pädagogischen Instituts des Landes Tirol teilweise 
wieder der PH Tirol zuwies, war ein überdurchschnittlicher Anstieg von 

Tabelle 24:  Verwaltungspersonal1 öffentliche PH, PH Tirol und Wien,  
Studienjahre 2007/2008 und 2011/2012

Studienjahr 2007/2008 2011/2012 Veränderung 
2007/2008 bis 

2011/2012

in VBÄ Ausgaben in 
1.000 EUR

in VBÄ Ausgaben in 
1.000 EUR

VBÄ  
in %

Ausgaben  
in %

öffentliche PH 332,73 11.232,07 368,14 12.357,33 10,64 10,02

davon

PH Tirol 31,18 990,16 39,40 1.237,06 26,36 24,94

PH Wien2 81,38 2.803,48 83,28 2.986,07 2,33 6,51
1 inklusive aus Sachausgaben finanziertes Personal und Rektorat
2 inklusive vier Verwaltungsbedienstete der Verbundzentrale des Verbundes für Bildung und Kultur (siehe TZ 63)

Quelle: PM SAP, BMBF
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rd. 26,4 % festzustellen. An der PH Wien war ein unterdurchschnitt-
licher Anstieg des Verwaltungspersonals zu verzeichnen. Bezogen auf 
den Personalstand des Studienjahres 2011/2012 verfügte die PH Tirol 
um rd. 5,1 % und die PH Wien um rund ein Drittel weniger Verwal-
tungspersonal als die jeweiligen Vorgängerinstitutionen. 

Der RH empfahl dem BMBF sowie den PH Tirol und Wien, die Ver-
waltungstätigkeiten und den Einsatz der Verwaltungsbediensteten zu 
analysieren, um den tatsächlichen Bedarf an Personal zu ermitteln.

 60.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei eine Unterarbeitsgruppe der 
Lenkungsgruppe eingerichtet worden, um den Bedarf an Verwaltungs-
personal im Hinblick auf die neuen Aufgaben der PH zu erheben. Im 
Zuge dessen würden auch die nicht lehrenden Tätigkeiten und der der-
zeitige Einsatz der Verwaltungsbediensteten analysiert werden.

(2) Die PH Tirol begrüßte in ihrer Stellungnahme eine Bedarfsanalyse 
der Aufgaben der Verwaltung an allen PH.

(3) Hinsichtlich der Steigerungsrate des Verwaltungspersonals von 
2,3 % teilte die PH Wien mit, dass sie bei Gründung der PH (1. Okto-
ber 2007) über 79 Planstellen und mit 1. Jänner 2013 über nur noch 
75,5 Planstellen verfügt habe. Außerdem habe die PH Wien vom Päda-
gogischen Institut der Stadt Wien keinen einzigen Verwaltungsbediens-
teten übernommen und seitens des Bundes sei auch kein Ersatz bereit-
gestellt worden. 

 60.4 Der RH wies die PH Wien darauf hin, dass in Tabelle 24 — wie dort 
angemerkt und entsprechend der Auswertung des BMBF — auch aus 
Sachausgaben finanziertes Verwaltungspersonal und das Rektorat (ins-
gesamt 7,18 VBÄ im Studienjahr 2011/2012) enthalten sind.

 61.1 (1) Die PH Tirol bemühte sich im Herbst 2012 um die Übernahme von 
Mitarbeitern aus dem Mobilitätsprogramm „Postler zum Bund“ in den 
Verwaltungsdienst der PH Tirol. Bis zum Ende der Gebarungsüber-
prüfung waren der PH Tirol keine Bediensteten aus diesem Programm 
zugeteilt worden. 

(2) In einer parlamentarischen Anfragebeantwortung zu Post– und 
Telekom–Mitarbeitern67 teilte das BMBF im Juli 2013 mit, dass diesbe-
zügliche Verhandlungen mit dem BKA und dem BMF geführt würden. 

67 XXIV. GP.–NR 14.452/AB 16. Juli 2013 zu 14.745/J

Verwaltungspersonal 
– „Postler zum Bund“
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Im Personalplan 2013 waren bis zu 1.000 Planstellen für die Verset-
zung von Beamten des Post– und Fernmeldewesens („Postler zum 
Bund“) an das BMI vorgesehen. Das BMBF verfügte über kein Kon-
tingent. Der Personalplan ließ jedoch Umschichtungen zwischen dem 
Kontingent des BMI und anderen Ressorts zu.

(3) Die Überstellung von Mitarbeitern des Post– und Fernmeldewesens 
wirkte sich innerhalb des oben angeführten Kontingents nicht auf den 
Personalplan aus. Es war jedoch insbesondere wegen höherer Gehäl-
ter mit Mehrkosten zu rechnen.

 61.2 Der RH empfahl dem BMBF, vorbehaltlich eines Bedarfs der öffentli-
chen PH die Verhandlungen mit dem BKA bzw. BMF zur Überstellung 
von Mitarbeitern aus dem Mobilitätsprogramm „Postler zum Bund“ 
zu intensivieren.

 61.3 Laut Stellungnahme des BMBF sei die Rahmenvereinbarung Personal-
transfer Österreichische Post AG/Telekom Austria AG an das BMBF 
am 10. Oktober 2013 unterzeichnet worden. Aus diesem Kontingent 
seien bisher vier Bedienstete der Post an PH dienstzugeteilt worden. 
Im März 2014 habe die zuständige Abteilung des BMBF zur weiteren 
Personalsuche für Verwaltungsbedienstete der PH Arbeitsplatzbeschrei-
bungen und Qualifikationsprofile an die Post/Telekom übermittelt.

Verein Tiroler Bildungsservice

 62.1 (1) An der PH Tirol waren mitverwendete Landeslehrer teilweise auch 
beim Verein Tiroler Bildungsservice beschäftigt. Dieser Verein war zur 
umfassenden Förderung des Einsatzes der Neuen Medien im Bildungs-
wesen eingerichtet. 

Der Rektor der PH Tirol gehörte dem Vereinsvorstand an. Laut Ver-
einsstatuten waren vom Vorstand finanzielle, räumliche und tech-
nische Ressourcen zur Verfügung zu stellen. Das Tiroler Bildungs-
service gliederte sich in einen pädagogischen (z.B. Entwicklung und 
Betreuung von Projekten) und einen technischen Bereich (z.B. Regio-
nalbetreuung Schulen). 

(2) Bereits das Pädagogische Institut des Landes Tirol hatte dem Tiro-
ler Bildungsservice Ressourcen zur Verfügung gestellt. Die PH Tirol 
übernahm diese Praxis. Eine schriftliche Vereinbarung hiezu konnte 
dem RH nicht vorgelegt werden. Im Studienjahr 2012/2013 stellte die 
PH Tirol dem Tiroler Bildungsservice zehn mitverwendete Landeslehrer 

Sonstiges
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im Ausmaß von rd. 5 VBÄ (rd. 329.000 EUR) zur Verfügung.68 Diese 
Lehrer waren überwiegend in der Regionalbetreuung tätig.

 62.2 Der RH kritisierte den Einsatz von Personal der PH Tirol beim Tiro-
ler Bildungsservice, weil darin kein unmittelbarer Mehrwert für die 
PH Tirol lag und eine vertragliche Grundlage fehlte.

Der RH empfahl dem BMBF und der PH Tirol, von einem Einsatz der 
mitverwendeten Landeslehrer beim Tiroler Bildungsservice abzusehen. 

 62.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei in einem Gespräch am 5. März 
2014 mit dem Rektorat und dem Hochschulvorsitzenden der PH Tirol 
die Empfehlung aufgegriffen und die PH Tirol beauftragt worden, ein 
Ausstiegskonzept vorzulegen.

(2) Laut Stellungnahme der PH Tirol sei die Zuweisung von mit-
verwendeten Lehrkräften an den Verein Tiroler Bildungsservice eine 
Fortführung der Konstruktion von vor der Zeit der PH Tirol. Diese 
Konstruktion sei auf ausdrücklichen Wunsch bzw. auf Anordnung des 
damaligen Hochschulratsvorsitzenden, amtsführenden Präsidenten des 
Landesschulrats für Tirol und Landesrats beibehalten worden. Als Mit-
glied des Vereins habe auch die PH Tirol Leistungen erhalten, die jedoch 
nicht direkt gegenüber dem Personaleinsatz quantifizierbar seien. Auf 
Anordnung des BMBF ziehe die PH Tirol diese Leistung aus dem Ver-
ein zurück. Für die Zukunft werde an einer anderen Konstruktion, vor 
allem unter Einbindung des Landes Tirol, gearbeitet. 

 62.4 Entgegen der Stellungnahme der PH Tirol konnte der RH keinen unmit-
telbaren Mehrwert für die PH Tirol feststellen. Auch konnte die PH Tirol 
einen solchen dem RH nicht darlegen. Der RH bekräftigte deshalb seine 
Empfehlung, von einem Einsatz der mitverwendeten Landeslehrer beim 
Tiroler Bildungsservice abzusehen.

Verbundzentrale des Verbunds für Bildung und Kultur

 63.1 (1) Bei der PH Wien war die Verbundzentrale des Verbunds für Bildung 
und Kultur angesiedelt. Die Verbundzentrale erbrachte für die zusam-
mengeschlossenen Bibliotheken der PH und der Landesschulräte für 
Niederösterreich und Kärnten sowie des Bundesinstituts für Erwach-
senenbildung St. Wolfgang (insgesamt zwölf Bibliotheken) verwal-

68 Daneben stellte der Landesschulrat für Tirol für Bundeslehrer, die im Tiroler Bildungs-
service beschäftigt waren, im Schuljahr 2012/2013 rd. 1,5 VBÄ (rd. 93.000 EUR) zur 
Verfügung.
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tende und organisierende Dienstleistungen. Ihre Aufgaben entspra-
chen jenen der Systembibliothekare der Universitätsbibliotheken. 

(2) In der Verbundzentrale waren vier Bedienstete beschäftigt, die unter 
dem Verwaltungspersonal der PH Wien aufschienen. Die Dienstaufsicht 
übte die PH Wien, die Fachaufsicht die Abteilung I/7 des BMBF aus. 
Nach Angaben des BMBF habe sich die bestehende Struktur bewährt.

 63.2 Der RH wies kritisch darauf hin, dass die organisatorische Veranke-
rung der Verbundzentrale bei der PH Wien dem Grundsatz der Plan-
stellenwahrheit widersprach. Der RH empfahl dem BMBF, eine Ausla-
gerung der Aufgaben der Verbundzentrale in Erwägung zu ziehen.

 63.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF nehme die Verbundzentrale die 
Aufgaben der systembibliothekarischen Stelle für die beteiligten Bibli-
otheken wahr. Jede Studienbibliothek einer öffentlichen PH habe eine 
solche systembibliothekarische Stelle einzurichten, infolge der geringen 
Größe der Studienbibliotheken der PH sei dies wirtschaftlich jedoch 
nicht zu vertreten. Überdies erscheine eine Auslagerung der Aufgaben 
der Verbundzentrale im Hinblick auf die geringe Mitarbeiterzahl nicht 
zweckmäßig und wäre sicherlich mit Mehrkosten verbunden.

(2) Die PH Wien teilte mit, dass die Dienstaufsicht nur bedingt mög-
lich sei, weil die vier Personen auch örtlich nicht an der PH Wien 
angesiedelt seien.

 63.4 Der RH stellte gegenüber dem BMBF klar, dass er nicht die Bündelung 
der systembibliothekarischen Aufgaben der zwölf Bibliotheken bei der 
Verbundzentrale kritisierte, sondern deren intransparente personaltech-
nische Verankerung bei der PH Wien. Die Empfehlung des RH fokus-
sierte nicht auf die Ausgliederung der Verbundzentrale, sondern auf 
die Auslagerung der Aufgaben im Sinne einer Fremdvergabe.

Allgemeines

 64.1 (1) Neben den unmittelbar mit der Lehre in der Aus–, Fort– und Wei-
terbildung verbundenen Pflichten oblag dem Lehrpersonal (mit Aus-
nahme der Lehrbeauftragten) die Mitwirkung an den weiteren Aufga-
ben der PH. Überdies war die Lehre mit berufsfeldbezogener Forschung 
zu verbinden.

PH–Lehrerdienstrecht 
Neu
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Bis zum Inkrafttreten der Dienstrechts–Novelle 2012 – Pädagogische 
Hochschulen69 mit 1. Oktober 2013 war das Verwendungsbild des Lehr-
personals an PH stark an jenem der Lehrer an Schulen orientiert.70 Die 
an den PH wahrzunehmenden Aufgaben unterschieden sich jedoch 
deutlich von den Aufgaben der Schulen (z.B. gab es an den Schulen 
keine berufsfeldbezogene Forschung).

(2) Das neue PH–Lehrerdienstrecht ist auf das in Verwendung stehende 
und neu zu bestellende Stammlehrpersonal sowie auf das dienstzu-
geteilte Lehrpersonal anzuwenden. Mitverwendetes Lehrpersonal ver-
bleibt im bestehenden Dienstrecht.

Wesentliche Neuerungen sind:

– Neuregelung der Einstufungen und Anstellungserfordernisse:71 

 –  Der Zugang zur höchsten Gruppe (PH1/ph1) setzt eine Lehrbe-
fugnis (venia docendi) oder den Erwerb eines facheinschlägigen 
Doktorgrades und einschlägige wissenschaftliche Tätigkeit voraus. 

 –  PH2/ph2 erfordert eine einschlägige Vorbildung zumindest auf 
Diplom– bzw. Masterniveau und einschlägige Praxis– sowie Publi-
kationserfordernisse.

 –  Bei PH3/ph3 wird alternativ auf den Erwerb eines einschlägigen 
Bakkalaureatsgrades bzw. eines Grades Bachelor of Education oder 
eines Diploms gemäß Akademien–Studiengesetz 1999 abgestellt.

Bei keiner der drei Verwendungs– bzw. Entlohnungsgruppen ist ein 
Lehramtsstudium zwingend erforderlich.

–  Neues Aufgabenprofil: Die Dienstpflichten bestehen hauptsächlich 
aus Lehre inklusive Prüfungen, wissenschaftlich–berufsfeldbezo-
gene Forschung, Beratung von Studierenden und Betreuung von 
Bachelorarbeiten sowie Organisations– und Verwaltungsaufgaben. 

–  Dienstpflichtenfestlegung: Die Festlegung der Aufgaben der einzel-
nen Mitarbeiter erfolgt durch den Rektor; die der Wochendienstzeit 
(Vollbeschäftigung 40 Stunden) durch den Institutsleiter.

69 BGBl. I Nr. 55/2012
70 Zu den Dienstpflichten der Lehrer gehörten nach § 211 BDG die Erteilung regelmä-

ßigen Unterrichts, die genaue Erfüllung der sich aus der lehramtlichen Stellung erge-
benden Obliegenheiten und die Einhaltung der vorgeschriebenen Unterrichtszeit.

71 PH1/ph1 (statt LPH/lph), PH2/ph2 (statt L1/l1) und PH3/ph3 (statt L2a2/l2a2)
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–  Urlaubsregelung: Die Ferienregelung fällt weg, alle Mitarbeiter 
haben Anspruch auf fünf bzw. sechs Wochen Urlaub.

–  Besoldungsrecht: Mit einem All–in–Bezug und der Schaffung einer 
Dienstzulage sowie einer Lehrvergütung wird das bestehende Rege-
lungsgefüge ersetzt. Dem Aspekt der Leistungsorientierung wurde 
durch die Verankerung einer Prämienregelung Rechnung getragen.

 64.2 (1) Das zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch geltende Verwen-
dungsbild für das Lehrpersonal an den öffentlichen PH entsprach nicht 
dem Aufgabenspektrum der PH. Der RH bewertete die Dienstrechts–
Novelle 2012 — Pädagogische Hochschulen als Schritt zur Weiterent-
wicklung und ordnungsgemäßen Aufgabenerfüllung der PH. Er kri-
tisierte jedoch, dass ein adäquates PH–Lehrerdienstrecht erst ab dem 
Studienjahr 2013/2014 zur Verfügung stand.

(2) Der RH hob folgende Aspekte des PH–Lehrerdienstrechts positiv 
hervor:

–  Schaffung eines mehrgliedrigen Verwendungsbildes für das Lehr-
personal an den PH, das alle wahrzunehmenden Aufgaben abdeckt; 

–  Stärkung der Managementfunktionen der Rektoren; bspw. haben 
die Rektoren durch die neu geschaffene Dienstpflichtenfestlegung 
für einen effizienten Einsatz der Ressourcen Sorge zu tragen;

–  Flexibilisierung des Lehrpersonaleinsatzes durch die neue Urlaubs-
regelung (z.B. im Bereich der Fort– und Weiterbildung, siehe TZ 24).

Finanzielle Auswirkungen

 65.1 In den Erläuterungen zur Regierungsvorlage errechnete das BMBF die 
Kostenneutralität des neuen PH–Lehrerdienstrechts: Den Mehrausgaben 
für die neuen Besoldungselemente (z.B. Dienstzulage, Lehrvergütung, 
Leistungsprämie, Assistenzplanstellen) in Höhe von rd. 9,72 Mio. EUR 
standen Minderausgaben (z.B. Vergütungen für Mehrdienstleistungen, 
Kustodiatsvergütungen) des bisher geltenden Dienstrechts in Höhe von 
rd. 9,72 Mio. EUR gegenüber.

Die Erläuterungen enthielten keine Berechnung über finanzielle Aus-
wirkungen der neu eingeführten Freistellung für Forschungs– und 
Lehrzwecke.72

72 vgl. § 200g BDG, § 48j VBG 
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Für die Leistungsprämien wird den PH ein Prämientopf zur Verfügung 
stehen, der nach leistungsorientierten Kriterien auf die Lehrpersonen 
aufgeteilt werden kann. Die gesetzlichen Regelungen lassen den Ver-
teilungsmodus weitgehend offen.

 65.2 Der RH stellte fest, dass das BMBF von einer Kostenneutralität des 
neuen PH–Lehrerdienstrechts ausging. Keine Berücksichtigung fanden 
jedoch die finanziellen Auswirkungen über die Freistellung für For-
schungs– und Lehrzwecke. Der RH verwies in diesem Zusammenhang 
auf seinen Bericht „Auswirkungen der Personalhoheit auf die Gesamt-
kostensituation der Universität Wien und der Wirtschaftsuniversität 
Wien“ (Reihe Bund 2010/1, TZ 4). Eine dem neuen PH–Lehrerdienst-
recht vergleichbare Regelung in den Kollektivverträgen für Universi-
tätspersonal war ein Grund für die dort zu erwartenden beträchtlichen 
Mehrkosten.73

Hinsichtlich der Leistungsprämien empfahl der RH den PH Tirol und 
Wien, die näheren Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungs-
prämien in einer Richtlinie festzulegen.

 65.3 Laut Stellungnahme der PH Wien erarbeite das Rektorat derzeit trans-
parente Richtlinien für den Verteilungsmodus der Leistungsprämien.

Lehrverpflichtung

 66.1 (1) Das PH–Lehrerdienstrecht legte Bandbreiten für die Lehrverpflich-
tung fest:

– PH1/ph1: fünf bis 15 Wochenstunden74,

– PH2/ph2 und PH3/ph3: zehn bis 15 Wochenstunden.

(2) Nach einer Auswertung des BMBF lehrte das Lehrpersonal (Stamm– 
und dienstzugeteiltes Lehrpersonal) an den öffentlichen PH im Studi-
enjahr 2012/2013 durchschnittlich rd. 12,3 Wochenstunden (PH Tirol 
rd. 11,7 Wochenstunden; PH Wien rd. 10,5 Wochenstunden). Die Auftei-
lung der Lehre auf die einzelnen Lehrpersonen war jedoch sehr unter-
schiedlich und wies eine Bandbreite von null bis zu rd. 28 Wochen-
stunden auf.

73 9/SN–323/ME XXIV. GP, Stellungnahme des RH 
74 bezieht sich auf ein Studienjahr
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 66.2 Der RH sah die Festlegung einer Mindestlehrverpflichtung im neuen 
PH–Lehrerdienstrecht positiv. Im Zuge der Dienstpflichtenfestlegung 
empfahl der RH den PH Tirol und Wien, für eine gleichmäßigere Ver-
teilung der Lehre auf die Lehrpersonen Sorge zu tragen.

 66.3 (1) Laut Stellungnahme der PH Tirol werde für das kommende Studi-
enjahr 2014/2015 eine durchschnittliche Lehrverpflichtung im Aus-
maß von 15 Wochenstunden sowie eine gleichmäßige Verteilung der 
Lehre auf die Lehrpersonen angestrebt. 

(2) Laut Stellungnahme der PH Wien werde die Lehrverpflichtung von 
Lehrpersonen mit überwiegendem Einsatz in der Fortbildung bis zum 
Ende der Übergangsbestimmungen sukzessive angehoben werden. Darü-
ber hinaus erfordere der Mangel an Verwaltungspersonal die Unter-
schreitung aus fachlichen und organisatorischen Gründen.

 66.4 Der RH entgegnete der PH Wien, dass seiner Ansicht nach der Ein-
satz von Lehrpersonal für klassische Verwaltungsaufgaben eine Fehl-
verwendung von Personalressourcen war. Außerdem war der Einsatz 
von Verwaltungsbediensteten kostengünstiger als jener von Lehrper-
sonal. Der RH bekräftigte seine Empfehlung, für eine gleichmäßigere 
Verteilung der Lehre auf die Lehrpersonen Sorge zu tragen.

Maßnahmen zur Personalentwicklung

 67.1 (1) Die Qualifikation des Lehrpersonals (Stamm– und dienstzugeteiltes 
Lehrpersonal) an den öffentlichen PH, der PH Tirol und Wien stellte 
sich im Studienjahr 2012/2013 wie folgt dar:

Die Verteilung des Qualifikationsprofils des Lehrpersonals an den 
PH Tirol und Wien lag in etwa im Durchschnitt aller öffentlichen PH.

Tabelle 25:  Qualifikation Lehrpersonal öffentliche PH, PH Tirol und Wien,  
Studienjahr 2012/2013

Studienjahr 2012/2013 öffentliche PH PH Tirol PH Wien

Lehrpersonal in %

PH1/ph1 17,55 14,71 17,68

PH2/ph2 44,80 45,59 46,96

PH3/ph3 37,65 39,70 35,36

Stand: 13. März 2013

Quelle: BMBF
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In der Gruppe PH2/ph275 gab es Diplompädagogen (Lehramtsstudium 
gemäß Akademien–Studiengesetz 1999), für die eine Nachgraduierung 
zum Bachelor of Education erforderlich war.

(2) Im Rahmen der Reformpakete für die Weiterentwicklung der PH ver-
gab das BMBF Doktorats– und Habilitationsstipendien an das Stamm– 
und dienstzugeteilte Lehrpersonal. Damit sollte die Anzahl der Leh-
renden mit einem facheinschlägigen Doktorat bzw. einer Habilitation 
erhöht und die Forschungskompetenz der PH gestärkt werden. Das Sti-
pendium bestand in Freistellungen.

Bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung wurden insgesamt 52 Sti-
pendien (33 Doktorat und 19 Habilitation)76 mit Kosten in Höhe von 
1,48 Mio. EUR genehmigt.77

(3) Die öffentlichen PH sind in den nächsten Jahren mit einem starken 
Personalabgang infolge von Pensionierungen konfrontiert. Laut 
einer Prognose des BMBF zum Stichtag 1. Jänner 2013 wird bis zum 
Jahr 2025 mit der Pensionierung von rd. 57,2 % des Lehrpersonals 
(Stamm– und dienstzugeteiltes Lehrpersonal) der öffentlichen PH zu 
rechnen sein (PH Tirol rd. 50,5 %, PH Wien rd. 79,8 %).

 67.2 Nach Ansicht des RH standen die öffentlichen PH vor großen Heraus-
forderungen: 

–  Durch die zu erwartende hohe Anzahl an Pensionierungen war eine 
gezielte Personalrekrutierung unumgänglich.

–  Die Qualifikationsprofile und die Absicht des BMBF zur Weiterent-
wicklung der PH machten Maßnahmen zur Nach– und Höherqua-
lifizierung des Lehrpersonals erforderlich.

In diesem Zusammenhang wertete der RH die vom BMBF gesetzten 
Anreize zur Höherqualifizierung und zur Stärkung der Forschungs-
kompetenz in Form von Doktorats– und Habilitationsstipendien positiv.

75 aufgrund einer bis 30. September 2017 gültigen Übergangsbestimmung, vgl. 
§ 248a Abs. 2 BDG i.d.F. BGBl. I Nr. 55/2012

76 Studienjahr 2012/2013: PH Tirol reichte keine Anträge ein, PH Wien drei Habilitations-
stipendien; Studienjahr 2013/2014: PH Tirol vier Doktoratsstipendien, PH Wien fünf 
Habilitationsstipendien und ein Doktoratsstipendium

77 rd. 238.000 EUR im Jahr 2012, rd. 732.000 EUR im Jahr 2013 und rd. 513.000 EUR im 
Jahr 2014
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Der RH empfahl dem BMBF sowie den PH Tirol und Wien, der Perso-
nalrekrutierung und –entwicklung großes Augenmerk beizumessen, 
um ausreichend qualifiziertes Lehrpersonal zur Verfügung zu haben.

 67.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF würden im Zuge der aktuellen 
Verhandlungen zu den Ziel– und Leistungsplänen/Ressourcenplänen 
sowohl die von den PH geplanten Personalentwicklungsmaßnahmen 
als auch ihre Rekrutierungspolitik thematisiert werden.

(2) Die PH Wien teilte mit, dass die Ernennungserfordernisse in Kom-
bination mit den Entlohnungsgruppen die Rekrutierung qualifizierter 
Experten für die PH erschwerten. 

 68.1 (1) An den öffentlichen PH gab es Personalabteilungen. Da die PH 
nicht Dienstbehörden waren, fungierten diese als Bindeglied zwischen 
PH und BMBF.

Im BMBF — als Dienstbehörde — war die Abteilung III/1378 für das 
Lehrpersonal und die Abteilung III/979 für das Verwaltungspersonal 
zuständig.

(2) Die Zusammenarbeit der PH Tirol und Wien mit der zuständigen 
Abteilung des BMBF in Personalangelegenheiten der Lehrer gestaltete 
sich schwierig: Einerseits monierten die PH eine lange Bearbeitungs-
dauer seitens der Abteilung. Andererseits beanstandete die Abteilung 
unvollständige Anträge der PH, die eine lange Bearbeitungsdauer nach 
sich zogen.

 68.2 Nach Ansicht des RH war die dargestellte Problemlage u.a. auf die 
komplexe Personalsituation (siehe TZ 55) zurückzuführen. Dazu kam 
die Umstellung auf das neue PH–Lehrerdienstrecht.

Der RH empfahl dem BMBF, die Prozesse zwischen BMBF und öffent-
lichen PH in Personalangelegenheiten des Lehrpersonals zu analysie-
ren. Darauf aufbauend wäre ein standardisiertes (webbasiertes) For-
mularwesen zu entwickeln, um eine effiziente Personaladministration 
zu gewährleisten.

 68.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei die Einführung eines standardi-
sierten Web–Formulars bereits als prioritäre Maßnahme in den Umset-

78 Abteilung III/13 (Legistik und Vollzug des Dienst– und Besoldungsrechts der Pädago-
gischen Hochschulen)

79 Abteilung III/9 (Personalangelegenheiten des Verwaltungspersonals der nachgeord-
neten Dienststellen und –behörden)

Personal-
administration
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zungsplan der Lenkungsgruppe aufgenommen worden. Derzeit seien 
erste Entwicklungsschritte für die konkrete technische Umsetzung im 
Gange.

(2) Die PH Wien teilte mit, dass die Aufgabenbündelung in Zusammen-
hang mit den PH seitens des BMBF notwendig sei, weil z.B. Gehalts-
auskünfte im Rahmen von Bewerbungsgesprächen nicht erteilt werden 
könnten und allfällige Gehaltseinstufungen seitens des BMBF derzeit 
bis zu einem Jahr dauerten.

 69.1 Das HG 2005 enthielt neben der Gleichbehandlung und der Gleich-
stellung von Frauen und Männern sowie der sozialen Chancengleich-
heit auch die besondere Berücksichtigung der Erfordernisse von Men-
schen mit Behinderungen80 als leitende Grundsätze der PH.

Die Hochschul–Curriculaverordnung 2013 schrieb in den allgemei-
nen Bildungszielen u.a. die Beachtung von inklusiver Pädagogik81 
und Diversität sowie Gender Mainstreaming82 in der Gestaltung der 
Lehramtsstudien vor.

Eines der Wirkungsziele des BMBF sah die Verbesserung der Chancen– 
und Geschlechtergerechtigkeit im Bildungswesen vor.83 Dazu gehörte 
auch die Diversifizierung der Ausbildungswege der Geschlechter und 
der Aufbau von Gender– und Diversitätskompetenz in der Lehrerbil-
dung und bei Führungskräften. 

„Lehrerinnen und Lehrer der APS und Berufsschulen sind aufgrund der 
Lehrplanverordnungen dazu verpflichtet, Schülerinnen und Schüler 
in Richtung Gleichstellung von Frauen und Männern zu erziehen.“84

80 Bundes–Behindertengleichstellungsgesetz, BGBl. I Nr. 82/2005 i.d.g.F.
81 Inklusion ist ein pädagogischer Ansatz, der für die Anerkennung und Wertschätzung 

von Diversität in Bildung und Erziehung steht.
82 Der Begriff wurde 1998 durch den Europarat definiert und stellt eine umfassende Stra-

tegie zur Gleichstellung der Geschlechter dar, die sicherstellen soll, dass Gleichstellung 
als Staatsaufgabe begriffen und insbesondere von allen Akteuren der öffentlichen Ver-
waltung verwirklicht wird. Unter Gender Mainstreaming versteht man die Optimierung 
des Verwaltungshandelns unter systematischer Berücksichtigung der Lebenswirklich-
keiten von Männern und Frauen.

83 Bundesfinanzgesetz 2013, Untergliederung 30 Unterricht Kunst und Kultur, Global-
budget 30.01 Steuerung und Services

84 Die Einführung des Unterrichtsprinzips „Erziehung zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern“ im Jahr 1995 wurde als vorübergehende Sondermaßnahme im Sinne von 
Art. 4 der „Konvention der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder Form von Dis-
kriminierung der Frau“ (BGBl. Nr. 443/1982) interpretiert.

Rechtsgrundlagen 
und Ziele

Chancen– und Geschlechtergerechtigkeit
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 69.2 Der RH anerkannte die Hervorhebung der Themen Gender Mainstrea-
ming und Diversität im HG 2005, in der Hochschul–Curriculaverord-
nung 2013 und durch das Wirkungsziel des BMBF. Er unterstrich die 
Bedeutung des Themas.

 70.1 (1) Bis etwa Mitte des 20. Jahrhunderts waren mehr Männer als Frauen 
als Lehrpersonen im Pflichtschulbereich tätig. Anfang der 1970er Jahre 
gab es mehr Frauen als Männer im Lehrpersonal der Volks–, Haupt– 
und Sonderschulen. Seither stieg der Frauenanteil sukzessive an, es 
erfolgte eine „Feminisierung“ dieser Berufsgruppe. 

Die folgende Tabelle zeigt den Anstieg des Frauenanteils unter den 
Lehrenden der Pflichtschulen seit dem frühen 20. Jahrhundert:

Die Unausgewogenheit im Zahlenverhältnis zwischen den männlichen 
und weiblichen Lehrpersonen sowie die pädagogische Bedeutung von 
männlichen Lehrern bzw. männlichen Bezugspersonen waren in den 
letzten Jahren in verschiedenen Fachartikeln und Projektberichten Dis-
kussionsthema. Einige Experten sahen die „Feminisierung“ des Lehr-
berufs als Rückschlag für die Errungenschaften hinsichtlich beruf-
licher Gleichstellung von Frauen und Männern und die Notwendigkeit, 
Schüler von Lehrerinnen und Lehrern gleichermaßen unterrichten zu 
lassen, weil dies zur Folge habe, dass später mehr Männer den Beruf 
des Lehrers ergreifen. 

(2) Eine OECD–Statistik aus dem Jahr 2011 zeigte, dass Österreich mit 
einem Frauenanteil von über 90 % im Primarbereich und rd. 71 % im 
Sekundarbereich I über dem Durchschnitt der OECD–Länder (rd. 82 % 
und rd. 68 %) lag:

Anteil der Lehre-
rinnen und weib-
lichen Studierenden

Tabelle 26: Anteil der Lehrerinnen an Volks–, Haupt– und Sonderschulen in Österreich
Schuljahr 1923/1924 1950/1951 1970/1971 1980/1981 1990/1991 2000/2001 2011/2012

Anteil in %

Volksschulen 47,45 49,83 63,30 75,48 81,89 87,41 91,66

Hauptschulen1 37,62 41,58 51,39 57,06 61,29 65,84 72,15

Sonderschulen 48,33 53,11 66,50 74,02 80,68 84,55 86,80

gesamt 45,88 47,85 58,43 65,63 71,11 76,46 81,97
1 ab 2009/2010 inklusive der Lehrpersonen an den Neuen Mittelschulen, die an Hauptschulstandorten geführt werden

Quelle: Statistik Austria
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(3) Die nachstehende Tabelle zeigt die Entwicklung der weiblichen Stu-
dierenden an den öffentlichen PH sowie an den PH Tirol und Wien:

Abbildung 9:  Anteil der Lehrerinnen in OECD–Ländern (in %) im Jahr 2010

Quellen: OECD; Darstellung RH
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Tabelle 27:  Anteil weibliche Studierende, öffentliche PH, PH Tirol und Wien,  
Studienjahr 2007/2008 und 2011/2012

Studienjahr 2007/2008 2011/2012 Veränderung 
Frauenanteil 

2007/2008 bis 
2011/2012

Studierende1 Frauenanteil Studierende Frauenanteil 

Anzahl in % Anzahl in % in %–Punkten
öffentliche PH
Lehramt Volksschule 1.498 92,32 3.997 89,52 – 2,81
Lehramt Hauptschule 1.048 68,99 2.457 66,54 – 2,44
Lehramt Sonderschule 431 90,72 677 85,52 – 5,19
Lehramt Polytechnische Schule2 – – 26 19,23 – 
Berufsschulpädagogik 201 42,29 831 38,51 – 3,78
Ernährungspädagogik 172 93,60 209 93,78 0,18
Informations– und 
Kommunikationspädagogik 94 73,40 201 57,21 – 16,19

Mode– und Designpädagogik 18 94,44 60 98,33 3,89
technisch–gewerbliche Pädagogik 44 9,09 271 5,90 – 3,19
gesamt 3.506 80,80 8.729 74,50 – 6,31
davon

PH Tirol
Lehramt Volksschule 132 93,94 356 90,73 – 3,21
Lehramt Hauptschule 90 74,44 288 62,50 – 11,94
Lehramt Sonderschule 43 86,05 48 85,42 – 0,63
Lehramt Polytechnische Schule2 – – 4 25,00 – 
Berufsschulpädagogik 35 40,00 110 40,91 0,91
Ernährungspädagogik 29 93,10 47 89,36 – 3,74
Informations– und 
Kommunikationspädagogik 11 90,91 27 66,67 – 24,24

Mode– und Designpädagogik3 – – – – – 
technisch–gewerbliche Pädagogik 6 16,67 39 7,69 – 8,97
gesamt 346 80,92 919 71,06 – 9,87
PH Wien
Lehramt Volksschule 305 90,82 1.054 89,37 – 1,45
Lehramt Hauptschule 158 63,92 499 67,33 3,41
Lehramt Sonderschule 96 83,33 180 88,33 5,00
Lehramt Polytechnische Schule2 – – – – – 
Berufsschulpädagogik 56 42,86 312 41,35 – 1,51
Ernährungspädagogik 26 88,46 47 89,36 0,90
Informations– und 
Kommunikationspädagogik 26 76,92 56 58,93 – 17,99

Mode– und Designpädagogik 18 94,44 60 98,33 3,89
technisch–gewerbliche Pädagogik 10 20,00 97 8,25 – 11,75
gesamt 695 78,27 2.305 74,10 – 4,17

1  ohne Studierende der auslaufenden Diplomstudien
2   Der Studiengang wurde nur an den PH Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg, Steiermark und Tirol geführt.
3   Der Studiengang wurde ausschließlich an der PH Wien geführt.

Quelle: BMBF
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In beinahe allen Studiengängen war ein deutlicher Überhang weib-
licher Studierender festzustellen; so machte z.B. der Anteil weiblicher 
Studierender für das Lehramt Volksschule im Studienjahr 2011/2012 im 
Österreichschnitt rd. 89,5 % (PH Tirol rd. 90,7 %, PH Wien rd. 89,4 %) 
aus. Signifikante Ausnahmen bildeten die Studiengänge Berufsschul-
pädagogik (öffentliche PH rd. 38,5 %, PH Tirol rd. 40,9 %, PH Wien 
rd. 41,4 %) sowie die technisch–gewerbliche Pädagogik (öffentliche 
PH rd. 5,9 %, PH Tirol rd. 7,7 %, PH Wien rd. 8,3 %). 

 70.2 (1) Der RH hielt fest, dass — trotz Rückgangs des Anteils weiblicher Stu-
dierender an öffentlichen PH im überprüften Zeitraum — im Studien-
jahr 2011/2012 durchschnittlich rd. 74,5 % aller Studierenden Stu-
dentinnen waren. Insbesondere in den Studiengängen Mode– und 
Designpädagogik (rd. 98,3 %) und Ernährungspädagogik (rd. 93,8 %) 
sowie den Studiengängen Lehramt Volksschule (rd. 89,5 %) und Lehr-
amt Sonderschule (rd. 85,5 %) gab es einen überdurchschnittlich hohen 
Anteil weiblicher Studierender. Demgegenüber lag der Männeranteil in 
den Studiengängen Berufsschulpädagogik und technisch–gewerbliche 
Pädagogik im Studienjahr 2011/2012 durchschnittlich bei rd. 61,5 % 
bzw. rd. 94,1 %.

(2) Der RH beurteilte die Unausgewogenheit im Zahlenverhältnis zwi-
schen den männlichen und weiblichen Lehrpersonen — vor dem Hin-
tergrund des Arbeitsmarkts und der pädagogischen Aspekte — kritisch. 
Er empfahl dem BMBF, Maßnahmen zu setzen, um die Attraktivi-
tät des Lehramtsstudiums für den Pflichtschulbereich für Männer zu 
steigern. Auch sollte durch entsprechende Maßnahmen der Anteil der 
weiblichen Studierenden in Studiengängen, in denen Frauen unterre-
präsentiert sind, erhöht werden (z.B. durch die Förderung geschlechts-
sensibler, atypischer Berufsorientierung).  

 70.3 Laut Stellungnahme des BMBF seien mit der Umsetzung der Pädagog/
innenbildung NEU und des neuen Lehrerdienst– und Besoldungsrechts 
und der damit verbundenen Aufwertung der Tätigkeiten im Pflichtschul-
bereich wesentliche Anreize gesetzt worden, um den Anteil der männ-
lichen Studierenden in den einschlägigen Lehramtsstudien zu steigern. 
Weiters habe das BMBF eine Expertise zum Thema „PädagogInnenbil-
dung und Geschlecht“ beauftragt, die im Frühjahr 2014 vorliegen soll.

 71.1 Laut HG 2005 hatten alle Organe der PH darauf hinzuwirken, in allen 
Arbeitsbereichen ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Frauen und 
Männern zu erreichen.

Frauenanteil  
PH–Personal
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Die nachstehende Tabelle zeigt die Entwicklung des Frauenanteils des 
Lehr– und Verwaltungspersonals an öffentlichen PH sowie den PH Tirol 
und Wien:

An den öffentlichen PH erhöhte sich der Frauenanteil am gesamten 
Personal um rd. 6,2 Prozentpunkte. An der PH Tirol war das Geschlech-
terverhältnis im Studienjahr 2011/2012 mit rd. 50,3 % Frauenanteil 
erstmals relativ ausgeglichen. Zuvor lag der Anteil des weiblichen Per-
sonals jeweils unter 50 %.

An der PH Wien gab es seit dem Studienjahr 2008/2009 einen Überhang 
an weiblichem Personal; der Frauenanteil lag im Studienjahr 2011/2012 
bei rd. 64,5 % und war damit seit dem Studienjahr 2007/2008 um 
rd. 15,3 Prozentpunkte angestiegen. 

 71.2 Der RH anerkannte die Entwicklung des Frauenanteils am Personal an 
den öffentlichen PH. Er hielt jedoch fest, dass der Männeranteil des Per-
sonals an der PH Wien im Studienjahr 2011/2012 unterdurchschnitt-
lich (rd. 35,5 %) war. Der RH empfahl der PH Wien, nach Möglichkeit 
den Anteil des männlichen Personals zu erhöhen, um eine geschlech-
termäßige Ausgewogenheit zu erreichen.

Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen und Frauenförderungsgebot

 72.1 (1) Der Arbeitskreis für Gleichbehandlungsfragen (AKGB) hatte laut 
HG 2005 die Aufgabe, Diskriminierungen durch Organe der PH auf-
grund des Geschlechts entgegenzuwirken und die Angehörigen und 
Organe der PH in Fragen der Gleichstellung von Frauen und Männern 
sowie der Frauenförderung zu beraten und zu unterstützen. 

Die PH Tirol und Wien richteten im Jahr 2008 jeweils einen AKGB ein; 
der AKGB war auf den jeweiligen Webseiten aufrufbar. Auf der Web-
seite der PH Wien fanden sich neben einer Auflistung aller Mitglie-

Tabelle 28:  Frauenanteil Lehr– und Verwaltungspersonal öffentliche PH, PH Tirol  
und Wien, Studienjahre 2007/2008 bis 2011/2012

Studienjahr 2007/2008 2008/2009 2009/2010 2010/2011 2011/2012 Veränderung 
2007/2008 bis 

2011/2012

Frauenanteil in % in %–Punkten

öffentliche PH 48,79 51,58 51,68 54,11 54,97 6,18

PH Tirol 44,97 44,55 46,28 47,11 50,33 5,36

PH Wien 49,19 59,80 62,24 62,71 64,45 15,26

Quellen: BMBF; Berechnungen RH

Maßnahmen 
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der des AKGB auch Informationen über rechtliche Grundlagen, Auf-
gaben und Tätigkeiten. Auf der Webseite der PH Tirol fehlten diese 
Informationen.  

Weder an der PH Tirol noch an der PH Wien gab es eine Anlaufstelle 
des AKGB, wohin sich Studierende sowie Mitarbeiter der PH vor Ort 
direkt wenden konnten. 

Die Vorsitzenden des AKGB an den PH Tirol und Wien waren nicht 
mit eigenen Ressourcen (Werteinheiten) für die Ausübung ihrer Funk-
tion ausgestattet; sie nahmen die Funktion freiwillig neben der Unter-
richtstätigkeit wahr. Die Vorsitzenden der AKGB an den PH Tirol und 
Wien übten gleichzeitig auch die Funktion von Gender–Mainstrea-
ming–Beauftragten aus (siehe TZ 73). 

(2) Nach § 28 HG 2005 hatte jede PH die Erlassung eines Frauenför-
derungsplans in ihrer Satzung zu regeln. 

Sowohl die PH Tirol als auch die PH Wien beschrieben in ihrer jewei-
ligen Satzung die rechtlichen Grundlagen, Ziele und Anwendungsbe-
reiche eines Frauenförderungsplans. Keine der beiden PH konnte einen 
konkreten Frauenförderungsplan vorlegen.

 72.2 (1) Der RH hielt fest, dass an den PH Tirol und Wien keine Ressour-
cen für die Arbeit des AKGB vorgesehen waren und bemängelte die 
unzureichende Präsenz des AKGB für Information und Unterstützung 
suchendes PH–Personal und Studierende. 

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, jeweils fixe Sprechzeiten für 
den AKGB einzurichten. Weiters wäre die Internetpräsenz des AKGB 
an der PH Tirol auszubauen.

(2) Der RH stellte fest, dass an den PH Tirol und Wien die jeweilige 
Satzung einen Frauenförderungsplan vorsah, beide PH einen solchen 
Frauenförderungsplan jedoch nicht vorlegen konnten. Der RH ver-
wies jedoch auf den hohen Frauenanteil sowohl der PH Tirol als auch 
der PH Wien.

 72.3 (1) Laut Stellungnahme der PH Tirol sei der AKGB auf der Webseite 
direkt abrufbar und es stünden aussagekräftige Informationen für Inte-
ressierte zur Verfügung. Die Funktionen der Vorsitzenden und der Mit-
glieder des AKGB seien in deren Aufgabenbereichen angeführt und 
damit offiziell verankert.
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(2) Die PH Wien teilte mit, dass der neue Vorsitzende des AKGB hin-
sichtlich der fixen Sprechzeiten informiert worden sei.

Gender–Mainstreaming–Beauftragte

 73.1 (1) Das BMBF forderte im Jahr 2008 die Rektoren der PH auf, jeweils 
zwei Gender–Mainstreaming–Beauftragte zu nominieren. Seit 2008 
veranstaltete das BMBF jährliche Arbeitstagungen für die Gender–
Mainstreaming–Beauftragten und versandte die Protokolle mit den 
Ergebnissen dieser Tagungen an die Rektoren. Ein Schreiben des BMBF 
an die Rektoren vom März 2010 enthielt Ausführungen zu Funktion 
und Aufgabenwahrnehmung (z.B. Beratung und Unterstützung für 
Angehörige und Organe der PH bei Planung und Umsetzung kon-
kreter Vorhaben und Maßnahmen hinsichtlich Gender–Kompetenz) 
der Gender–Mainstreaming–Beauftragten.

(2) An den PH Tirol und Wien waren die Gender–Mainstreaming–
Beauftragten nicht auf der PH–Webseite sichtbar, ebenso wenig gab 
es eine dokumentierte Funktions– und Aufgabenbeschreibung. An der 
PH Tirol wurde die Arbeit von AKGB– und Gender–Mainstreaming–
Beauftragten kurz in den jährlich erscheinenden Hochschulberichten 
zusammengefasst.

(3) Die Gender–Mainstreaming–Beauftragten an den PH Tirol und Wien 
übten diese Funktion freiwillig neben der Unterrichtstätigkeit aus. 

 73.2 (1) Der RH erachtete die jährlichen, vom BMBF organisierten Arbeits-
tagungen für alle Gender–Mainstreaming–Beauftragten als positiv und 
anerkannte die Zusammenarbeit des BMBF mit den Gender–Mainstrea-
ming–Beauftragten. Der RH empfahl dem BMBF, bei den Rektoraten 
verstärkt auf die Funktion der Gender–Mainstreaming–Beauftragten 
hinzuweisen. 

(2) Der RH kritisierte die fehlende bzw. geringe Wahrnehmbarkeit der 
Gender–Mainstreaming–Beauftragten an den PH Tirol und Wien. Er 
empfahl den PH Tirol und Wien, die Funktion und die Aufgaben der 
Gender–Mainstreaming–Beauftragten zu konkretisieren und u.a. auf 
der Webseite sichtbar zu machen. 

 73.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF gebe das PH–Lehrerdienstrecht Neu 
den Rektoraten die Möglichkeit, die Tätigkeit der Gender–Mainstrea-
ming–Beauftragten (sowie auch die der Vorsitzenden der AKGB) im 
Rahmen der jährlich zu vereinbarenden Arbeitspakete zu berücksich-
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tigen. Darüber hinaus werde das BMBF dieses Thema bei der näch-
sten Rektorenkonferenz im Mai 2014 auf die Agenda setzen. 

(2) Die PH Tirol teilte mit, dass sich die Personalunion von Mitgliedern 
des AKGB und Gender–Mainstreaming–Beauftragten bewährt habe. Die 
Wahrnehmbarkeit der Gender–Mainstreaming–Beauftragten — insbe-
sondere über die Webseite der PH — werde verbessert werden.

(3) Laut Stellungnahme der PH Wien werde sie ihre Webseite neu 
gestalten; ab 1. September 2014 würden die Funktionen und Aufga-
ben der Gender–Mainstreaming–Beauftragten auf der Webseite sicht-
bar gemacht werden.

Ziel– und Leistungspläne sowie Curricula

 74.1 (1) Das BMBF forderte im Jänner 2011 die PH schriftlich auf, bei der 
Überarbeitung der Ziel– und Leistungspläne Gender und Diversity zu 
berücksichtigen und die jeweiligen Gender–Mainstreaming–Beauftrag-
ten dafür miteinzubeziehen.

Die Abteilung Gender Mainstreaming des BMBF war nicht in den Pro-
zess der Genehmigung der Ziel– und Leistungspläne miteingebunden 
und konnte so die Umsetzung der geforderten Aspekte nicht überprü-
fen. Ebenso wenig wurde die Abteilung Gender Mainstreaming beige-
zogen, um die Umsetzung der Prinzipien des Gender Mainstreaming 
in den Curricula zu überprüfen.

(2) Die PH Tirol bekannte sich zur „grundsätzlichen Förderung des ein-
zelnen Individuums mit seinen eigenen speziellen Bedürfnissen unter 
Beachtung geschlechtsspezifischer Besonderheiten“85 und nannte als 
Arbeitsprinzip in den Ziel– und Leistungsplänen im Sinne von Gender 
Mainstreaming die Förderung der Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern in allen Arbeitsbereichen. Bis auf den Bereich Forschung wie-
sen die Ziele und Vorhaben jedoch keinen Gender–Bezug aus.

Der Aspekt Gender Mainstreaming war in den Curricula der PH Tirol 
bis zum Studienjahr 2009/2010 nicht verankert. Die ab dem Studien-
jahr 2010/2011 gültigen Curricula enthielten Gender Mainstreaming 
als zu beachtenden Parameter und integrierten dies auch in den ein-
zelnen Modulen. 

85 Profil der PH Tirol, S. 4
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(3) Die Gender–Thematik fand sich sowohl im Leitbild der PH Wien 
als auch im Qualitätsmanagement wieder. Gender Mainstreaming und 
auch Inklusion waren als Querschnittsmaterien vorgesehen.

Die Curricula der Lehramtsstudien an der PH Wien sahen keine Pflicht-
module zum Thema Gender vor. Allerdings gab es ein Grundmodul 
zum Thema Heterogenität/Diversität, das sich u.a. auch mit dem Thema 
Inklusion auseinandersetzte. Als individuellen Studienschwerpunkt bot 
die PH Wien das Modul „Gender– und Diversitymanagement“ an, das 
übergreifend alle Lehramtsstudierenden als Wahlpflichtfach belegen 
konnten. An der PH Wien gab es ein eigenes „Büro für inklusive Bil-
dung“. 

 74.2 (1) Der RH kritisierte, dass die Abteilung Gender Mainstreaming des 
BMBF nicht in die notwendigen Prozesse zur Überprüfung der Abbil-
dung der Materie Gender Mainstreaming miteingebunden war. 

Er empfahl dem BMBF, die Abteilung Gender Mainstreaming — unter 
Sicherstellung zügiger Verfahrensabläufe (siehe TZ 14) — künftig in 
alle PH–Agenden miteinzubinden, die den thematischen Schwerpunkt 
Gender und die Abbildung des Gleichstellungsauftrags betreffen. 

(2) Der RH anerkannte die Erwähnung der Gender–Thematik in den 
Ziel– und Leistungsplänen der PH Tirol, kritisierte aber das weitge-
hende Fehlen konkreter Ziele und Vorhaben. Er empfahl der PH Tirol, 
operationalisierte Ziele zur Umsetzung von Gender Mainstreaming in 
allen Leistungsbereichen zu definieren. 

Weiters beurteilte er die Nennung von Gender Mainstreaming in den 
Curricula der PH Tirol als positiven Schritt, beanstandete aber, dass 
die PH weder explizite Lehrveranstaltungen noch ein Wahlfachmodul 
zur Thematik anbot. Er empfahl deshalb der PH Tirol, Lehrveranstal-
tungen mit Bezug zu Gender Mainstreaming und Diversität ins Lehr-
angebot aufzunehmen.

(3) Der RH beurteilte das Angebot des Wahlfachmoduls Gender Main-
streaming an der PH Wien positiv. Ebenso anerkannte er die Veranke-
rung von Gender Mainstreaming und Inklusion im Qualitätsmanage-
ment der PH. Er empfahl aber auch der PH Wien, das Thema Gender 
Mainstreaming in den Curricula zu berücksichtigen.

 74.3 (1) Laut Stellungnahme des BMBF sei die Abteilung Gender Mainstrea-
ming in die ressortinterne Kommission Pädagog/innenbildung NEU ein-
gebunden, ebenso in die Vorbereitungen der Ressortanalysen zu den 
jährlichen Leistungsberichten der PH sowie aktuell bei den Curricula–
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Entwürfen für die neuen Lehramtsstudien. Zu den Rektorenkonferenzen 
werde die Abteilung Gender Mainstreaming themenspezifisch beigezo-
gen.

(2) Die PH Tirol teilte mit, dass die Berücksichtigung von Frauenförde-
rungsthemen, Gender Mainstreaming, Gleichbehandlung und Inklusion 
perspektivisch in der Entwicklung der neuen Curricula vorgesehen sei.

(3) Die PH Wien werde, laut ihrer Stellungnahme, im Rahmen der Cur-
ricula–Entwicklung der PädagogInnenbildung NEU die gesetzlichen Vor-
gaben bezüglich Gender– und Diversitätskompetenz realisieren. Eine 
entsprechende Arbeitsgruppe sei durch die Studienkommission bereits 
eingesetzt worden.

 74.4 (1) Der RH anerkannte die geplanten Maßnahmen der PH Tirol, hielt 
aber an seiner Empfehlung fest, operationalisierte Ziele zur Umsetzung 
von Gender Mainstreaming in allen Leistungsbereichen zu definieren.

(2) Der RH verblieb bei seiner Empfehlung an die PH Wien, das Thema 
Gender Mainstreaming explizit in den Curricula zu verankern.

Barrierefreiheit

 75.1 (1) Gemäß §§ 61 und 63 HG 2005 und gemäß Bundes–Behinderten-
gleichstellungsgesetz mussten die PH Menschen mit physischer oder 
psychischer Beeinträchtigung die uneingeschränkte Absolvierung der 
Studienangebote ermöglichen. 

(2) An der PH Tirol gab es im Hauptgebäude weder eine Liftanlage 
noch behindertengerechte WC–Anlagen. Es gab auch keine Behinder-
tenbeauftragte für die Mitarbeiter oder die Studierenden.

(3) An der PH Wien verfügte ein Gebäude (von insgesamt fünf) über 
eine Liftanlage. Aufgrund fehlender Rampen und zu schmaler Durch-
gänge gab es Probleme für Rollstuhlfahrer. Jeweils ein Behinderten-
beauftragter war für die Mitarbeiter sowie die Studierenden zuständig. 

 75.2 Der RH hielt fest, dass die Gebäude der PH Tirol und der PH Wien 
nicht bzw. nur teilweise barrierefrei waren; dementsprechend war nur 
eine eingeschränkte Nutzungsmöglichkeit für Menschen mit physischer 
Beeinträchtigung gegeben. 

Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, im Sinne der Sicherstel-
lung von Chancengerechtigkeit (Wirkungsziel, siehe TZ 69) die Bemü-
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hungen zur Gewährleistung der Barrierefreiheit weiter zu forcieren. 
Jedenfalls wäre bei den geplanten Um– bzw. Neubauten die Barriere-
freiheit sicherzustellen. 

Zudem empfahl er der PH Tirol, einen Behindertenbeauftragten zu 
nominieren.

 75.3 (1) Laut Stellungnahme der PH Tirol sei im Zuge der geplanten Baumaß-
nahme die bauliche Barrierefreiheit ein erklärtes Ziel. Darüber hinaus 
werde in den nächsten Wochen eine Revision des Organisationsplans 
angestrebt, unter anderem mit dem Ziel der Installierung eines Behin-
dertenbeauftragten.

(2) Die PH Wien teilte mit, dass im Zuge der geplanten Generalsanie-
rung (voraussichtlicher Beginn 2015) Barrierefreiheit in allen Gebäu-
den der Bundesimmobiliengesellschaft mbH hergestellt werde.

Informationstransfer

 76.1 (1) Das BMBF legte im Jahr 2009 für die Fort– und Weiterbildung der 
Lehrer für den Zeitraum 2010 bis 2013 Genderkompetenz als Schwer-
punkt fest (siehe TZ 20). Das BMBF bot den PH Zusatzmittel für Train 
the Trainer–Maßnahmen im Bereich Genderkompetenz und veranstal-
tete für alle Mitarbeiter der PH Fortbildungsveranstaltungen zu den 
Themen Gender und Diversität. Ebenso stellte das BMBF auf seiner 
Webseite Materialien zum Download zur Verfügung und versandte 
regelmäßig Informationsmaterialien an die Rektorate und Gender–
Mainstreaming–Beauftragten. 

Eine weitere Verbreitung der spezifischen Informationen bzw. Mate-
rialien an die Mitarbeiter sowie an die Studierenden der beiden PH 
erfolgte lediglich eingeschränkt.

(2) Sowohl an der PH Tirol als auch an der PH Wien absolvierten 
die Gender–Mainstreaming–Beauftragten Aus– und Fortbildungen 
hinsichtlich Genderkompetenz (u.a. Train the Trainer–Ausbildung 
„REFLECT – Genderkompetenz durch Reflexive Koedukation“)86. Die 
PH Wien führte auch verschiedene Veranstaltungen zum Thema Gender 
und Diversität durch (z.B. Tage der Diversität und Inklusion). 

 76.2 Der RH erachtete die Fort– und Weiterbildungsangebote des BMBF 
zur Genderthematik als positiv, bemängelte jedoch den eingeschränk-

86 http://www.univie.ac.at/reflect/, abgerufen am 10. September 2013
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ten Informationstransfer an den PH. Nach Ansicht des RH müsste die 
vorhandene Expertise durch die Gender–Mainstreaming–Beauftragten 
an die Mitarbeiter sowie an die Studierenden weitergetragen werden. 
Der RH empfahl den PH Tirol und Wien, interne Fort– und Weiterbil-
dungen zum Aufbau von Gender– und Diversitätskompetenz für die 
Mitarbeiter auf allen Ebenen der PH zu organisieren. Ebenso könnte 
auch erwogen werden, in Stellenausschreibungen und Lehrbeauftra-
gungen Gender– und Diversitätskompetenz als Qualifikationsmerkmal 
auszuweisen. 

Weiters empfahl der RH den PH Tirol und Wien, Informationsmaterial 
zu Gender Mainstreaming und themenspezifischen Veranstaltungen 
für alle Mitarbeiter sowie Studierende der PH zugänglich zu machen 
(z.B. Webseite, Newsletter). 

 76.3 (1) Laut Stellungnahme der PH Tirol seien seit der Gebarungsüberprü-
fung durch den RH eine Vielzahl an Informations– und Kommunika-
tionsmaßnahmen zum Thema Gleichberechtigung und Gender Main-
streaming PH–intern und für die Studierenden gesetzt worden.

(2) Die PH Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, sie werde die spe-
zifischen Informationen allen Mitarbeitern über den Dienstweg zugäng-
lich machen.

 76.4 Der RH anerkannte die geplanten Maßnahmen der PH Wien, um den 
Informationstransfer zu verbessern. Die Maßnahmen sollten nach 
Ansicht des RH jedoch auch die Zielgruppe der Studierenden mitein-
beziehen.
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 77 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Die Effektivität der derzeitigen Standorte der Pädagogischen 
Hochschulen (PH) wäre zu prüfen und eine weitere Konzentration 
im Rahmen der „Pädagog/innenbildung NEU“ anzustreben. (TZ 2 
und 49)

(2) Im Sinne einer wirkungsorientierten Verwaltungsführung wäre 
künftig bei Gesetzesvorhaben die Zielerreichung zu überprüfen. 
(TZ 2)

(3) Eine Schärfung des Aufgabenkatalogs für den Hochschulrat wäre 
anzustreben. Dabei wäre darauf zu achten, dass die Aufgaben voll-
umfänglich durch die Mitglieder erfüllt werden können, um den 
Aufwand für Fremdleistungen gering zu halten. (TZ 4)

(4) In Absprache mit den öffentlichen PH wären Qualifikationspro-
file und Standards für die Ausschreibungen und Auswahlverfahren 
von (Vize–)Rektoren zu erarbeiten und eine verbindliche einheit-
liche Vorgehensweise festzulegen. (TZ 4)

(5) Sämtliche Aufwandsentschädigungen des Hochschulrats hätten 
aufgrund einheitlicher Standards (z.B. unterschriebene Sitzungs-
listen) zu erfolgen. Mitglieder des Hochschulrats, die in einem öffent-
lich–rechtlichen Dienstverhältnis zum Bund stehen, sollten aus-
schließlich über ihre bezugsanweisende Stelle abgerechnet werden. 
(TZ 4)

(6) Den Kontroll– und Aufsichtsaufgaben gegenüber den PH wäre 
verstärkt nachzukommen, um sicherzustellen, dass die gesetzlichen 
Vorgaben eingehalten werden. (TZ 5 und 9) 

(7) Eine PH–Online–Lösung wäre anzustreben, die eine ordnungs-
gemäße Aufgabenwahrnehmung (z.B. Dokumentation der Curricula) 
durch die Studienkommission sicherstellt. (TZ 6)

(8) Das BMBF sollte sich verstärkt in die vorbereitenden Abstim-
mungsarbeiten in Bezug auf die Organisationspläne an den einzel-
nen PH einbringen, damit der Genehmigungslauf im BMBF rasch 
erfolgen kann. (TZ 9) 

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen

BMBF



324 Bund 2014/10

Schlussbemerkungen/ 
Schlussempfehlungen

(9) Eine Aufgabenbündelung im Zusammenhang mit den PH wäre 
vorzunehmen, um die involvierten Fachabteilungen bzw. Sektionen 
des BMBF besser zu koordinieren. Darüber hinaus wäre eine einheit-
liche Vorgehensweise der einzelnen Stellen zu gewährleisten. (TZ 10)

(10) Die Umsetzung von Optimierungsmaßnahmen in Bezug auf die 
Kommunikationsprozesse BMBF – PH wäre fortzuführen; die öffent-
lichen PH wären adäquat einzubinden. (TZ 11)

(11) Primär wäre das im Ressort vorhandene Fachwissen zu nut-
zen, um den Aufwand für Fremdleistungen gering zu halten. (TZ 11) 

(12) Alle Ressourcen wären in die Ziel– und Leistungspläne aufzu-
nehmen, um eine Verbindung mit den zu erbringenden Leistungen 
sicherzustellen. (TZ 12 und 15)

(13) Die maximale Anzahl der Ziele und Vorhaben in den Ziel– und 
Leistungsplänen der PH wäre zu reduzieren, um eine Fokussierung 
der PH auf die Zielerreichung sicherzustellen. (TZ 13)

(14) Der Prozess für die Erstellung der Ziel– und Leistungspläne 
wäre zu vereinfachen. Die Pläne wären rechtzeitig vor Beginn des 
jeweiligen Studienjahres zu genehmigen. (TZ 14)

(15) In der künftig zur Anwendung kommenden Ressourcenzutei-
lung auf Grundlage von Planstellen wäre auf eine sparsame Haus-
haltsführung zu achten. (TZ 16)

(16) Bei Nichtvorlage der Leistungsberichte zu den Ziel– und Leis-
tungsplänen durch die PH wären diese einzufordern. (TZ 17)

(17) Bei Nichterreichen von gesetzten Zielen bzw. bei Nichteinhal-
tung von verbindlichen Vorgaben wäre die Einführung von Sank-
tionsmechanismen in Betracht zu ziehen. (TZ 5 und 17) 

(18) Die Kontinuität der Fort– und Weiterbildung für zentrale 
Reformvorhaben des BMBF wäre auch nach 2013 sicherzustellen. 
(TZ 20)

(19) Die Maßnahmen zur Optimierung und weiteren Verbesserung 
der Qualität in der Fort– und Weiterbildung wären fortzusetzen. 
(TZ 20)
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(20) Gemeinsam mit den PH und den Landesschulräten wären Über-
legungen zur flexibleren Ressourcenzuteilung für die Fort– und Wei-
terbildung anzustellen. (TZ 21)

(21) Entsprechende Steuerungsmaßnahmen zur Ressourcensteue-
rung und –planung wären aufgrund der jährlichen Berichte des 
BMBF zur Fort– und Weiterbildung in die Wege zu leiten. (TZ 22)

(22) Es wäre weiter darauf hinzuwirken, dass die öffentlichen PH 
ihre Forschungsaktivitäten erhöhen. (TZ 27 und 58)

(23) Den PH sollte die Anwendung einer in PH–Online zur Ver-
fügung gestellten Applikation zur Forschungsdokumentation ver-
pflichtend vorgeschrieben werden. (TZ 28)

(24) Um eine einmalige Dateneingabe zu ermöglichen, wäre eine 
Schnittstelle zwischen den Datenbanken zur Forschungsdokumen-
tation und Bildungsforschung zu implementieren. (TZ 29)

(25) Die für den Lehrgang zur Erlangung der subsidiären Befähigung 
zur Erteilung des katholischen Religionsunterrichts eingesetzten Res-
sourcen wären der PH Tirol sukzessive rückzuverrechnen. (TZ 31)

(26) Das Ausbildungsangebot an den PH wäre aufgrund der hohen 
Studierenden– und Absolventenzahlen am künftigen Bedarf aus-
zurichten. Dies sollte in Abstimmung mit den zuständigen Schul-
behörden und unter Berücksichtigung der Pädagog/innenbildung 
NEU erfolgen. (TZ 32 und 33)

(27) In Abstimmung mit dem BMWFW wäre weiter auf eine Stan-
dardisierung der Eignungs– und Aufnahmeverfahren für alle Aus-
bildungsinstitutionen hinzuwirken. (TZ 36)

(28) Die Arbeiten zur Klärung der rechtlichen Grundlagen für Ko ope-
rationsvereinbarungen zwischen PH und Universitäten wären vor-
anzutreiben, um die PH angemessen und zeitgerecht zu unterstüt-
zen. (TZ 38)

(29) In Abstimmung mit dem BMWFW wären weitere Maßnah-
men zur Etablierung von Entwicklungsverbünden und Kooperati-
onen zu setzen. (TZ 39)

(30) Die Evaluierungsberichte der PH wären innerhalb des BMBF 
zu verteilen und die notwendigen Maßnahmen zu setzen. (TZ 41)
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(31) Mit dem BMWFW bzw. den Universitäten und den Fachhoch-
schulen wäre ein Erfahrungsaustausch hinsichtlich der Lehrveran-
staltungsevaluierung vorzunehmen. (TZ 42)

(32) Künftig wäre bei IT–Großprojekten ein ausführlicher Planungs-
prozess voranzustellen, um Mehrkosten und Verzögerungen zu ver-
meiden. (TZ 46)

(33) Zur Gewährleistung der Preisangemessenheit wären die Leis-
tungsvergaben nach den Bestimmungen des Bundesvergabege-
setzes 2006 vorzunehmen. (TZ 47)

(34) Im Zuge der Neuverhandlungen von PH–Online wäre auf eine 
verursachungsgerechte Kostenaufteilung zwischen BMBF, Inter-
diözesanem Amt für Unterricht und Erziehung sowie BMLFUW zu 
dringen. (TZ 48)

(35) Die rechtlichen Grundlagen hinsichtlich der Teilrechtsfähig-
keit wären umfassend zu klären, um die PH bestmöglich zu unter-
stützen. (TZ 49)

(36) Eine einheitliche Kosten– und Leistungsrechnung für die PH 
wäre einzuführen. (TZ 51)

(37) Die Umsetzung und Einhaltung der Anforderungskriterien für 
PH–Online im Bereich der Lehrveranstaltungsverwaltung wären 
sicherzustellen. (TZ 53)

(38) Der mittelfristige Bedarf an Stammlehrpersonal für die Aufga-
ben der öffentlichen PH wäre zu ermitteln sowie die nötigen Plan-
stellen und das Lehrpersonal über Versetzungen bereitzustellen. Bei 
einem nicht nur vorübergehenden Personalbedarf wären Verset-
zungen statt Dienstzuteilungen durchzuführen. (TZ 56 und 57)

(39) Vorbehaltlich eines Bedarfs der öffentlichen PH wären die Ver-
handlungen mit dem BKA bzw. BMF zur Überstellung von Mitar-
beitern aus dem Mobilitätsprogramm „Postler zum Bund“zu inten-
sivieren. (TZ 61)

(40) Eine Auslagerung der Aufgaben der Verbundzentrale des Ver-
bunds für Bildung und Kultur wäre in Erwägung zu ziehen. (TZ 63)

(41) Die Prozesse zwischen BMBF und öffentlichen PH in Personalan-
gelegenheiten des Lehrpersonals wären zu analysieren. Darauf auf-
bauend wäre ein standardisiertes (webbasiertes) Formularwesen zu 
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entwickeln, um eine effiziente Personaladministration zu gewähr-
leisten. (TZ 68)

(42) Maßnahmen wären zu setzen, um die Attraktivität des Lehr-
amtsstudiums für den Pflichtschulbereich für Männer zu steigern. 
Auch sollte durch entsprechende Maßnahmen der Anteil der weib-
lichen Studierenden in Studiengängen, in denen Frauen unterre-
präsentiert sind, erhöht werden. (TZ 70)

(43) Bei den Rektoraten wäre verstärkt auf die Funktion der Gender–
Mainstreaming–Beauftragten hinzuweisen. (TZ 73)

(44) Die Abteilung Gender Mainstreaming wäre künftig — unter 
Sicherstellung zügiger Verfahrensabläufe — in alle PH–Agenden 
miteinzubinden, die den thematischen Schwerpunkt Gender und die 
Abbildung des Gleichstellungsauftrags betreffen. (TZ 74)

(45) Die Absagen von Lehrveranstaltungen aufgrund zu geringer 
Teilnehmerzahlen wären (laufend) zu analysieren und die Ergeb-
nisse sollten bei künftigen Planungen einfließen. (TZ 23)

(46) Die Fort– und Weiterbildungsveranstaltungen wären grund-
sätzlich in der unterrichtsfreien Zeit anzubieten. Es wäre darauf zu 
achten, dass durch die notwendigen Bildungsveranstaltungen so 
wenige Unterrichtsstunden wie möglich entfallen. (TZ 24)

(47) Die Forschungsschwerpunkte wären zwischen den PH abzu-
stimmen. (TZ 26)

(48) Im Rahmen der Neuorganisation der Lehrerausbildung wäre auf 
effizienzsteigernde Maßnahmen besonderes Augenmerk zu legen, 
um bestehende Doppelstrukturen abzubauen, Ressourcen einzuspa-
ren und das vorgegebene Kostenziel zu erreichen. (TZ 35)

(49) Es wären Maßnahmen zu setzen, um die Aussagekraft der Eva-
luierungen des Lehrangebots zu erhöhen. (TZ 42)

(50) Die nicht lehrenden Tätigkeiten wären zu analysieren und Maß-
nahmen zu setzen, um den Lehrbereich zu stärken. (TZ 59) 

(51) Die Verwaltungstätigkeiten und der Einsatz der Verwaltungs-
bediensteten wären zu analysieren, um den tatsächlichen Bedarf an 
Personal zu ermitteln. (TZ 60)
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(52) Der Personalrekrutierung und –entwicklung wäre großes 
Augenmerk beizumessen, um ausreichend qualifiziertes Lehrper-
sonal zur Verfügung zu haben. (TZ 67)

(53) Von einem Einsatz der mitverwendeten Landeslehrer beim Tiro-
ler Bildungsservice wäre abzusehen. (TZ 62)

(54) Zur optimalen Abstimmung der Ziel– und Leistungspläne wäre 
eine Verbindung der Vorhaben mit den Schwerpunkten des BMBF 
und den Zielen der PH herzustellen. (TZ 13) 

(55) Die hohe Absagerate bei den Lehrveranstaltungen zum Schul-
management wäre zu analysieren und Korrekturmaßnahmen wären 
in die Wege zu leiten. (TZ 23)

(56) Für den Lehrgang zur Erlangung der subsidiären Befähigung 
zur Erteilung des katholischen Religionsunterrichts wären keine 
Ressourcen des BMBF heranzuziehen. (TZ 31)

(57) Im Entwicklungsverbund WEST wäre auf Kooperationen in 
Hinblick auf die Neuorganisation der Lehrerausbildung hinzuwir-
ken. (TZ 39)

(58) Die Durchführung der Lehrveranstaltungsevaluierung insbe-
sondere bei der Fort– und Weiterbildung (Institut für Schulqualität 
und Innovation) und der Evaluierung der Organisationseinheiten 
wäre voranzutreiben. (TZ 43)

(59) Die Ausgaben wären zu analysieren und Einsparungsmaß-
nahmen zu setzen. (TZ 49)

(60) Die Notwendigkeit der Weiterführung des Schwimmbads wäre 
— insbesondere im Rahmen des Um– bzw. Neubaus — zu hinter-
fragen. (TZ 50)

(61) Ein umfassendes Internes Kontrollsystem wäre sicherzustel-
len. Es wären Sollprozesse für alle wesentlichen Prozesse zu erstel-
len bzw. bestehende zu überarbeiten. Darüber hinaus sollten in den 
Sollprozessen über das Bestellwesen Betragsgrenzen eingeführt wer-
den, ab denen die Mitbefassung des Rektorats zwingend vorgese-
hen ist. Der Verbleib der Inventargegenstände wäre umgehend zu 
klären. (TZ 52)
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(62) Ein laufendes Budgetcontrolling wäre durchzuführen, um die 
Einhaltung des zur Verfügung stehenden Budgets zu gewährleisten. 
Zudem wären Einsparungsmaßnahmen zu ergreifen, um das Bud-
get des Jahres 2013 einzuhalten. (TZ 54)

(63) Es wären keine Verwaltungsbediensteten aufzunehmen, die mit 
einem Sondervertrag als „Lehrer“ ausgestattet sind. (TZ 59) 

(64) Die Internetpräsenz des Arbeitskreises für Gleichbehandlungs-
fragen wäre auszubauen. (TZ 72)

(65) Zur Umsetzung von Gender Mainstreaming in allen Leistungsbe-
reichen der PH wären operationalisierte Ziele zu definieren. (TZ 74) 

(66) Lehrveranstaltungen mit Bezug zu Gender Mainstreaming und 
Diversität wären ins Lehrangebot aufzunehmen. (TZ 74)

(67) Ein Behindertenbeauftragter wäre zu nominieren. (TZ 75)

(68) Die Kosten der Fort– und Weiterbildung wären zu analysieren 
und Maßnahmen zur Kostenreduktion zu setzen. (TZ 25)

(69) Die Möglichkeiten für die Integration in einen Entwicklungs-
verbund wären auszuloten und Kooperationsmöglichkeiten wären 
aktiv zu suchen. (TZ 39)

(70) Auf eine zeitgerechte Erstellung der Berichte aus der Lehrver-
anstaltungsevaluierung durch die Studienkommission wäre hinzu-
wirken. (TZ 44)

(71) Maßnahmen wären zu ergreifen, um die Rücklaufquote der 
Lehrveranstaltungsevaluierungen in der Ausbildung zu erhöhen. 
Zudem wäre die Evaluierung der Organisationseinheiten voranzu-
treiben. (TZ 44)

(72) Bestellungen unter einer bestimmten Betragsgrenze könnten 
von der Verwaltungsdirektion ohne Mitbefassung des Rektorats 
durchgeführt werden. (TZ 52)

(73) Nach Möglichkeit wäre der Anteil des männlichen Personals 
zu erhöhen, um eine geschlechtermäßige Ausgewogenheit zu errei-
chen. (TZ 71)
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(74) Das Thema Gender Mainstreaming wäre in den Curricula zu 
berücksichtigen. (TZ 74)

(75) Bei Ausschreibungen wäre darauf zu achten, dass die Funkti-
onsbeschreibungen mit den jeweiligen genehmigten Organisations-
plänen übereinstimmen. (TZ 5)

(76) Bei künftigen Wahlen zur Studienkommission wäre darauf zu 
achten, dass sämtliche Voraussetzungen für gültige Wahlen einge-
halten werden und die erforderlichen Veröffentlichungen im Mit-
teilungsblatt erfolgen. (TZ 6)

(77) Es wäre darauf hinzuwirken, die Prozessschritte der Studien-
kommission transparent und nachvollziehbar festzulegen. (TZ 6)

(78) Künftig wäre darauf zu achten, dass sich die Organe der PH 
zeitnah eine Geschäftsordnung geben und diese entsprechend kund-
gemacht werden. Die Sitzungsprotokolle inklusive der Beilagen der 
Organe wären ordnungsgemäß abzulegen bzw. zu archivieren. (TZ 7)

(79) Eine ordnungsgemäße Kundmachung und nachvollziehbare 
Archivierung der Mitteilungsblätter wäre sicherzustellen. (TZ 7)

(80) Die Leistungsberichte zu den Ziel– und Leistungsplänen wären 
jährlich zu erstellen. (TZ 17)

(81) Die Ziel– und Leistungspläne wären in schriftlichen Vereinba-
rungen auf die Organisationseinheiten herunterzubrechen, um die 
Steuerungswirkung zu erhöhen. (TZ 18)

(82) Der autonome Anteil am Fort– und Weiterbildungsbudget wäre 
zur Schwerpunktsetzung einzusetzen. (TZ 21)

(83) Es wäre ein Rückzug auf Kernschwerpunkte in der Forschung 
vorzunehmen, um die Qualität der Forschung zu stärken. (TZ 26)

(84) Bei der Festlegung der Dienstpflichten des Lehrpersonals wären 
die Forschungsaktivitäten angemessen zu berücksichtigen. (TZ 27 
und 58)

(85) Die bestehenden Ansätze der PH wären zu einem effektiven 
Qualitätsmanagement weiterzuentwickeln. (TZ 40)
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(86) Anlässlich des geplanten Um– bzw. Neubaus wäre die aktuelle 
Raumauslastung zu analysieren. Darauf aufbauend wäre ein Raum– 
und Funktionsprogramm zu erstellen, um eine optimale Raumnut-
zung zu gewährleisten. (TZ 50)

(87) Sämtliche Prozessabläufe in PH–Online wären IKS–gerecht ein-
zurichten und zu dokumentieren. (TZ 53)

(88) Die Voraussetzungen für die Gewährung von Leistungsprämien 
wären in einer Richtlinie festzulegen. (TZ 65)

(89) Im Zuge der Dienstpflichtenfestlegung wäre für eine gleich-
mäßigere Verteilung der Lehre auf die Lehrpersonen Sorge zu tra-
gen. (TZ 66)

(90) Fixe Sprechzeiten wären für den Arbeitskreis für Gleichbehand-
lungsfragen einzurichten. (TZ 72)

(91) Die Funktion und die Aufgaben der Gender–Mainstreaming–
Beauftragten wären zu konkretisieren und u.a. auf der Webseite 
sichtbar zu machen. (TZ 73)

(92) Im Sinne der Sicherstellung von Chancengerechtigkeit wären 
die Bemühungen zur Gewährleistung der Barrierefreiheit weiter zu 
forcieren. Jedenfalls wäre bei den geplanten Um– bzw. Neubauten 
die Barrierefreiheit sicherzustellen. (TZ 75)

(93) Interne Fort– und Weiterbildungen zum Aufbau von Gender– 
und Diversitätskompetenz wären für die Mitarbeiter auf allen Ebe-
nen der PH zu organisieren. Ebenso könnte auch erwogen werden, 
in Stellenausschreibungen und Lehrbeauftragungen Gender– und 
Diversitätskompetenz als Qualifikationsmerkmal auszuweisen. 
(TZ 76) 

(94) Informationsmaterial zu Gender Mainstreaming und themen-
spezifischen Veranstaltungen wäre für alle Mitarbeiter sowie Stu-
dierende der PH zugänglich zu machen. (TZ 76)


